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	Tafelteil


					Wir sind ins klassische Zeitalter des Kriegs getreten, des gelehrten und zugleich volkstümlichen Kriegs im größten Maßstabe.

					Friedrich Nietzsche, 1881

				

					Vorwort

				Im Dezember 1945 erhielt der ehemalige amerikanische Außenminister Cordell Hull den Friedensnobelpreis. Aus gesundheitlichen Gründen verhindert, den Preis persönlich in Empfang zu nehmen, ließ er eine kurze Dankesrede verlesen, in der er das Streben nach Frieden nachdrücklich unterstützte – zumal nach der «heftigen Feuerprobe durch den räumlich umfassendsten und grausamsten Krieg aller Zeiten».[1] Hull war für seine vollmundige Rhetorik bekannt, doch in diesem Fall wirkt die von ihm gewählte Ausdrucksweise auch nach mehr als fünfundsiebzig Jahren noch angemessen. Denn die Ära, die Hull gerade durchlebt hatte, war geprägt von einem globalen Krieg, der bis dahin unvorstellbare Ausmaße angenommen hatte. Die zahlreichen kriegerischen Konflikte, die heute unter dem Sammelbegriff «Weltkrieg» zusammengefasst werden, verursachten fast grenzenloses Leiden, Entbehrungen und Tod. Nie zuvor und auch seither nicht mehr gab es einen Krieg wie diesen; er übertraf auch den Ersten Weltkrieg. In Zukunft, so Hull in seiner Dankesrede, könne es sogar noch weitere Weltkriege geben – mit dem Potenzial, «unsere ganze Zivilisation auszulöschen». Bislang sind wir davon verschont geblieben.
Ein derart ausufernder und grausamer Krieg stellt für Historiker in vielerlei Hinsicht eine Herausforderung dar. Seit den 1940er Jahren ist so viel Zeit vergangen, dass es immer schwerer fällt, sich eine Welt auszumalen, in der mehr als hundert Millionen Männer (sowie eine deutlich geringere Zahl von Frauen) eine Uniform anlegten und in den Kampf zogen – mit Waffen, deren Zerstörungskraft, im Ersten Weltkrieg geschärft, sich in den folgenden Jahren nochmals dramatisch steigern sollte. Genauso schwer fällt es heute, sich vorzustellen, wie es großen Staaten gelingen konnte, ihre Bevölkerung davon zu überzeugen, bis zu zwei Drittel ihres Nationaleinkommens für Kriegszwecke auszugeben; davon, dass Hunderte Millionen Menschen sich mit kriegsbedingter Armut und Hunger abzufinden hätten; oder davon, dass Wohlstand und Ersparnisse, in Friedenszeiten angesammelt, den unersättlichen Anforderungen des Konflikts zu opfern seien. Dieses riesige Ausmaß an Entbehrungen, Enteignungen und Verlusten durch Bombardements, Deportationen, Beschlagnahmung und Diebstahl ist heute kaum mehr nachzuvollziehen.
Darüber hinaus fordert dieser Krieg auch unser modernes Empfinden heraus, unser Bemühen, zu erfassen, wie weit verbreitet damals Gräueltaten, Terrorismus und Kriegsverbrechen waren, begangen von Hunderttausenden, die in den meisten Fällen, um die einprägsame Charakterisierung des Historikers Christopher Browning zu zitieren, «ganz normale Männer» waren, weder Sadisten noch Psychopathen.[2] So alltäglich Gräueltaten heutzutage in diversen Bürgerkriegen und Aufständen auch sein mögen, das Zeitalter des Zweiten Weltkriegs erlebte eine massive Ausbreitung von gewaltsamen Zwangsmaßnahmen, Inhaftierungen, Folterungen, Deportationen und Massentötungen bis hin zum Genozid, ausgeführt von uniformierten Soldaten, Sicherheits- oder Polizeikräften, aber auch von Partisanen und irregulären Milizen, Männern wie Frauen.
Früher reichte es aus, diesen Krieg als militärische Reaktion friedliebender Nationen auf die imperialen Ambitionen Hitlers und Mussolinis in Europa sowie des japanischen Militärs in Ostasien zu erklären. Wie die offizielle Kriegsgeschichtsschreibung der Sowjetunion konzentrierten sich die westlichen Standarddarstellungen auf den militärischen Konflikt zwischen den Alliierten und den Achsenmächten. Die Geschichte dieser Auseinandersetzung ist heute in vielen ausgezeichneten Werken gründlich aufgearbeitet und dokumentiert. Sie wird deshalb hier nicht nochmals vollständig ausgebreitet.[3]
Allerdings lässt die Konzentration auf den militärischen Ausgang des Krieges, so wichtig er auch sein mag, zu viele Fragen hinsichtlich der umfassenderen Krise offen, die diesen Krieg überhaupt erst hervorbrachte. Aus dem Blick geraten dabei nämlich die unterschiedliche Natur der vielen militärischen Konflikte sowie der politische, ökonomische, soziale und kulturelle Kontext des Krieges – und letztlich auch die unterschiedlich ausgeprägte Gewalt, die 1945 noch lange nach dem formellen Ende der Kriegshandlungen andauerte. Vor allem aber sieht die konventionelle Darstellung des Krieges in Hitler, Mussolini und im japanischen Militär eher die Ursachen der großen Krise statt deren Resultat, das sie in Wirklichkeit waren. Eine angemessene, schlüssige Erklärung der Ursachen, des Verlaufs und der Folgen des Krieges ist nicht möglich ohne ein Verständnis der umfassenderen historischen Kräfte, die seit Beginn des 20. Jahrhunderts über Jahrzehnte hin zu sozialer, politischer und internationaler Instabilität führten – erst dadurch wurden die Achsenmächte letztlich dazu verleitet, reaktionäre Programme für imperiale Territorialeroberungen in Angriff zu nehmen. Die Niederschlagung dieser expansiven Ambitionen ebnete dann langsam den Weg zurück zu relativer globaler Stabilität und – in den Territorialimperien – zur Endphase der großen Krise.
Die hier vorliegende neue Geschichte des Zweiten Weltkriegs basiert auf vier zentralen Thesen. Erstens: Die konventionelle Chronologie dieses Krieges ist obsolet geworden. Die Kämpfe begannen bereits in den frühen 1930er Jahren in China und endeten in China, Südostasien, Osteuropa und im Nahen Osten erst im Jahrzehnt nach 1945. Die Kriegshandlungen zwischen 1939 und 1945 mögen das Herzstück der Erzählung bilden, doch die Geschichte des Konflikts reicht mindestens bis zur japanischen Besetzung der Mandschurei 1931 zurück und voraus zu den letzten Aufständen und Bürgerkriegen, die vom Krieg veranlasst, aber 1945 noch nicht beendet waren. Darüber hinaus beeinflussten der Erste Weltkrieg und die Gewalt, die ihm vorausging und folgte, die Welt der 1920er und 1930er Jahre zutiefst, was für die Behauptung spricht, dass man kaum etwas damit gewinnt, wenn man die beiden Großkonflikte des Ersten und Zweiten Weltkriegs voneinander trennt. Vielmehr kann man beide Kriege als Etappen eines zweiten Dreißigjährigen Krieges sehen, in dem es um die Neuordnung des Weltsystems in einer Endphase der imperialen Krise ging. Die Struktur des Buches spiegelt diese eher unkonventionelle zeitliche Perspektive wider. Die Darstellung enthält viel über die 1920er und 1930er Jahre, weil das Wesen dieses globalen Krieges und die Art und Weise, wie er ausgefochten und damals verstanden wurde, anders nicht angemessen zu erklären ist.
Zweitens: Der Krieg sollte als globales Ereignis verstanden werden, nicht als eines, bei dem es allein um die Niederringung der europäischen Achsenmächte ging, mit dem Pazifikkrieg als Anhängsel. Alle politisch instabilen Regionen in Mitteleuropa, im Mittelmeerraum und im Nahen Osten sowie in Ostasien trugen zu einer umfassenden globalen Stabilitätskrise bei, weshalb die Kampfhandlungen eben nicht auf die großen Staaten in den genannten Weltregionen beschränkt waren, sondern auch so abgelegene Gebiete wie die Aleuten im Nordpazifik, Madagaskar im südlichen Indischen Ozean oder die Inselstützpunkte in der Karibik einbezogen. Der asiatische Krieg mit seinen Folgen war für die Schaffung der Nachkriegswelt genauso wichtig wie die Niederlage Deutschlands in Europa, wenn nicht gar wichtiger. Schließlich gingen dort die Entstehung des modernen China und die Auflösung der Kolonialreiche im Zeitalter der Weltkriege Hand in Hand.
Drittens: Der Konflikt muss neu definiert werden als ein Spektrum unterschiedlicher Kriegsarten. Hauptsächlich handelte es sich um die üblichen Kriege zwischen Staaten, um Angriffs- oder Verteidigungskriege, denn nur Staaten konnten ausreichende Ressourcen mobilisieren und in großem Maßstab bewaffnete Konflikte durchhalten. Es wurden jedoch neben dem großen militärischen Konflikt auch Bürgerkriege ausgetragen – in China, in der Ukraine, in Italien, in Griechenland – sowie «Kriege der Zivilisten», sei es als Befreiungskriege gegen eine Besatzungsmacht (wozu auch die Alliierten zählten), sei es als Kriege ziviler Selbstverteidigung, vor allem, um mit den Auswirkungen des Bombenkriegs fertigzuwerden. Manchmal überschnitten sich diese verschiedenen Formen, manchmal fielen sie mit den zwischenstaatlichen Kriegen zusammen – etwa beim Partisanenkrieg in Russland oder bei den Kämpfern der Résistance in Frankreich. In jedem Fall aber waren die Partisanenkriege, Bürgerkriege und Aufstände kleinere Parallelkriege, in denen hauptsächlich Zivilisten zu ihrem Schutz oder für ihre Befreiung kämpften. Diese Mobilisierung der Zivilisten trug im Zweiten Weltkrieg maßgeblich dazu bei, dass er zum «totalen Krieg» wurde. Sie spielt darum in der folgenden Darstellung eine große Rolle.
Viertens: Alle drei Gesichtspunkte – Chronologie, Kriegsschauplätze und unterschiedlich definierte Kriege – ergeben sich aus der hier verfolgten Argumentation, dass der lange Zweite Weltkrieg der letzte imperiale Krieg war. Die meisten Gesamtdarstellungen dieses Krieges konzentrieren sich auf den Konflikt der «Großmächte» und auf die Rolle der Ideologie. Sie übersehen oder vernachlässigen dabei jedoch die Bedeutung der Territorialimperien – ein zentraler Punkt, wenn man das Wesen dieses langen Krieges, der sich von 1931 bis zu den ungeordneten Nachwehen des Jahres 1945 erstreckte, ergründen will. Die hier gewählte Perspektive ist allerdings nicht gleichbedeutend mit einer engen marxistisch-leninistischen Weltsicht. Es wird lediglich gebührend zur Kenntnis genommen, dass damals eine imperiale Weltordnung existierte, in die all die unterschiedlichen Schauplätze und Konfliktformen eingebunden waren. Diese imperiale Weltordnung wurde im Wesentlichen von Briten und Franzosen beherrscht, erregte und beflügelte jedoch in Japan, Italien und Deutschland, den angeblich «zu kurz gekommenen» Nationen, die phantastischen Ambitionen, ihr nationales Überleben zu sichern und ihre nationale Identität zur Geltung zu bringen, indem auch sie zusätzliche eigene imperiale Zonen eroberten.
Erst in jüngerer Zeit haben sich Historiker der These gewidmet, die Achsenmächte hätten sich ihre eigene globale Verbindung («Nexus») geschaffen, um die älteren Kolonialreiche zu imitieren, an deren Stelle sie treten wollten.[4] Imperiale Entwürfe und imperiale Krisen bildeten seit dem Ersten Weltkrieg – und sogar schon früher – den Rahmen für Entstehung und Verlauf des zweiten kriegerischen Großkonflikts, so wie letztlich der Ausgang des Zweiten Weltkriegs auch das Ende eines halben Jahrtausends Kolonialismus nach sich zog und die Konsolidierung der Nationalstaaten förderte.[5] Jahrhunderte unerbittlicher europäischer Expansion wichen der Verengung auf Europa. Was von der traditionellen Kolonialherrschaft noch übrig war, brach in den Jahrzehnten nach 1945 schnell zusammen, als die neuen Supermächte USA und Sowjetunion den Entstehungsprozess einer neuen Weltordnung dominierten.
Der Inhalt des Folgenden wird von den vier genannten Ansatzpunkten bestimmt. Fünf Kapitel sind einer breit angelegten Erzählung gewidmet (Prolog, Kapitel 1 bis 3 und 11), sieben sind eher thematisch ausgerichtet (Kapitel 4 bis 10). Die ersten Kapitel erkunden die langfristigen Faktoren, die die Krise der 1930er Jahre und den heraufziehenden Krieg bestimmten, wobei die Wurzeln in den imperialen und nationalen Konkurrenzkämpfen des späten 19. Jahrhunderts und in der Zeit des Ersten Weltkriegs lagen. Ein zweiter Krieg war nicht unvermeidlich, aber die Fragmentierung des Welthandels- und Finanzsystems in den 1920er Jahren, verbunden mit einer wachsenden Unsicherheit des globalen imperialen Systems und dem Aufstieg eines völkischen Nationalismus, ließen massive Spannungen und Ambitionen entstehen, die durch Zusammenarbeit kaum noch aufzulösen waren. Eine Mischung aus ultranationalistischer Ideologie, Wirtschaftskrise und sich plötzlich ergebenden Chancen ermutigte Japan, Italien und Deutschland, den Kurs eines «Neuordnungs»-Imperialismus einzuschlagen.
Für die etablierten Kolonialreiche – also das britische, das französische, das niederländische und auch das belgische Imperium – führte dies zu einer schweren Katastrophe durch eine unerwartete Serie von Niederlagen zwischen 1940 und 1942. Obwohl die Staaten, die auf eine «Neuordnung» aus waren, ihre regionalen Imperien lieber ohne eine unmittelbare Konfrontation mit der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten errichtet hätten, mussten sie feststellen, dass sie ihre Ambitionen letztlich nicht erreichen konnten, ohne diese Mächte zu besiegen oder wenigstens zu neutralisieren – daher das «Unternehmen Barbarossa» und der Pazifikkrieg, daher auch der Sonderfall des Völkermordkriegs gegen die Juden, denen vom Hitlerregime vorgeworfen wurde, den globalen Konflikt zu orchestrieren und Deutschlands nationale Selbstbehauptung zu hintertreiben. Die ersten Kapitel des Buches beschreiben also eine Welt internationaler und politischer Unsicherheit, in der es kurzzeitig so aussah, als könnten die neuen Imperien triumphieren, bevor die Kräftepotenziale der USA und der Sowjetunion mobilisiert werden konnten.
Die nächsten Kapitel beschreiben dann einen weltweiten Krieg, in dem die territorialen Ambitionen der neuen Imperien zunichtegemacht wurden. Zugleich wurden die Bedingungen für eine stabilere Weltordnung geschaffen, die auf den Prinzipien des Nationalstaats statt auf denen des Imperiums basierte, aber auch auf der Wiederherstellung eines globalen Handels- und Finanzsystems, das in den 1930er Jahren zusammengebrochen war. Dieser Übergang ist auf die wirtschaftliche und militärische Macht der Amerikaner und Sowjets zurückzuführen. Bedeutsam war dabei, dass beide Supermächte aus ideologischen Gründen (kommunistischer oder liberaler Prägung) gegen das Überleben der traditionellen Kolonialreiche eingestellt waren, was übrigens auch für China, einen weiteren wichtigen Alliierten, galt. Sie trugen also in den späten 1940er und den 1950er Jahren aktiv dazu bei, dass eine Welt aus Nationalstaaten entstand. Zwar dominierten die Supermächte im Zeitalter des Kalten Krieges in etlichen Fällen die ihnen untergeordneten Nationalstaaten, aber sie wählten für ihre Machtausübung nicht mehr die Form eines territorialen Kolonialreichs.
Deutschland und Japan kämpften im Krieg bis zum bitteren Ende, weil sie ihre nationale Auslöschung befürchteten. Doch auch ihnen wurde eine erneuerte nationalstaatliche Existenz gestattet, nachdem die auf territoriale Expansion gerichteten Kräfte im Innern dieser Länder besiegt worden waren. In diesem Abschnitt des Krieges gab es an der Niederlage der Staaten, die für eine Neuordnung der Welt eingetreten waren, nichts mehr zu deuteln, obwohl ein solcher Verlauf nicht von vornherein abzusehen gewesen war. Die größten Opfer an Menschen und Ressourcen mussten alle Seiten in den letzten beiden Kriegsjahren erbringen, bevor klar war, wer Sieger und wer Verlierer sein würde. Gewaltsame Auseinandersetzungen lebten, wenngleich in kleinerem Maßstab, in den Jahren nach 1945 weiter fort, bis die verbliebenen politischen und ideologischen Konflikte aus den Kriegsjahren unter dem verblassenden Stern von imperialen und Supermachtambitionen gelöst waren, wenn auch nicht in allen Fällen. Diese Entwicklungen sind Gegenstand des Schlusskapitels. Die traditionellen Kolonialreiche zerfielen schließlich, und es entstand die heutige Welt der Nationalstaaten.
Dieser Abriss des letzten imperialen Krieges bildet den Rahmen für die thematischen Kapitel. Hier werden Schlüsselfragen zu weitergehenden Kriegserfahrungen untersucht, mit denen Millionen Soldaten im Kampf ebenso konfrontiert waren wie die Zivilgesellschaften, die das Engagement für den totalen Krieg mitzutragen bereit waren.[6] Wie mobilisierten die Staaten die kolossalen menschlichen und materiellen Ressourcen, die sie benötigten, und mit welchen Resultaten? Wie und mit welcher Wirkung organisierten und nutzten die betroffenen Streitkräfte diese Ressourcen? Wie rechtfertigten Staaten, Parteien und Individuen die Kriege, in denen sie kämpften, und wie erhielten sie den Einsatz des Volkes bei opferreichen und oft barbarischen Schlachten aufrecht, selbst im Angesicht der Niederlage? Warum entwickelten sich parallel Bürger- oder «zivile» Kriege und mit welchen sozialen und politischen Folgen?
Dem schließen sich drei Kapitel über die Schäden an, die der Krieg bei allen beteiligten Menschen hinterließ. Was hier «emotionale Geographie des Krieges» genannt wird, ist ein Versuch, aufzuzeigen, was der Krieg emotional und psychisch bei all jenen anrichtete, die in ihn hineingezogen wurden, vor allem aber bei den mehr als hundert Millionen Männern und Frauen, die direkt an den Kämpfen beteiligt waren. Verhalten und Erwartungen veränderten sich durch den Krieg, wobei die Triebkräfte ein weites Spektrum menschlicher Gefühle waren: einerseits Furcht, Hass, Ressentiments und Wut, andererseits Mut, Willen zur Selbstaufopferung, Ängste und Mitleid. Hierbei handelt es sich um einen historisch kaum zu beschreibenden Teil der Kriegserfahrung, der gleichwohl zentral ist für jeden Versuch, zu erklären, was der Krieg bei denen bewirkte, die sich unter dem ständigen Druck eines Ausnahmezustands befanden – auf dem Schlachtfeld wie abseits des Kampfgeschehens.
Als Letztes werden die exzessive Gewalt und die Kriminalität beschrieben, die durch den Krieg provoziert wurden und zu weitverbreiteten Grausamkeiten und Zigmillionen Toten führten, in der Mehrzahl Zivilisten. Hier stellen sich zwei zentrale Fragen: Warum war die Todesrate unter Soldaten und Zivilisten so hoch – rund fünfmal höher als im Ersten Weltkrieg –, und warum waren die Täter willens und in der Lage, in einem solchen Ausmaß grausame Gewalt jeglicher Art auszuüben, und zwar auf allen Kriegsschauplätzen? Beide Fragen hängen eng miteinander zusammen, sind aber voneinander unterschieden. Der Tod kam in vielerlei Gestalt und aus vielen Gründen, er war ein gnadenloser Begleiter der Konflikte.
 
Die Quellen für jede neue Geschichte des Zweiten Weltkriegs sind inzwischen zu umfangreich, als dass man alle gebührend berücksichtigen könnte. Vor vierzig Jahren, als ich begann, über diesen Krieg zu schreiben, war es noch möglich, das meiste von dem zu lesen, was über ihn vorlag und Brauchbares zu sagen hatte. In den letzten vier Jahrzehnten konnte man jedoch beobachten, wie die historische Fachliteratur zu allen Aspekten des Zweiten Weltkriegs und der ihn umgebenden Jahre weltweit förmlich explodierte. Das hat die Lage grundlegend verändert: Man kann nur noch einen Teil der vorhandenen Literatur lesen und auswerten. Ich habe mich hier auf das Material konzentriert, das die zentralen Argumente des Buches stützt, statt enzyklopädische Vollständigkeit zu suggerieren. Eine endgültige Geschichte des Zweiten Weltkriegs in nur einem Band ist nicht mehr möglich, nicht einmal in mehreren. Die 2015 veröffentlichte Cambridge History of the Second World War benötigte drei stattliche Bände und konnte selbst darin nicht alles unterbringen.
Meine Faustregel lautete, vorrangig Material zu benutzen, das in den letzten Jahren veröffentlicht wurde, weil diese Werke meistens den Wissensstand einzelner Teilgebiete enthalten – wobei ich mich bemüht habe, wichtige Studien älteren Datums nicht zu vernachlässigen. Insbesondere habe ich das Glück, dass ich von einer Fülle neuerer Literatur zum Themenbereich «Imperium und Imperialismus» profitieren kann, aber auch zur Geschichte Asiens im Zeitraum des Krieges. Beide Gebiete wurden in der Geschichtsschreibung zum Zweiten Weltkrieg lange vernachlässigt. Wo mir in Bereichen, in denen ich selbst intensiv geforscht habe, hilfreiche Archive zur Verfügung standen, habe ich diese genutzt. Historiker können sich inzwischen auch einer großen Fülle persönlicher Erinnerungen bedienen, die in Buchform oder in Tonarchiven zur Verfügung stehen – um zu beleuchten, gelegentlich auch zu widerlegen, was Historiker über Kriegserfahrungen zu sagen haben. Ich habe auch auf diesen Fundus zurückgegriffen, wenngleich sparsamer als viele jüngere erzählende Darstellungen über diesen Krieg.
Es lässt sich nicht vermeiden, dass, wie die Leserinnen und Leser gewiss feststellen werden, vieles ausgelassen oder nur summarisch behandelt wird. Sie werden auch bemerken, dass manche vertrauten Themen gestückelt werden, um sie in den thematischen Kapiteln aus unterschiedlichen Perspektiven zu betrachten – Bombenkrieg, Holocaust oder Kampfkraft sind hier naheliegende Bereiche. Ich hoffe, dass im Kern dennoch klar genug wird, was dieser Krieg historisch bedeutete. Die vorliegende Darstellung ist als eine Geschichte gedacht, die große Fragen zu den Kriegsjahren stellt – in der Hoffnung, dass individuelle Erfahrungen mehr Sinn ergeben, wenn die Rahmenbedingungen, in denen die Beteiligten handeln mussten, besser verstanden werden. Es ist auch eine Geschichte des Todes, des Terrors, der Zerstörung und der Verarmung – dessen, was Cordell Hull eine «heftige Feuerprobe» nannte. Blut und Zerstörung waren der bittere Preis, der zu zahlen war.
 
Richard Overy

					Prolog «Blut und Zerstörung» – Das Zeitalter der imperialen Kriege

				
					Der aus dem 19. Jahrhundert bekannte Imperialismus ist nicht mehr möglich, und die Frage lautet nur, ob er friedlich zu Grabe getragen wird oder mit Blut und Zerstörung.

					 

					Leonard Woolf, 1928[1]

				
Das voranstehende Zitat stammt aus Imperialism and Civilization, einem Buch des britischen Nationalökonomen und Verlegers Leonard Woolf, geschrieben mit dem Ziel, die große Bedeutung des modernen Imperialismus für Analyse und Darstellung der modernen Zivilisation im frühen 20. Jahrhundert aufzuzeigen. Woolfs These lautet, die westliche Welt habe in den hundert Jahren bis zu den 1920ern eine außergewöhnliche Revolution durchlaufen; Industrialisierung, Massenpolitik und der Niedergang des Adels habe die Gesellschaft grundlegend verändert. Diese Transformation habe den Nationalstaat im modernen Sinne hervorgebracht, allerdings auch zu einer bemerkenswerten Welle imperialer Eroberungen geführt, die zur Zeit der Niederschrift des Buches noch nicht an ihr Ende gelangt sei. Woolf betrachtete diese neue Zivilisation als eine «kriegerische, kreuzzugsaffine, eroberungssüchtige, ausbeuterische und missionierende» Kultur. Große Teile der Geschichtsschreibung über den Imperialismus hätten dieses Urteil bestätigt. Die Beherrschung der Welt durch eine Handvoll Kolonialmächte sei ein einzigartiger Moment in der Weltgeschichte.[2] Für Woolf war die imperiale Expansion eine gefährliche explosive Kraft, deren Zusammenbruch, wenn es so weit komme, wahrscheinlich mit großer Gewalt verbunden sein werde. Dies war der Kontext, der zum Ersten Weltkrieg führte – und zwei Jahrzehnte später zu einem weiteren, der sogar noch weltumspannender und zerstörerischer war.
Woolf hatte auf jeden Fall recht mit seinem Argument, dass die tiefen Wurzeln jener globalen Gewalt, die in den 1940er und 1950er Jahren mit dem Zusammenbruch der Territorialimperien an ihr Ende kam, bis in die letzten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts zurückreichten – also in eine Zeit, in der sich das Tempo der ökonomischen und politischen Erneuerung in der ganzen sich entwickelnden Welt beschleunigte. Die umfassende Industrialisierung und Urbanisierung in Europa, Nordamerika und Japan fiel mit einem gesteigerten Nationalbewusstsein zusammen, das dadurch noch weiter beflügelt wurde. Zwei dieser sich modernisierenden Staaten, Italien und Deutschland, waren als Nationalstaaten noch vergleichsweise jung; Italien erreichte seine nationale Einheit 1861, Deutschland erst zehn Jahre später. Auch Japan, der einzige Staat in Asien, der einen Modernisierungskurs nach europäischer Vorstellung einschlug, war in einem ganz realen Sinn eine «neue» Nation – begründet durch die Meiji-Restauration von 1868, als unter Tennō Meiji das traditionelle Tokugawa-Shogunat zugunsten einer neuen Elite aus ökonomischen und militärischen Reformern abgesetzt wurde. Wirtschaftliche Modernisierung in Verbindung mit erhöhter Bildung, rapider sozialer Mobilität und der Herausbildung eines zentralstaatlichen Apparats waren die Mittel, die Bindekraft der Nation zu vergrößern.
Diese Prozesse schufen auch in wesentlich älteren Nationen ein neues Gefühl nationaler Identität und ein Gespür für genuin nationale Politik. Sozialer Wandel brachte politische Massenorganisationen und die Forderung nach liberalen Reformen und stärkerer politischer Vertretung des Volkes hervor. Mit Ausnahme des russischen Zarenreichs erhielten alle sich modernisierenden Staaten bis 1900 ein Parlament (allerdings mit beschränktem Wahlrecht); für alle als Staatsbürger Klassifizierten galt die Herrschaft des Rechts. Für die etablierten politischen und wirtschaftlichen Eliten war dieser Prozess gleichbedeutend mit einer Unterminierung der traditionellen gesellschaftlichen Machtverteilung und deren politischen Autorität. In diesem Umfeld schnellen und unberechenbaren Wandels stürzten sich die in Entwicklung begriffenen Industriemächte in eine neue Welle des Territorialimperialismus, um jene Teile der Welt unter sich aufzuteilen und zu beherrschen, die noch außerhalb des Netzes vorhandener Kolonialreiche lagen. Im Lichte dieser finalen Dynamik zur Gründung von Imperien lassen sich die langzeitlichen Ursprünge des Zweiten Weltkriegs wohl am besten verstehen.
Was Woolf als den «neuen Imperialismus» der vier Jahrzehnte vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs im Jahr 1914 ansah, war in mancherlei Hinsicht nur eine Ausdehnung vorhandener imperialer Strukturen. Großbritannien, Frankreich, Spanien, Portugal und die Niederlande besaßen schon lange vor dem «neuen Imperialismus» ein Sammelsurium von Territorien auf der ganzen Welt: Kolonien, Protektorate, Einflusssphären, Umschlaghäfen, privilegierte Handelszonen. Gleichwohl war diese neue imperialistische Welle von anderer Natur als frühere Eroberungen, denn sie rührte von einem wachsenden Gefühl der Konkurrenz zwischen den sich modernisierenden Nationalstaaten – zum Teil, weil diese nach neuen Material- und Nahrungsmittelressourcen und nach neuen Absatzmärkten suchten; zum Teil, weil ein Imperium im späten 19. Jahrhundert als Profilierungsmittel galt, um die Identität des eigenen Nationalstaats als fortschrittliche Kraft der «Zivilisierung» im Rest der Welt zu forcieren. Zum Teil spielte auch nationales Prestige eine Rolle. Letzteres war besonders bei den neuen Nationen der Fall, deren Identität noch fragil war, weil alte regionale Loyalitäten und soziale Konflikte zu Spannungen und Spaltungen führten.
Im Dezember 1894 verkündete der neue deutsche Reichskanzler Fürst Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst: «Die Aufrechterhaltung unseres Kolonialbesitzes ist ein Gebot der nationalen Ehre und ein Zeichen unseres nationalen Ansehens.»[3] In Italien ließ 1885 das Außenministerium verlauten, im «veritablen Wettrennen um Kolonialbesitz in allen Teilen der Welt» müsse Italien seine «Bestimmung als Großmacht» finden, indem es eigene Kolonien erwerbe.[4] Für die japanischen Reformer an der Spitze des neuen Meiji-Staates galt irgendeine Form von Imperialismus als essenzielle Demonstration des neuen «nationalen Weges» (kokutai). Die Besetzung der Kurilen, der Ryūkyū- und Bonin-Inseln in den 1870er Jahren war der erste Schritt zur Errichtung des sogenannten Großjapanischen Kaiserreichs (Dai Nippon Teikoku).[5] Im folgenden halben Jahrhundert waren es diese drei Staaten, deren Bestreben, Großreiche zu errichten, in den Weltkrieg der 1940er Jahre führte.
Die Verbindung zwischen dem Aufbau einer modernen nationalen Identität und Erwerb oder Ausweitung eines kolonialen Imperiums wurde in den Jahren vor 1914 zur Normalität, selbst für die traditionellen dynastischen Reiche in Osteuropa – für die Romanows in Russland ebenso wie für die Habsburger, deren imperiale Ambitionen auf dem Balkan letztlich zum Ersten Weltkrieg führten. Bei allen Nationen, die bestrebt waren, ein überseeisches Kolonialreich zu konsolidieren oder zu errichten, war das Zusammenspiel von nationalstaatlicher Festigung und imperialistischer Expansion offenkundig. Die Verwendung des Begriffs «Nationalimperium» anstelle von «Nation» kennzeichnet jene Staaten, die am territorialen Gerangel beteiligt waren. Die «Nationalisierung des Imperialismus» blieb bis in die 1930er Jahre von entscheidender Bedeutung, bevor dann eine letzte Welle gewaltsamer Territorialeroberungen einsetzte.[6]
Imperiale Gesichtspunkte spielten auch bei der Definition der zentralen Macht eine wichtige Rolle, ging es doch um die angeblichen Kontraste zwischen Bürgern und Untertanen, Zivilisierten und Primitiven, Modernem und Archaischem – Polaritäten, die in imperialen Staaten das Denken über die Völker und Territorien unter ihrer Kontrolle bis in die 1940er Jahre bestimmten. Diese Weltsicht, die auf einer fast vollständigen Missachtung vorhandener Kulturen und Werte in den besetzten Gebieten basierte, war allen imperialen Mächten gemein.
Meistens waren die Hoffnungen auf die segensreichen Wirkungen des Imperiums, etwa was neue Abnehmer von Waren oder religiöse Bekehrungen anging, übertrieben. Was die Historikerin Birthe Kundrus «imperiale Phantasien» nannte, spielte als Wettbewerbsanreiz zwischen den Staaten eine große Rolle, selbst wenn offensichtlich war, dass die Kosten des Imperiums den oft begrenzten Nutzen des Kolonialbesitzes überstiegen.[7] Es handelte sich um mächtige Phantasien – von der Besiedlung wilder Grenzgebiete, von der Aussicht auf den sagenhaften Reichtum eines Eldorados, von einer übersteigerten «Zivilisierungsmission» oder von der Erfüllung eines vorherbestimmten Schicksals zur Wiederbelebung der Nation. All diese Ideen bestimmten die Perspektive, mit der man das Imperium, das Großreich, in den folgenden fünf Jahrzehnten betrachtete.
Die Phantasien, die der neuen Welle des Imperialismus zugrunde lagen, entstanden nicht im luftleeren Raum. Sie entstammten intellektueller und wissenschaftlicher Beschäftigung mit dem Imperium, der sie ihrerseits neue Impulse lieferten – einer Art Gemeingut der vielen imperialen Staaten. Die Vorstellung vom Wettbewerb der Nationen verdankte viel dem darwinistischen Paradigma vom Überleben des Stärkeren und war von der Ansicht geprägt, dass die Konkurrenz zwischen modernen Staaten naturgegeben sei. Vor 1914 wurden solche Argumente weithin und lebhaft diskutiert. Hinzu kam eine herrschende Denkweise, die mit einigen von Darwins bedeutendsten Nachfolgern verbunden ist: «Gesunde» Nationen seien von der Natur dazu ausersehen, minderwertige Völker ihrer Herrschaft zu unterwerfen.
In einem Vortrag aus dem Jahr 1900 mit dem Titel «National Life from the Standpoint of Science» (Das Leben der Nation aus Sicht der Naturwissenschaft) ließ der britische Statistiker Karl Pearson seine Zuhörer wissen, die Nation müsse «vor allem durch Krieg gegen unterlegene Rassen und im Kampf mit gleichwertigen Rassen um Handelsrouten, Rohstoffquellen und Nahrungsmittelversorgung» auf einem hohen Effizienzniveau gehalten werden, dies sei «die naturgeschichtliche Sicht der Menschheit».[8] Der deutsche General Friedrich von Bernhardi erklärte in seinem 1912 erschienenen und in viele Sprachen übersetzten Buch Deutschland und der nächste Krieg den Wettkampf der Nationen in einer Begrifflichkeit, die vielen damals als selbstverständlich erschienen sein muss: «Die Formen überdauern, die sich die günstigsten Lebensbedingungen zu schaffen und sich im Gesamthaushalt der Natur zu behaupten vermögen. Das Schwache unterliegt.»[9]
Ein Schlüsselelement bei der Anwendung darwinistischer Theorien war der Kampf um Ressourcen, wofür nach allgemeiner Annahme letztlich mehr Kolonialland benötigt wurde. Ende des 19. Jahrhunderts prägte der deutsche Geograph Friedrich Ratzel den inzwischen in Verruf geratenen Begriff «Lebensraum». Er argumentierte, die modernen «höheren» Kulturen müssten sich räumlich ausbreiten, um für eine wachsende Bevölkerung Nahrungsmittel und materielle Ressourcen zu sichern, was nur auf Kosten von Völkern möglich sei, die auf einer «niederen» Kulturstufe stünden. Die Schlussfolgerungen aus Ratzels Buch Politische Geographie – veröffentlicht im Jahr 1897, als Hitler noch ein österreichischer Schuljunge war – wurden in den 1920er Jahren vom späteren Diktator mit seinem engen Weggefährten Rudolf Heß eingehend erörtert.[10]
Das Gefühl kultureller Überlegenheit, das den europäischen Imperialismus prägte, rührte auch von der damaligen naturwissenschaftlichen Theorie her, dass es eine natürliche Hierarchie der Rassen gebe, die auf genetischen Unterschieden basiere. Dieser Theorie zufolge bedeutete der vermeintliche Zustand primitiver Rückständigkeit oder offener Barbarei, in dem die kolonisierte Welt angeblich verharrte, dass die materiellen Ressourcen und das Land nur verschwendet wären, wenn sie nicht von den fortgeschrittenen Nationen übernommen würden, deren Aufgabe es sei, den exotischen und dekadenten Völkern die Früchte der Zivilisation zu bringen. Diese Entgegensetzung galt als selbstverständlich, und sie war die Grundlage, um Strategien für rassistische Diskriminierung und einen Dauerzustand der Unterwerfung zu rechtfertigen.
Im Jahr 1900 behauptete Lord Curzon, der britische Vizekönig von Indien, «all die Millionen, die ich zu regieren habe», stünden auf einer niedrigeren Stufe als britische Schulkinder. In Deutschland wurde diese Ansicht sogar auf die osteuropäischen Nachbarn des Reiches ausgeweitet; diese Gebiete seien, wie die Leipziger Volkszeitung 1914 ausführte, ein «Hort der Barbarei».[11] Was aber weit gefährlicher war: Diese Annahmen der Überlegenheit – ob biologisch oder moralisch begründet – dienten dazu, die extrem hohe Gewaltbereitschaft im Zuge der neuen imperialistischen Welle zu rechtfertigen.
Wann immer etablierten politischen Gemeinwesen ihr Land entrissen wurde, geschah dies mit mehr oder weniger großem Einsatz von Brutalität oder Bedrohung. Das Schicksal der indigenen Völker Nordamerikas oder der australischen Aborigines galt schon vor 1914 als bedauernswerte, gleichwohl unausweichliche Folge der Eroberungswelle der Weißen. Auch die massenhafte Gewalt im Gefolge der Expansion ins Innere Afrikas und Asiens seit den 1870er Jahren wurde so gewertet: als notwendige Gewalt beim Export der Zivilisation – letztlich zum Vorteil der Gewaltopfer –, wobei aber dieser Konflikt bei den weißen Zeitgenossen keine moralischen Bauchschmerzen verursachte. 1904 konnte ein Kolonialpolitiker in Deutsch-Südwestafrika (heute Namibia) schreiben: «Diese endgültige Lösung [der «Eingeborenenfrage»] kann aber nur darin bestehen, dass die Macht des Eingeborenen vollständig und ein für alle Mal gebrochen wird.» Die «Endlösung» war also wie der «Lebensraum» keine Erfindung der Nationalsozialisten, mögen Historiker solche Verbindungslinien zwischen beiden Epochen und jeden möglichen kausalen Zusammenhang auch noch so skeptisch beurteilen.[12] Auch war ein solcher Sprachgebrauch in den Jahren vor 1914 keineswegs auf das Deutsche beschränkt. Die im Imperialismus der 1930er und 1940er Jahre dominante gedankliche Verbindung von «race and space» (Rasse und Raum) geht auf eine Periode vor dem Ersten Weltkrieg zurück, in der man ausgiebig über Funktion und Handlungsnotwendigkeiten des Britischen Empires nachdachte.[13] Gleichzeitig wurden entgegengesetzte moralische Universen für die Frage entworfen, wie man mit der eigenen Bevölkerung – als privilegierte Agenten des Empires – und den unterworfenen Völkern umzugehen habe. Galten für Letztere Zwangsmaßnahmen und Willkürjustiz als statthaft, wäre eine derartige Behandlung der Menschen im dominierenden Zentrum undenkbar gewesen.
 
Die «mentale Landkarte» der Beziehung zwischen dem modernen Nationalstaat und seinem Territorialimperium passte allerdings nur selten zur historischen Realität der Aufbaujahre neuer Nationalimperien. Vielmehr existierte über den gesamten Zeitraum bis zur Auflösung der Territorialimperien nach 1945 eine Kluft zwischen dem Imperium als «imaginierter Gemeinschaft» und den tatsächlichen Kosten und Risiken für die nationalstaatlichen Gemeinschaften, die doch ihre moderne Identität gerade durch ein Nationalimperium finden sollten. Das galt sogar für die beiden wichtigsten Kolonialmächte Großbritannien und Frankreich, die beide beträchtliche Ressourcen dafür einsetzen mussten, immer größere Territorien zu erobern und zu verteidigen.
1911 herrschte Großbritannien über ein Kolonialgebiet von 31 Millionen Quadratkilometern mit einer Gesamtbevölkerung von 400 Millionen Menschen. Frankreich kontrollierte ein Gebiet von 12,5 Millionen Quadratkilometern mit 100 Millionen Menschen, ein Gebiet, das zwanzigmal größer war als das Mutterland.[14] Für die neuen Nationalstaaten, die sich erstmals auf den Weg des Imperialismus begaben, erwies es sich als noch schwerer, in ihren Bevölkerungen Begeisterung für überseeische Kolonien zu entfachen, die kleiner und weniger profitabel waren als die der älteren Kolonialreiche und deshalb auch weniger Anreiz für Kapitalinvestitionen und Emigration boten.
Die gescheiterte italienische Invasion in Abessinien im Jahr 1895 brachte Italien nur Teile von Somalia und Eritrea als neues Kolonialgebiet ein, dafür aber die heftige Ablehnung der heimischen Bevölkerung, sich auf weitere imperiale Abenteuer einzulassen. In diesem winzigen Kolonialreich gab es nur ein paar Tausend Italiener, während 16 Millionen italienische Emigranten zu anderen Zielen aufbrachen. Als sich Italien 1911 in den Krieg gegen das Osmanische Reich stürzen wollte, um die Kontrolle über Tripolitanien und die Cyrenaika (das heutige Libyen) zu gewinnen, warnte ein junger radikaler Journalist namens Benito Mussolini, jede Forderung einer Regierung nach Blut und Geld, um diese Eroberung zu ermöglichen, werde einen Generalstreik auslösen. «Krieg zwischen Nationen wird so zum Klassenkampf werden», behauptete er. Diese Meinung galt auch später noch für seinen eigenen Imperialismus, wenn er zwischen «proletarischen» Nationen wie Italien und reichen plutokratischen Mächten unterschied.[15]
In Deutschland war die Einstellung zu einem überseeischen Kolonialreich vor 1914 ähnlich ambivalent. Enthusiasmus für überseeische Kolonien fand sich vorwiegend in bürgerlichen Kreisen unter Geschäftsleuten, Vertretern der Kirchen und des Bildungswesens. 1914 hatte die Deutsche Kolonialgesellschaft (DKG) schätzungsweise 40000 Mitglieder und damit mehr als doppelt so viele wie die Zahl der Deutschen, die sich tatsächlich in den überseeischen Kolonien niederließen.[16] Schule und Populärkultur hatten vor 1914 dazu beigetragen, Interesse an den exotischen und romantischen Aspekten der Kolonisation in Übersee zu wecken, doch das Interesse an einem kontinentalen Sehnsuchtsreich im «Osten» war deutlich größer. Diese Präferenz wurde zum langfristigen Leitmotiv deutscher Vorstellungen von Territorialgewinn – bis hin zu den tatsächlichen Bestrebungen, ein solches europäisches Reich in den 1930er und 1940er Jahren zu errichten. Dies ist es wert, eingehender betrachtet zu werden.
Die Bildung des Deutschen Reiches im Jahr 1871 hatte Gebiete des östlichen Preußen mit einem hohen polnischen Bevölkerungsanteil eingeschlossen – das Ergebnis der polnischen Teilungen im 18. Jahrhundert unter Beteiligung Russlands und Österreichs. Dieses Gebiet wurde zunehmend als wichtiger Wellenbrecher gegen den drohenden Ozean von Slawen im Osten betrachtet. 1886 führte der deutsche Reichskanzler, Otto von Bismarck, die «Königlich Preußische Ansiedlungskommission für Westpreußen und Posen» ein, deren Ziel es war, die polnische Bevölkerung so weit wie möglich in den russischen Teil Polens abzudrängen und das Territorium mit deutschen Siedlern zu besetzen. Deren Aufgabe sollte es sein, die vermeintlich primitiven Formen der Landwirtschaft (die verachtete «polnische Wirtschaft») auszumerzen und ein stabiles Grenzregime gegen jede weitere Bedrohung zu errichten. Für diese «innere Kolonisation» wurde weithin geworben. 1894 wurde der Ostmarkverein gegründet, um den Kolonisierungsprozess zu fördern.
Die Vorstellung von «Rasse und Raum» ließ sich auf den Osten leicht anwenden, und so entwickelten sich schon vor 1914 Phantasien, das Deutsche Reich weiter nach Osten auszudehnen, in Bereiche, die man für kolonisationsreif hielt. Hier könne die moderne Zivilisation Ordnung und Kultur in ein Land bringen, das gegenwärtig «in tiefster Barbarei und Armut» versunken sei.[17] In diesem Kontext stand eine Literatur von sogenannten Ostromanen, die es den Deutschen ermöglichte, überseeischen Imperialismus mit der Kolonisation der Ostgebiete zu verschmelzen. Um die koloniale Perspektive zu verstärken, wurden Polen in solchen Romanen irreführend als «dunkel» – dunkle Haut, dunkle Augen, dunkles Haar – und somit als die «Anderen» dargestellt, im Gegensatz zu den kultivierten Deutschen. In einem der berühmtesten dieser Ostromane, Clara Viebigs Das schlafende Heer (1904), klagt ein polnischer Schäfer mit kupferfarbenem Teint verbittert über die «weißen Eindringlinge mit gelben Haaren».[18] 1912 wurde eine Gesellschaft zur Förderung der inneren Kolonisation (GFK) gegründet, deren Zeitschrift Archiv für innere Kolonisation Vergleiche zwischen den deutschen Kolonien in Afrika und dem polnischen Osten zog und argumentierte, die gesunde deutsche Rasse müsse sich in beide Richtungen ausdehnen, um sich den benötigten Raum zu verschaffen.[19]
Ein wesentlicher Faktor bei der Entwicklung des «neuen Imperialismus» waren inhärente Instabilität und weitverbreitete Gewaltanwendung; diese Merkmale prägten die ganze Epoche der imperialen Expansion zwischen den 1870er und den 1940er Jahren. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts und im Jahrzehnt vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs drehte sich ein Großteil der Diskussionen zum Thema Imperialismus um strategische Notwendigkeiten im weithin als naturgegeben betrachteten instabilen Konkurrenzkampf zwischen den vielen Nationalimperien. Von grundlegender Bedeutung waren auch die Sicherheitsbedürfnisse in den jeweiligen Einflusszonen und in den beanspruchten Wirtschaftsräumen, wo imperialer Druck häufig zu gewaltsamen Gegenreaktionen der örtlichen Gemeinschaften geführt hatte.
Die Vorstellung von der Vorkriegszeit in Europa als einer «Belle Époque» ist eine europazentrische Täuschung, denn damals wurde Gewalt aus Europa in alle Welt exportiert. Der Aufstieg der sich modernisierenden Staaten war das Resultat einer sich plötzlich beschleunigenden Entwicklung von Transportverbindungen und modernen Waffen, die in Verbindung mit Kapital und Ausbildung fast immer zu erheblichen militärischen Vorteilen der imperialen Mächte führte. Japan imitierte nach 1868 schnell die europäische Organisation militärischer Streitkräfte und übernahm dabei die fortschrittlichste Technologie, war jedoch der einzige Staat in Asien oder Afrika, der dazu in der Lage war. Ansonsten war der Sieg über die traditionellen Gesellschaften total, ganz gleich, ob es in Südafrika gegen die Zulus oder Matabele ging, in Niederländisch-Indien (dem heutigen Indonesien) um die gewaltsame Eroberung des Sultanats Aceh oder um das heutige Vietnam, wo die Franzosen damals Annam und Tonkin eroberten. Gewalt war in allen Kolonialbeziehungen expliziter Bestandteil, bis in die Endphase des imperialen Zerfalls nach 1945.
Bedeutsamer für die spätere Geschichte der Weltkriege waren allerdings die imperialen Konflikte zwischen annähernd gleich starken Gegnern und den fortschrittlichen Staaten. Wenn gemeinhin das Jahr 1914 als Ende einer Friedensperiode wahrgenommen wird, so ist das völlig irreführend. Denn die zunehmend globalisierte Welt, wie sie sich vor dem Ersten Weltkrieg entwickelte, wurde permanent durch umfassende Konflikte (und akute Krisenmomente) destabilisiert. Dies hatte nicht nur massiven Einfluss auf die Beziehungen zwischen den europäischen Großmächten, sondern auch auf die Zukunft Asiens. Am signifikantesten waren hier die von Japan geführten Kriege, beginnend 1894 mit Übergriffen auf Korea, das China gegenüber tributpflichtig war. Diese Aktionen weiteten sich zu einem Großkonflikt aus, den Japan mit seiner inzwischen schlagkräftigen Armee und Marine gewann. Korea wurde japanisches Protektorat, die große Insel Formosa (heute Taiwan) japanische Kolonie. So entwickelte sich das japanische Kaiserreich quasi über Nacht zum gewichtigen Akteur auf großer kolonialer Bühne.
Den zweiten Krieg führte Japan gegen das russische Zarenreich, dessen Herrscher Japan daran gehindert hatten, nach dem Sieg über China einen Teil der nordchinesischen Provinz Mandschurei zu annektieren; dabei hatte es russische Interessen in der Region nachdrücklich zur Geltung gebracht. Im Russisch-Japanischen Krieg von 1904/05 wurden dann eine große russische Armee und fast die gesamte russische Kriegsflotte – die vergeblich auf eine 30000 Kilometer lange Reise von der Ostsee ins Japanische Meer geschickt worden war – vollständig besiegt. Japan eignete sich nun die ausgedehnte russische Wirtschaftszone in der Mandschurei an. Der Krieg kostete Japan 81500 Tote und 381000 Verwundete, mobilisiert worden waren zwei Millionen Soldaten. Damit war dies der größte außenpolitische Konflikt, den Japan jemals entfesselt hatte. Seine Rolle in der Region veränderte sich nachhaltig.[20]
Der Krieg von 1898/99 zwischen Spanien und den Vereinigten Staaten war eigentlich kein imperialer Krieg, doch die spanische Niederlage brachte den USA den vorübergehenden Besitz der Philippinen, Puerto Ricos, Guams und einer Reihe weiterer kleiner Inseln im Pazifik ein. Die Idee, ein «größeres Amerika» zu schaffen, wurde kurzzeitig erwogen, doch als der Supreme Court urteilte, die neuen Territorien seien nicht Bestandteil der Vereinigten Staaten, ließ das Interesse am Aufbau eines amerikanischen Imperiums rasch nach. Die Stützpunkte im Pazifik hatten strategischen Wert, aber die Spanien abgenommenen Territorien verharrten nun in einer Art Schwebezustand. Sie gehörten formal zu keinem Empire, waren jedoch von den amerikanischen Besatzern abhängig.[21]
Ebenfalls 1899 brach ein größerer Krieg zwischen Großbritannien und den beiden unabhängigen Burenrepubliken in Südafrika, Transvaal und Oranje-Freistaat, aus. Der Burenkrieg von 1899 bis 1902 war Großbritanniens größter militärischer Konflikt im Laufe eines halben Jahrhunderts. Rund 750000 Mann wurden mobil gemacht, 22000 fielen. Großbritannien kämpfte in diesem Fall gegen weiße europäische Siedler und wurde dafür von anderen Europäern weithin scharf kritisiert. Doch letztlich gewann es den Krieg und konnte so seinen afrikanischen Besitzungen beträchtliche Territorien und große Ressourcen hinzufügen. Dieser Fall unterstrich überdies die neodarwinistische Maxime, dass neues imperiales Territorium nur durch Kampf zu gewinnen sei.[22]
 
Koloniale Fragen dienten als wichtige Katalysatoren für die zentralen Entscheidungen im Vorfeld des Kriegsausbruchs von 1914. Die Allianzen, die sich seit den 1880er Jahren bildeten, verdankten sich vor allem strategischen Ängsten angesichts der rasch zunehmenden Macht und militärischen Fähigkeiten der sich rasant modernisierenden, politisch aber instabilen neuen Großmächte. Solche Ängste wurden allerdings auch durch imperiale Rivalitäten gespeist. Russlands Demütigung durch Japan lenkte den Fokus des Zarenreichs zurück auf seine Interessen in Südosteuropa und auf die Beziehungen zum Osmanischen Reich. Der koloniale Interessenkonflikt zwischen Frankreich und Großbritannien führte zur anglo-französischen Entente cordiale von 1904, ähnliche Unsicherheiten dann drei Jahre später durch ein russisch-britisches Abkommen zur Erweiterung als Triple Entente. Dieses Dreierbündnis prägte, als es anschließend zum Kriegsausbruch kam, das europäische Geschehen.
Der Schutz globaler Interessen, nicht nur europäischer, beflügelte die zunehmende Ausweitung militärischer Konkurrenz und Stärke. Speziell das Wettrüsten von Großbritannien und Deutschland im Bereich der Kriegsflotten war nur im Kontext zunehmender Globalisierung der Interessen beider Nationen sinnvoll. Und der deutschen Beteiligung an ernsten internationalen Verwicklungen vor 1914 lag die Überzeugung zugrunde, ein neuer ambitionierter Nationalstaat benötige als Symbol seiner Weltmachtgeltung ein Kolonialreich. Zu nennen sind hier vor allem die Marokkokrisen von 1905 und 1911, in denen Deutschland versuchte, an bereits getroffenen Vereinbarungen zwischen Großbritannien, Frankreich und Spanien hinsichtlich der Protektoratsrechte zu rütteln.
Genauso wichtig wie Marokko war allerdings 1911 die Entscheidung der italienischen Regierung unter Giovanni Giolitti, unter innenpolitischem Druck der Nationalisten der Türkei den Krieg zu erklären und zu besetzen, was in Nordafrika vom Osmanischen Reich übrig geblieben war. Nationalistische und kolonialistische Lobbyisten argumentierten, die Konsolidierung des neuen italienischen Nationalstaats erfordere nach der Demütigung in Abessinien eine imperiale Expansion, um den Großmachtstatus zu behaupten. Einer der Wortführer, Enrico Corradini, bezeichnete ein Italien ohne angemessenes Imperium als «proletarische Nation» – und genau diesen Begriff sollte später Mussolini verwenden, um den neuen italienischen Imperialismus der 1930er Jahre zu rechtfertigen.[23] Dieser Kolonialkrieg diente dem Handels- oder Territorialgewinn ebenso sehr wie dem Prestige, schließlich feierte Italien 1911 gerade den fünfzigsten Jahrestag seiner nationalstaatlichen Einigung. Aus Sorge – vergleichbar mit den Befürchtungen Deutschlands bezüglich Marokkos –, Frankreich und Großbritannien könnten jeden weiteren Versuch Italiens blockieren, in Afrika ein Imperium zu errichten, ging die italienische Regierung hier beträchtliche Risiken ein. Letztlich hielten die beiden Kolonialmächte Italien aber nicht zurück.
Das Ergebnis war allerdings nicht der erhoffte kurze Kolonialkrieg. Vielmehr musste Italien, wie zuvor schon Russland 1904, feststellen, dass es sich im Kampf mit einer anderen Großmacht befand.[24] Der Krieg dauerte ein Jahr, von Oktober 1911 bis Oktober 1912, und die Türken gaben Tripolitanien und die Cyrenaika nur deshalb auf, weil der Krieg in Nordafrika die bereits unabhängigen Balkanstaaten ermutigt hatte, die türkische Ablenkung in Nordafrika auszunutzen und einen Angriff auf die letzten in Europa verbliebenen türkischen Territorien zu starten. Die Italiener nannten ihre neue Kolonie Libyen, in Anknüpfung an den Namen des Gebiets im Römischen Reich, und stellten anschließend neue Forderungen, um Briten und Franzosen Zugeständnisse in Ostafrika abzuringen.[25] In der Ägäis besetzten die Italiener die türkischen Dodekanes-Inseln (mit der Hauptinsel Rhodos) als Faustpfand und übernahmen damit eine halbkoloniale Verantwortung für europäische Untertanen. Die Eroberung Libyens bestärkte – ähnlich wie im Fall Japans die Siege über China und Russland – eine ganze Generation in der Überzeugung, für imperiale Neulinge bleibe zum Aufbau eines Kolonialreichs nur der Krieg, selbst gegen große Gegner.
So spricht, auch wenn man dieses Argument nur selten hört, einiges dafür, dass die italienische Hybris in Nordafrika mit größerer Wahrscheinlichkeit zum Auslöser des Ersten Weltkriegs wurde als die normalerweise vorgebrachten Gründe. Die auf den türkischen Verlust Nordafrikas folgenden Siege der Balkanländer vertrieben die Türken auch aus den meisten ihrer europäischen Gebiete und eröffneten dadurch Serbien die Perspektive, auf dem Balkan zum großen Mitspieler aufzusteigen. Allerdings waren die beiden – zunehmend mit innenpolitischen Krisen beschäftigten – dynastischen Reiche Russland und Österreich-Ungarn nicht bereit, ihre strategischen Interessen in der Region aufzugeben. Und weil Italien seit 1882 mit Deutschland und Österreich-Ungarn verbündet war, erhöhte die italienische Besetzung der Dodekanes-Inseln im Jahr 1912 das Risiko für Russland, beim Streben nach einem sicheren Zugang zum warmen Wasser des Mittelmeers auf neue Hindernisse zu stoßen. Mit einer aktiven Intervention auf dem Balkan hingegen konnte Russland seine Chancen auf einen Zugang zum Mittelmeer vergrößern.
 
Der Ende Juli und Anfang August 1914 ausgebrochene Krieg in ganz Europa wird üblicherweise den Großmachtrivalitäten zugeschrieben, befeuert durch heftige nationalistische Aufwallungen in den jeweiligen Ländern und durch eine Mischung aus Überheblichkeit und Unsicherheit bei den wichtigsten Akteuren. Doch die Probleme beim Aufbau neuer Imperien und generell das Selbstverständnis der modernen Nationalstaaten als Nationalimperien sind ebenfalls gewichtige Faktoren, wenn man erklären will, warum selbst Staaten, die viel zu verlieren hatten, einen europäischen Krieg für unvermeidlich hielten. Wenn jedoch Serbien im Juli 1914 das österreichische Ultimatum akzeptiert hätte, würden Historiker heute nur von einer weiteren kurzen Krise des Imperialismus sprechen, einem weiteren Vorfall in einer langen Reihe gleichartiger Krisen seit den 1890er Jahren.[26]
Es liegt also klar auf der Hand, dass der Erste Weltkrieg tatsächlich ein imperialer Krieg war – alle Staaten, die sich 1914/15 daran beteiligten, waren Großreiche, entweder traditionelle dynastische Reiche oder Nationalimperien mit überseeischem Kolonialbesitz. Je mehr sich der Konflikt in einen langen Abnutzungskrieg verwandelte, desto höher wurde der Einsatz, um den es ging, bis letztlich der nackte Überlebenskampf des Nationalimperiums die Art der Kämpfe bestimmte. Die Konzentration auf das lange, blutige Patt des Stellungskriegs an der Westfront hat dazu geführt, dass der Blickwinkel auf den Konflikt eng und nationalistisch wurde, obwohl der Krieg tatsächlich auf der ganzen Welt tobte und die verfolgten Ziele eindeutig imperialistisch waren.[27]
Russland hoffte, seinen Einfluss zulasten des Osmanischen Reiches auf den östlichen Mittelmeerraum und den Nahen Osten ausdehnen zu können. Im Gegenzug erklärte das Osmanische Reich, das sich mitten in einer nationalistischen Revolution befand, im Oktober 1914 den Alliierten den Krieg – das heißt, den britischen, französischen und russischen Imperien – und hoffte, auf diese Weise den Erosionsprozess des Türkenreichs im Nahen Osten und in Nordafrika stoppen zu können. Italien war zwar durch den Dreibund von 1882 formal mit den sogenannten Mittelmächten, dem Deutschen Reich und Österreich-Ungarn, verbündet, entschied sich jedoch 1914, nicht am Krieg teilzunehmen. Stattdessen schlug sich die italienische Regierung – nach Aushandlung eines vage formulierten Abkommens in London im Frühjahr 1915, worin Italien eine Entschädigung durch imperialen Territorialgewinn auf dem Balkan und im Mittelmeerraum in Aussicht gestellt wurde – auf die Seite der Alliierten.
Obwohl Italien vor allem die Niederlage des habsburgischen Reiches erhoffte – wodurch die Gebiete im Nordosten der italienischen Halbinsel, die damals noch österreichisch waren, aber als italienisch beansprucht wurden (Venetien, Istrien etc.), endlich «befreit» würden –, war sein Ehrgeiz ebenfalls imperialistisch. In Libyen mussten sich italienische Streitkräfte nach 1912 mit einer ausgedehnten Rebellion auseinandersetzen, die von der Türkei geschürt wurde. Während man in Italien noch stritt, ob man in den Krieg eingreifen solle, führten zwei größere Niederlagen in Libyen zu italienischen Verlusten von 3000 Gefallenen. Rund 40000 Soldaten waren nun in dieser Kolonie gebunden, um sie gegen einen im November 1914 in Konstantinopel ausgerufenen Dschihad zu verteidigen. Bis 1918 konnte sich Italien in der libyschen Küstenregion halten, doch die Hauptstadt Tripolis befand sich praktisch im permanenten Belagerungszustand.[28]
Auch die britischen und französischen Kriegsanstrengungen hatten eine global-imperialistische Dimension. Sofort nach Einsetzen der Kämpfe in Europa attackierten und besetzten die Alliierten deutsche Kolonialgebiete in Afrika und im Pazifik. Togo fiel im August 1914, Deutsch-Südwestafrika im Mai 1915 und Kamerun im Mai 1916; Deutsch-Ostafrika geriet, wenngleich es nie vollständig erobert wurde, 1916 weitgehend unter alliierte Kontrolle. Im Pazifikraum rief Großbritannien Japan aufgrund eines 1902 ausgehandelten Vertrags dazu auf, die Nördlichen Marianen (Nan’yō) – sie waren durch den Deutsch-Spanischen Vertrag von 1899 Teil von Deutsch-Neuguinea geworden – und das deutsche Pachtgebiet Tsingtau (heute Qingdao) in China einzunehmen. Japan erklärte also Deutschland den Krieg und besetzte Ende 1914 die genannten Gebiete, wodurch es seinen imperialen Einfluss in China weiter vergrößerte und sich zum ersten Mal einen ausgedehnten pazifischen Horizont erschloss.[29]
1915 präsentierte die japanische Regierung China ihre «21 Forderungen», darunter Konzessionen in der Mongolei, in der Provinz Fujian und in der Mandschurei – in der Tradition der ungleichen Verträge, wie sie China vor 1914 von anderen Kolonialmächten aufgezwungen worden waren.[30] Japan hatte erkannt, dass die anderen Mächte der Ausdehnung des japanischen Einflussgebiets wenig entgegenzusetzen hatten, solange sie durch den Krieg in Europa gebunden waren. Die «21 Forderungen» enthielten auch die, dass China den europäischen Kolonialmächten keine weiteren Häfen oder Inseln abtreten solle. So wurde schon hier das Muster für die weitere imperiale Durchdringung Chinas durch Japan festgelegt, welches die folgenden Jahrzehnte bestimmte.
Das wichtigste imperiale Kräftemessen außerhalb Europas fand jedoch im Nahen und Mittleren Osten statt. Von Ägypten ausgehend, das von den Briten 1884 besetzt und 1914 zum britischen Protektorat erklärt wurde, kam es zu einem langen und komplizierten Krieg gegen das Osmanische Reich, um die Kontrolle über das Gebiet vom östlichen Mittelmeer bis nach Persien zu gewinnen. Die imperiale Strategie der Briten konzentrierte sich auf die Gefahren, die für ihr gesamtes Weltreich entstehen könnten, wenn es einer anderen Macht gelänge, die Kontrolle über diese Region zu erlangen. Im Laufe dieses Krieges zeigte sich Großbritannien entschlossen, Wege zu finden, um auf die eine oder andere Art Kontrolle über den gesamten Bogen von Südasien zur arabischen Welt, von Palästina bis Afghanistan zu erlangen.[31]
Der ursprüngliche, im Sykes-Picot-Abkommen vom Januar 1915 festgeschriebene Plan sah vor, das Osmanische Reich in Einflusssphären aufzuteilen: Das zaristische Russland sollte Einfluss auf Konstantinopel und das türkische Kerngebiet Anatolien erhalten, für Frankreich war eine locker definierte Sphäre in einem künftigen Großsyrien vorgesehen und für Großbritannien Einfluss auf einen Bereich von Palästina bis Persien. Doch bevor es überhaupt so weit kommen konnte, mussten erst einmal die osmanischen Angriffe auf den Suezkanal, die Lebensader des Britischen Empires, abgewehrt werden. Aber als die Streitkräfte des Britischen Empires die Türken endlich nach Syrien und in den Nordirak zurückgedrängt hatten, war Russland in der Folge der Oktoberrevolution von 1917 bereits aus dem Krieg ausgeschieden. So blieben nur Großbritannien und Frankreich als die einzigen imperialen Erben des gesamten Nahen Ostens übrig.
Der deutsche Verbündete hatte die imperialen Bemühungen der Türkei nicht nur mit Ausrüstung und Militärberatern unterstützt, sondern auch im gesamten Kolonial- und Einflussgebiet Großbritanniens und Frankreichs religiöse und nationalistische Aufstände angestachelt, vor allem in Indien, Afghanistan, Nordafrika und im Iran.[32] Doch all diese Versuche schlugen fehl. So war 1918 klar, dass der gesamte Nahe und Mittlere Osten an Großbritannien und Frankreich fallen würde, die das Gebiet wahrscheinlich unter sich aufteilen würden. Sie hatten sich damit eine Schlüsselregion für die Ausdehnung und Konsolidierung ihrer imperialen Hegemonie gesichert.[33]
Durch den Verlust sämtlicher Kolonien und die Seeblockade der Alliierten blieb den deutschen Imperialisten nur noch, sich der Idee eines größeren europäischen Reiches und insbesondere einer umfassenden deutschen Herrschaftssphäre im Osten zuzuwenden. Dass es sich keineswegs nur um eine imperiale Phantasie handelte, belegt die Tatsache, dass deutsche Streitkräfte 1915 schon tief im russischen Teil Polens standen und Gebiete des zum Zarenreich gehörenden Baltikums besetzt hatten. Sie verschoben die Grenze zum «Slawentum» immer weiter nach Osten, zumal schon in der Vorkriegszeit die Ansicht vertreten worden war, eine Art Ostkolonisierung sei notwendig. In den von Deutschen militärisch besetzten Regionen im Osten dominierten Herrschaftsmuster, die an koloniale Umgangsformen in europäischen Überseebesitzungen erinnerten, vor allem die Unterscheidung zwischen Bürgern und Untertanen. Die Bevölkerung der besetzten Gebiete unterstand anderen gesetzlichen Bestimmungen als die Besatzer: Die Einheimischen mussten grüßen und sich verbeugen, wenn deutsche Beamte vorbeigingen, und sie galten überdies als willkommenes Reservoir von Zwangsarbeitern.[34]
Nach Gründung der rechtsradikalen Deutschen Vaterlandspartei im Jahr 1917 erfreuten sich Vorstellungen von einem großräumigen kolonialen Siedlungsgebiet im Osten einer wachsenden Popularität. Er sehe sein Vaterland auf dem Gipfel der Macht als das europäische Reich, sagt der Held einer patriotischen Erzählung für junge Deutsche.[35] Die Präsenz deutscher Soldaten auf russischem Territorium verstärkte die weitverbreiteten Vorurteile von Russland als primitivem Staatswesen, das reif sei für die Kolonisierung, während die von den Besatzern gewählte Sprache das Kolonialvokabular der Überseeimperien widerspiegelte. Man finde keine Worte, wurde 1914 von der Ostfront berichtet, um die «Vulgarität» und «Bestialität» der Bevölkerung auf der russischen Seite der Grenze angemessen zu beschreiben.[36]
Gipfelpunkt der deutschen imperialen Ambitionen war im März 1918 der Friedensvertrag von Brest-Litowsk, dem die Revolutionsregierung der Bolschewiki gezwungenermaßen zustimmte. Nun eröffnete sich ein deutsches Besatzungsgebiet, das den gesamten Westen des russischen Zarenreichs umfasste: Belarus, das Baltikum, Russisch- Polen, die Ukraine und die Kaukasusküste am Schwarzen Meer – mehr noch, als Hitlers Heer fünfundzwanzig Jahre später erobern konnte. Die Aussichten, die sich aus diesem Vertrag für die Briten ergaben, waren ein imperialer Albtraum: ein geschlossener deutsch-osmanisch-habsburgischer Landblock, der das eurasische Kernland und den Mittleren Osten beherrschte.
Verschlechtert wurde die Lage noch durch den Beginn der letzten deutschen Offensive an der Westfront im März 1918, bei der die Armeen der Alliierten zurückgedrängt wurden und eine katastrophale Niederlage drohte. «Wir sind nahe am Zusammenbruch», warnte Sir Henry Wilson, Militärberater der britischen Regierung. Und Lord Milner, einer der sogenannten Prokonsuln des Britischen Empires, sagte dem Premierminister David Lloyd George, es sehe ganz so aus, als würden die Mittelmächte jetzt zum «Herrn über ganz Europa und Nord- und Zentralasien». In verbreiteten Angstvisionen sahen die Briten auch ein Deutsch-Afrika vom Atlantik bis zum Indischen Ozean kommen, verbunden mit einer deutschen Annexion von Belgisch-Kongo.[37] Diese Krise zeigt unmissverständlich die imperialen und globalen Dimensionen des Ersten Weltkriegs – eines Krieges, in dem um die Zukunft des Imperiums ebenso gekämpft wurde wie um das Überleben der Nation.
Großbritanniens imperiale Albträume wurden jedoch niemals Wirklichkeit. Die schwächeren Verbündeten Deutschlands brachen 1918 zusammen, die Märzoffensive schlug fehl. Nachdem die USA den Mittelmächten im Jahr 1917 den Krieg erklärt hatten, gelang es den Westalliierten mit Unterstützung amerikanischer Truppen, die deutschen Armeen bis zur deutschen Grenze zurückzudrängen. Am 11. November 1918 ging der Krieg in Europa zu Ende, was den Zusammenbruch dreier großer Reiche nach sich zog – des deutschen Kaiserreichs, Österreich-Ungarns und des Osmanischen Reiches. Vorangegangen war der Zusammenbruch des russischen Zarenreichs.
 
Großbritannien und Frankreich betrachteten ihren Erfolg als imperialen Sieg. Die britischen Kolonien hatten eine bemerkenswerte Zahl an Soldaten gestellt, zusätzlich zu Geld und Ressourcen, die vom Mutterland auf dem globalen Schlachtfeld benötigt wurden. Die Kolonien der weißen Siedler stellten 1,3 Millionen Mann, in Indien wurden 1,2 Millionen mobilisiert. Aus den afrikanischen Kolonien kamen Hunderttausende von Arbeitern, von denen schätzungsweise 200000 starben.[38] Das französische Kolonialreich beteiligte sich mit 500000 Soldaten (größtenteils aus Französisch-West- und Nordafrika) und mit mehr als 200000 zwangsverpflichteten Arbeitern, daneben mit 1,6 Milliarden Francs als Kriegsbeitrag und 5,5 Millionen Tonnen an Versorgungsgütern.[39]
Die Solidarität des Kolonialreichs wurde zum Zentralmotiv der Kriegspropaganda, und die beiden größten Kolonialmächte erwarteten paradoxerweise, dass der Krieg nicht nur die Welt sicher für die Demokratie machen würde, sondern auch das Überleben des undemokratischen Kolonialreichs sichere. Dieses Paradoxon ist bedeutsam, wenn man die Dilemmata verstehen will, mit denen alle Imperien nach 1918 zu kämpfen hatten. Und es trägt ebenfalls zum Verständnis dessen bei, was der Imperialismus zur Entstehung des zweiten großen Weltkriegs zwei Jahrzehnte später beitrug.
Das Hauptproblem für die überlebenden Kolonialreiche lag nach dem Ersten Weltkrieg in der Schwierigkeit, das Prinzip der Nationalität und des Nationalstaats mit den Vorstellungen vom Imperium zu versöhnen – eine Herausforderung, die gemeinhin mit dem amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson, einem Demokraten, in Verbindung gebracht wird, der in einer Rede im US-Kongress am 8. Januar 1918 mit seinen berühmten «14 Punkten» die Rahmenbedingungen für eine neue internationalistische Weltordnung entworfen hatte. Quasi über Nacht wurde diese Rede weltberühmt, weil Wilson im letzten Punkt die «politische Unabhängigkeit und territoriale Unverletzlichkeit der großen wie der kleinen Staaten» ansprach. Am Ende seiner Rede wiederholte Wilson nochmals, dass alle Völker und Nationen gleichermaßen das «Recht» hätten, «Freiheit und Sicherheit zu genießen». Der Begriff «Selbstbestimmung» (self-determination) kommt bei Wilson zwar nicht vor, doch ließ die Unklarheit seiner Formulierungen diese Interpretation zu. In der Folgezeit wurde Wilson mit Petitionen überhäuft und von Lobbyisten und Einwohnerabordnungen aus den Kolonien bestürmt, die seine Aussagen missverstanden hatten. Sie unterstellten, der US-Präsident wolle für ihre politische Emanzipation eintreten.[40]
Die Idee der Selbstbestimmung, die man aus Wilsons Botschaft herauslesen wollte, ging in Wahrheit auf die russischen Revolutionäre des Jahres 1917 zurück, nachdem diese im März das zaristische System entmachtet hatten. Da die provisorische Regierung der Revolutionäre den Krieg weiterführen wollte, rief sie am 9. April 1917 als vorrangiges Kriegsziel die «Errichtung eines permanenten Friedens auf der Grundlage der Selbstbestimmung der Völker» aus. Ein Jahr später, nachdem die Bolschewiki, der radikale kommunistische Flügel der sozialistischen Bewegung in Russland, im November 1917 die Macht erobert hatten, rief Lenin, der neue Regierungschef, zur «Befreiung aller Kolonien» auf, zur «Befreiung aller abhängigen, unterdrückten und nicht souveränen Völker».[41] Dieser Appell der russischen Kommunisten, die sich bald darauf, 1919, in der Kommunistischen Internationalen (Komintern) organisierten, beunruhigte die westlichen Kolonialmächte so sehr, dass sie 1918/19 Interventionstruppen schickten, um die belarussischen Truppen (Menschewiki) in ihrem Kampf gegen die Bolschewiki zu unterstützen. Japan – über einige jüngere Konflikte selbst mit Russland verbunden – schickte 1918 70000 Soldaten nach Sibirien und erwog für kurze Zeit sogar, eine abhängige sibirische Provinz zu installieren – mit 250000 japanischen Soldaten im Rücken –, um auf diese Weise das japanische Großreich nach Norden zu erweitern. Die militärischen Erfolge der Bolschewiki und die innenpolitische Instabilität Japans führten 1920 jedoch zum japanischen Rückzug.[42]
Die ersten Anzeichen einer heraufziehenden Krise des Britischen Empires und der anderen Kolonialmächte im Zuge der angedachten Selbstbestimmung der Völker wurden sichtbar, als der Frieden kam. Denn nun erwartete eine Reihe kolonisierter Völker, dass ihre Beiträge zum Sieg der Alliierten durch politische Zugeständnisse der Kolonialmächte, deren Kriegsanstrengungen sie unterstützt hatten, honoriert würden. Andere erwarteten, dass die Wilson’sche Rhetorik ihnen dabei helfen würde, unliebsame imperiale Fesseln abzuschütteln, die teilweise erst aus jüngerer Zeit datierten. Im Frühjahr 1919 wurden Wilson und seine Delegation bei der Pariser Friedenskonferenz massenhaft mit Forderungen und Petitionen konfrontiert, wobei viele Länder die volle Souveränität und ein Ende der imperialen Anmaßung forderten, der zufolge die unterworfenen Völker zur Selbstherrschaft nicht in der Lage seien. Zu diesen Bittstellern gehörten Persien, der Jemen, Libanon, Syrien, Tunesien, Französisch-Indochina (heute Vietnam, Laos und Kambodscha), Ägypten und Korea. Der indische Nationalist Lala Lajpat Rai, Mitbegründer der India Home Rule League of America, schickte Wilson ein Telegramm, in dem er dafür dankte, dass der Präsident eine neue Charta der Freiheit für «alle kleinen, unterworfenen und unterdrückten Nationalitäten der Welt» gewähre. Das amerikanische Eingreifen ins Kriegsgeschehen, beharrte Rai, habe «die imperialen Mächte Europas in den Schatten gestellt».[43]
Doch keine der vielen Petitionen wurde zufriedenstellend beschieden, und so kam es im Jahr nach Kriegsende zu weitverbreiteten, oftmals gewalttätigen Protesten gegen die Kolonialherrschaft. In Korea wurden solche Demonstrationen im März 1919 rücksichtslos niedergeschlagen; in Indien gingen in der Stadt Amritsar Aufstandsversuche im Kugelhagel unter, dem 379 Menschen zum Opfer fielen; und in Ägypten wurden die Anführer der Nationalisten ins Exil verbannt und 800 Menschen bei antibritischen Protesten getötet. «Ist das hier nicht hässlichster Verrat?», schrieb einer der ägyptischen Delegierten in Paris. «Ist das nicht die fundamentalste Zurückweisung der Prinzipien?»[44] Allein in Irland hatten die Nationalisten Erfolg, indem sie den dort stationierten 110000 britischen Soldaten Widerstand leisteten, sodass 1922 schließlich der Irische Freistaat weitgehende Unabhängigkeit für einen Teil der Insel erlangte.
Letztlich lagen die Prioritäten der Pariser Friedenskonferenz darin, in Ost- und Mitteleuropa unabhängige Nationalstaaten zu schaffen, die an die Stelle der zusammengebrochenen dynastischen Reiche traten: Polen, Jugoslawien, Tschechoslowakei, Finnland, Estland, Lettland, Litauen und ein Rumpfstaat Österreich waren das Resultat. Doch nirgendwo sonst kam das Prinzip der politischen Selbstbestimmung zur Geltung. Es gelang den britischen und französischen Delegationen sogar, Wilson dazu zu bewegen, dass er im Entwurf der Völkerbundsatzung den Begriff «Selbstbestimmung» strich und durch eine Verpflichtung ersetzte, die territoriale Integrität und politische Unabhängigkeit der bereits existierenden Staaten zu garantieren. Der Völkerbund mit Sitz in Genf sollte Hauptakteur einer internationalisierten Weltordnung werden.[45] Es war der Beginn eines politischen Prozesses im Jahr 1919, bei dem Briten und Franzosen durch entsprechenden Druck erreichen konnten, dass die liberalen Ambitionen Wilsons und der Imperialismuskritiker in den eigenen Reihen massiv beschnitten wurden.
Durch die Bestimmungen des Versailler Vertragswerks wurde das geschlagene Deutsche Reich hart bestraft; es verlor alle überseeischen Territorien, Elsass-Lothringen, einen «polnischen Korridor» zwischen Pommern und Ostpreußen, einen Teil Schlesiens und kleinere Gebiete, die an Belgien und Dänemark fielen. Zudem wurde eine fast vollständige Entmilitarisierung erzwungen und eine Rechnung über Reparationsleistungen im Wert von 132 Milliarden Goldmark präsentiert – als Preis dafür, dass das Deutsche Reich angeblich den Krieg begonnen habe (Artikel 231 des Versailler Vertrags). Die Behauptung der Kriegsschuld trug entscheidend dazu bei, dass weite Teile der deutschen Bevölkerung quer durch alle politischen Lager den Versailler Vertrag ablehnten. Ähnlich verheerend und folgenreich war die Begründung der Entscheidung, Deutschland sämtliche Kolonien zu entziehen. Angeblich sei vor allem der deutsche Kolonialismus so brutal und ausbeuterisch gewesen, dass es nicht mehr zu rechtfertigen sei, Deutschland weiterhin an der «Zivilisierungsmission» zu beteiligen. Eine solche Behauptung erschien den Deutschen als pure Heuchelei aufseiten der Briten und Franzosen.
Es überraschte nicht, dass die Hauptprofiteure des Versailler Vertrags die großen Kolonialmächte waren. Einer der ersten Punkte, auf die sich die Alliierten einigten, als sie im Januar 1919 in Paris zusammentraten, war die Bestätigung der britischen und französischen Okkupation in den ehemaligen Kolonialgebieten des Deutschen und des Osmanischen Reiches. Anstatt diese Gebiete direkt zu annektieren, vereinbarten die Mächte ein Mandatssystem. So wurden sie Treuhänder der Völker, die «unter den anstrengenden Bedingungen der modernen Welt zur Selbstständigkeit noch nicht fähig sind». Das Mandatssystem wurde in der 1921 neu geschaffenen «Ständigen Mandatskommission» des Völkerbunds rechtlich abgesichert. Diese sollte unter Leitung des Genfer Wirtschaftsprofessors William Rappard die Aktivitäten der Mandatsmächte überwachen, um sicherzustellen, dass diese tatsächlich die Bevölkerung der Mandatsgebiete auf eine mögliche Selbstregierung vorbereiteten. In Wirklichkeit aber behandelten die Mandatsmächte die neuen Gebiete als Ergänzungen ihrer imperialistischen Landkarte oder, wie der britische konservative Politiker Neville Chamberlain es später ausdrückte, als «Empire im umgangssprachlichen Sinn».
Die Mandate im Nahen und Mittleren Osten waren das Ergebnis harter Verhandlungen zwischen Großbritannien und Frankreich, doch beide übernahmen letztlich die gesamte Region – Libanon und Syrien fielen an Frankreich, Transjordanien, der Irak und Palästina an die Briten –, ohne Rücksicht auf das, was man den arabischen Führern für ihre Unterstützung im Kampf gegen das Osmanische Reich zuvor versprochen hatte. Auch die Mandate für die früheren deutschen Kolonien in Afrika wurden unter beiden Mächten aufgeteilt; die Belgier erhielten als Zugeständnis lediglich Ruanda und Burundi im östlichen Kongobecken.[46] Japan wurde das Mandat über die deutschen Pazifikinseln zugesprochen, Australien und Neuseeland das Mandat über Deutsch-Neuguinea und Westsamoa. Die jeweilige Bevölkerung wehrte sich gegen diese Behandlung. «Die französische Regierung», schrieb Joseph Bell aus dem früheren Deutsch-Kamerun im Oktober 1919, «zwingt uns, unter ihrer Regierungsverwaltung zu leben, aber unser Land will keine französische Regierung.» Abermals stapelten sich in Genf, wo die Mandatskommission ihren Sitz hatte, die Petitionen, aber die neuen Mandatsmächte, die im Völkerbund das Sagen hatten, ignorierten sie schlicht. Von den neun Kommissionsmitgliedern waren die meisten Diplomaten oder Kolonialbeamte, acht vertraten Kolonialmächte und vier davon sogar die Mandatsmächte selbst.[47]
Letztlich überlebte das Kolonialsystem in den Jahren unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg den Druck von Internationalisten und Nationalisten, weil die Bereitschaft bestand, Drohungen mit Gewalt zu beantworten. Für alle imperialen Mächte, die sich in einer instabilen und politisch gefährlichen Welt behaupten mussten, wurden die Kolonien eher noch wichtiger, weil sie halfen, das Nationalimperium zu definieren und zu stärken, während das Recht auf vollständige politische Unabhängigkeit in Afrika, dem Mittleren Osten und Asien unterdrückt wurde. Woodrow Wilson hatte, obgleich er sich für kurze Zeit weltweiter Popularität als Hoffnungsträger erfreuen konnte, niemals beabsichtigt, mit seinem 14-Punkte-Plan die Welt der Kolonialreiche zu beseitigen. Vielmehr sollten sich die Kolonialmächte seiner Ansicht nach als Treuhänder verstehen und jenen Völkern, die vermeintlich noch zu primitiv waren, um als vollwertige unabhängige Staaten zu agieren, die Kenntnisse und Vorteile der Zivilisation vermitteln – so wie die Vereinigten Staaten es mit den Philippinen und den anderen von Spanien übernommenen Territorien hielten. Sein Verhalten in Paris 1919, als er die Petitionen nichteuropäischer Länder negativ behandelte, bestätigte diese Präferenz, doch große Teile der Öffentlichkeit in den Vereinigten Staaten bewerteten es als schlichte Heuchelei, dass er den europäischen und japanischen Imperialismus verschonte. 1919 verweigerte der US-Senat seine Zustimmung zu den in Paris erreichten Abkommen sowie zum Völkerbund, der diese Abmachungen umsetzen und überwachen sollte.[48] Diese Entscheidung bedeutete nicht – wie manchmal dargestellt –, dass sich die Vereinigten Staaten vollständig aus dem Weltgeschehen und von internationalen Verträgen verabschiedeten, aber sie sorgte dafür, dass der Völkerbund fest in den Händen jener Großmächte war, die ihre Kolonialreiche erhalten wollten.
 
Unter den verbliebenen Kolonialmächten waren Großbritannien und Frankreich die wichtigsten. Nach dem Krieg spielte das französische Kolonialreich im Mutterland sogar eine bedeutendere kulturelle Rolle als zuvor, auch sein wirtschaftlicher Stellenwert stieg. Rechnete man die Mandatsgebiete mit, erreichte das französische Imperium, nunmehr «Größeres Frankreich» genannt (la plus grande France), seine größte räumliche Ausdehnung. Die Beiträge der überseeischen Gebiete während der Kriegszeit förderten den besonders mit dem Kolonialminister Albert Sarraut in Verbindung gebrachten Gedanken, dass das Imperium zentralisiert und optimiert werden müsse, damit man wirklich von seinen Stärken profitieren könne. Sarrauts populäres Buch aus dem Jahr 1923, La mise en valeur des colonies françaises («Die Erschließung der französischen Kolonien»), legte den umfassenderen Sinn eines Kolonialreichs dar: «Größere Stärke und größerer Wohlstand im Ensemble der überseeischen Teile Frankreichs» würden in Zukunft «Macht und wirtschaftliche Prosperität des Mutterlandes» garantieren. Mit einem Kolonialreich, beobachtete ein französischer Geschäftsmann, sei Frankreich eine «weltbedeutende Nation».[49] Mehrere aufeinanderfolgende französische Regierungen schufen ein mit der Wirtschaft des kolonialen Zentrums enger vernetztes Empire, das nach 1928 durch ein System neuer Zollregulierungen und einen einheitlichen Währungsblock gegen ausländische Konkurrenz noch besser geschützt war. 1939 gingen 40 Prozent der französischen Exporte in die Kolonien, die ihrerseits 37 Prozent der Importe lieferten. Gleichzeitig erhielt das eigene Kolonialreich mehr als 40 Prozent der französischen Überseeinvestitionen.[50]
Die Wirklichkeit stimmte natürlich mit dem populären Image der Kolonialmacht Frankreich nicht ganz überein, denn die Geschichte des französischen Imperialismus war in den 1920er und 1930er Jahren wiederholt durch Gewaltausbrüche gekennzeichnet. Zu den gewalttätigsten Konflikten dieser Epoche gehören der Rifkrieg in Marokko und die Niederschlagung einer syrischen Revolte, beides in den Jahren 1925 und 1926, sowie die überaus grausame Reaktion auf einen kommunistischen Aufstand in Indochina 1930/31. Dort wurden zeitgenössischen Schätzungen zufolge rund 1000 Demonstranten erschossen oder durch Bomben getötet, 1300 Dörfer zerstört und 6000 Menschen gefangen gesetzt, gefoltert oder hingerichtet. Plantagenarbeiter, die sich den Aufständischen angeschlossen hatten, mussten fünfzehn bis sechzehn Stunden am Tag schuften, unter Aufsicht bewaffneter Wärter; auch durften sie ihre Dörfer nicht verlassen.[51]
Generell war die französische Regierung mit ihren Kolonialbehörden in den überseeischen Gebieten weniger bereit als die Briten, dem kolonialen Nationalismus kleine, unbedeutende Zugeständnisse zu machen. Im Mutterland jedoch konnten die Kolonien auf ein hohes Maß an Aufmerksamkeit und Engagement in der Bevölkerung zählen. In den späteren 1920er Jahren widmeten sich mehr als siebzig Zeitungen und Zeitschriften kolonialen Themen. 1931 fand auf dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise im Pariser Vorort Vincennes eine große Kolonialausstellung statt – in einem riesigen, eigens zu diesem Zweck errichteten Kolonialpalast mit exotischen Wandbildern und vielen Symbolen der in aller Welt verstreuten Territorien. In fünf Monaten wurden 35,5 Millionen Eintrittskarten verkauft. Die Ausstellung spielte mit der Vorstellung eines Einheitsimperiums, präsentierte die koloniale Welt zugleich aber als das «Andersartige» und stärkte so die im Kolonialreich wirklich geltende Hierarchie.[52]
Das Britische Empire blieb das bei Weitem größte Kolonialreich der Welt, und fraglos trug das Empire zu Großbritanniens Stellung als globale Wirtschaftsmacht erheblich bei. Während andere Absatzmärkte einbrachen oder abgeschottet wurden, stiegen die britischen Exporte ins Empire zwischen 1910 und 1938 von einem Drittel auf fast die Hälfte des Gesamtexportvolumens an. 1938 kamen 42 Prozent der britischen Importe aus den Gebieten des Empires, und 1930 gingen fast 60 Prozent der überseeischen Investitionen Großbritanniens dorthin. Noch war das Empire kein abgeschlossener Handelsblock, doch genoss es in der Praxis deutliche Handelspräferenzen. Wie im Parallelfall Frankreich wurde der relative Niedergang einiger Sektoren der britischen Industrie dadurch kaschiert, dass man überteuerte Produkte in die Kolonien exportieren konnte. Britische Investitionen in überseeische Lieferungen von Zinn, Kautschuk, Öl, Kupfer und einem Spektrum weiterer Rohstoffe verhalfen britischen Handelshäusern und Industriezweigen zu großer Präsenz auf den Weltmärkten.
Das Empire wurde Teil der britischen Populärkultur, wenngleich es für viele Briten eher eine entfernte Realität blieb, eine imaginäre Gemeinschaft, die auf Einheitspropaganda und Paternalismus beruhte. In dieser geschönten Welt kamen, wie in Frankreich, der fast permanente Notstand und die politischen Zwangsmaßnahmen, die Jahr um Jahr im Empire immer irgendwo erforderlich waren, praktisch nicht vor. Der entscheidende Tag im imperialen Kalender war der 1903 eingeführte Empire Day am Geburtstag von Königin Viktoria. In den 1920er Jahren wurde er in fast allen Schulen des Landes feierlich begangen. 1924/25 wurde eine große Empireausstellung im Londoner Stadtteil Wembley inszeniert, die auf einem Gelände von fast 90 Hektar 27 Millionen Besucher anzog. Auf dem Gelände zeigte man auch eine «Völkerschau», wo Menschen aus den Kolonien wie Zootiere begafft wurden.[53]
Solche wirtschaftlichen Vorteile konnten die drei Nachzügler im Konkurrenzkampf der Kolonialmächte im späten 19. Jahrhundert, Italien, Japan und Deutschland, nicht in Anspruch nehmen. Es ist kein Zufall, dass in den 1930er Jahren, als die Weltwirtschaft zusammenbrach und mit ihr das System des Internationalismus, diese drei Mächte eine neue Welle gewaltsamer kolonialer Eroberungen entfesselten – auf der Basis des Vorkriegsmodells vom Nationalimperium. Die Sicht dieser drei Länder auf die Weltordnung nach 1919 war aus unterschiedlichen Gründen durch tief sitzende Ressentiments gegenüber dem Kriegsausgang und der Vormachtstellung der westlichen Großmächte bei der Gestaltung der Versailler Nachkriegsordnung geprägt. Sie sahen für sich keinen angemessenen Platz in dieser internationalen Ordnung. Letzteres galt sogar für Italien und Japan, die im Bund mit den Alliierten zu den Siegermächten gehörten und – anders als Deutschland – auch nach dem Krieg noch Kolonien besaßen.
In allen drei Ländern verstanden nationalistische Kreise jedoch sehr wohl, dass der Erste Weltkrieg dazu geführt hatte, dass die Kolonialreiche Großbritanniens und Frankreichs nun ihre größte territoriale Ausdehnung besaßen. Ihre globale Macht wurde, gestützt durch den Völkerbund und die Rhetorik des Internationalismus, genutzt, um andere Staaten davon abzuhalten, eigene imperialistische Pläne weiterzuverfolgen. Gleichzeitig fühlten sich beide Großmächte berechtigt, aus ihrem Status als Nationalimperien rücksichtslos Kapital zu schlagen.
Je energischer Briten und Franzosen für ihre Phantasie vom geeinten Nationalimperium als Quelle nationaler Stärke und Prosperität eintraten, desto stärker verfestigte sich bei den benachteiligten Staaten die Vorstellung, Territorialgewinn sei der einzige Weg, um ihren Status zu verbessern und ihre Bevölkerung vor ökonomischen Risiken zu schützen. Dabei wurde als selbstverständlich vorausgesetzt, dass weitere Territorialgewinne nur durch Kriege möglich wären. Genau dies wurde durch die jüngste Geschichte untermauert: Der Spanisch-Amerikanische Krieg von 1898, die Burenkriege in Südafrika, der Russisch-Japanische Krieg, die zwei Jahrzehnte dauernde Eroberung Libyens und – in den 1920er Jahren – ernsthafte Kolonialkrisen in Marokko, Syrien und im Irak belegten diese Sicht zur Genüge. Die Ressentiments gegenüber dem, was als Autonomiedefizit bei Entscheidungen für die eigene nationale Zukunft empfunden wurde, führte zunehmend zur Ablehnung der «westlichen» oder «liberalen» Werte, die auf friedlicher Zusammenarbeit und demokratischer Politik basierten. Es ist nicht schwer zu verstehen, warum im nationalistischen Meinungsklima in diesen drei Staaten immer stärker Eroberungslösungen favorisiert wurden. Nur so ließ sich die vermeintliche permanente Unterordnung unter die großen ressourcenreichen Territorialimperien der Briten und Franzosen, aber auch unter die Vereinigten Staaten beenden.
Die Ressentiments Japans hatten mit der jüngeren Geschichte seiner Territorialexpansion zu tun. In der regionalen Machtpolitik Ostasiens und des Pazifikraums war Japan bis zum Ende des Ersten Weltkriegs schnell zu einem Hauptakteur aufgestiegen und hatte einen Großmachtstatus erlangt, der von den Alliierten noch nicht angemessen berücksichtigt wurde. Als Mitglied im Rat der Zehn, einem Gremium aus Vertretern der wichtigsten Verbündeten, wurde Japan zwar zur Pariser Friedenskonferenz eingeladen, doch die Schlüsselentscheidungen wurden dort allein von den westlichen Großmächten ausgehandelt. Japans Forderung, eine Klausel zur «Rassengleichheit» in die Satzung des Völkerbunds aufzunehmen, wurde von den westlichen Großmächten zurückgewiesen, die sich nicht verpflichten wollten, diesen Grundsatz in ihren eigenen Ländern und Kolonialreichen umzusetzen. So blieb der Völkerbund in den Augen der Japaner eine rein westliche Konstruktion, ungeeignet für «nationale Selbstrettungsmaßnahmen». Mitte der 1920er Jahre wurde der Vorschlag, Japan solle, um seine Interessen besser vertreten zu können, eine asiatische Sektion des Völkerbunds gründen, erfolglos debattiert. Die erhofften Kriegsgewinne – «eine prominente Stellung im Osten», wie es der japanische Außenminister Motono Ichirō formulierte – zerbröselten immer mehr:[54] Die Westmächte gewannen in China Marktanteile zurück; Japan musste sich einverstanden erklären, die ehemals deutschen Konzessionen in Tsingtau, 1914 mit großem nationalistischem Tamtam erobert, wieder in chinesische Hände zurückzugeben; die amerikanische Anerkennung von Japans Sonderinteressen in China, 1917 im Lansing-Ishii-Abkommen ausgehandelt, wurde 1922 wieder zurückgezogen; die 1902 unterzeichnete Anglo-Japanische Allianz wurde 1923 widerrufen. «Überall auf der Welt», vermerkte ein japanischer Delegierter der Pariser Friedenskonferenz, «wird der sogenannte Amerikanismus vorangetrieben.»[55]
Auf der Washingtoner Abrüstungskonferenz von 1922/23 musste Japan ein Kriegsflotten-Kräfteverhältnis von 5:5:3 zugunsten Großbritanniens und der USA hinnehmen, ebenso auf der Londoner Flottenkonferenz von 1930.[56] Was aber vor allem für eine Entfremdung Japans sorgte, war die Unterstützung des Westens für ein neues nationalistisches China, das sich nach dem Ende des Kaiserreichs im Jahr 1912 und den folgenden Warlord-Kämpfen langsam konsolidierte. Japan empfand seine Stellung in China als zentral für seine Zukunft als Nationalimperium und sah diese Interessen nunmehr in Gefahr. Der 1922 in Washington ausgehandelte Neun-Mächte-Vertrag, den auch Japan unterzeichnet hatte, bestand auf einer Politik des offenen Zugangs zum Handel mit China und wies damit implizit die Idee einer privilegierten Sonderstellung Japans in Asien zurück. Die japanischen Kritiker des internationalen Systems sprachen von einer neuen Ordnung in Asien, die auf «östlichem Denken» basieren müsse, und lehnten westliche Modelle der Friedensstiftung, des Kapitalismus und der liberalen Demokratie ab, weil sie mit Japans strategischen und politischen Interessen prinzipiell unvereinbar seien.[57]
Eine zentrale Frage, die die japanischen Nationalisten umtrieb – welchen Sinn hatte all der «Blutzoll» aus den Kriegen mit China und Russland? –, spielte sinngemäß auch in Italien eine wichtige Rolle. Die nationalistische Propaganda der frühen 1920er Jahre widmete sich dem Thema vom Aufbau eines neuen Italiens «im Namen der Toten», deren Opfer im Lichte der Friedensordnung von 1919 umsonst gewesen seien, ja geradezu verhöhnt würden. Obgleich Italien im Krieg 1,9 Millionen Tote und Verwundete zu beklagen hatte, wurde die italienische Delegation bei der Pariser Friedenskonferenz als Alliierter zweiter Klasse behandelt, dessen Beitrag keine gleichberechtigte Beachtung verdiente. Dabei hatten die Nationalisten während des Krieges gehofft, Italien könne nach dem Krieg Dalmatien, ja sogar die Türkei annektieren. Und im italienischen Kolonialministerium träumten die Beamten von der Schaffung eines italienischen Afrikas von Libyen bis zum Golf von Guinea.[58] Auf einem Kongress, der im Januar 1919 vom italienischen Kolonialinstitut einberufen wurde, um über die Friedensregelung zu sprechen, bestand einer der Delegierten darauf, Italien müsse in Übersee «territorialen Gleichstand» mit den Briten und Franzosen erreichen.[59] Das Mindeste indes, was die italienische Regierung erwartete, war die Einhaltung der Zusagen, die Großbritannien und Frankreich 1915 im Vertrag von London gemacht hatten, um Italien zum Kriegseintritt aufseiten der Alliierten zu bewegen. Dazu gehörten Territorialversprechen in Dalmatien, Kontrolle über Albanien, Anerkennung der italienischen Interessen im Mittelmeerraum und die Möglichkeit, sich an der Beutemasse des Deutschen und des Osmanischen Reiches bedienen zu dürfen – als «gerechte Kompensation».[60]
Zum Leidwesen der italienischen Delegation war Präsident Wilson jedoch strikt gegen diesen Vertrag von 1915 und weigerte sich, die Absprachen als für ihn bindend anzuerkennen, während Großbritannien und Frankreich sich hinter Wilsons Unnachgiebigkeit versteckten, obwohl auch sie Italien keine Zugeständnisse machen wollten. Die starken politischen Differenzen in Italien zu der Frage, welche Bedingungen ein gerechter Frieden erfüllen müsse, erschwerten es, ein koordiniertes Programm für die Londoner Verhandlungen zu erstellen, in dem die Erfüllung der Zusagen des Londoner Vertrags gefordert werden konnte.[61] Im April 1919 stürmte der italienische Premierminister Vittorio Emanuele Orlando wütend aus der Pariser Friedenskonferenz, doch als er im Mai zurückkehrte, war es klarer denn je, dass Italien keine zusätzlichen Territorien erhalten würde – außer den ehemals österreichischen Gebieten im Nordosten der italienischen Halbinsel. Und schon gar nicht sollte das Land Mandatsgebiete des Völkerbunds verwalten dürfen.
Dieses Ergebnis schuf den Mythos vom «verstümmelten Sieg» (vittoria mutilata). In seinen Memoiren schrieb Orlando: «Noch nie hat ein Friedensschluss im Nachhinein für ein solches Ausmaß an Ressentiments und Hass gesorgt, nicht nur bei den Besiegten gegen die Sieger, sondern auch bei den Siegern gegen ihre siegreichen Mitverbündeten.»[62] Diese ressentimentgeladene Hinterlassenschaft beflügelte die Ambitionen der radikal nationalistischen Regierung, die im Oktober 1922 unter Führung von Benito Mussolini und seiner kurz zuvor gegründeten Nationalen Faschistischen Partei (Partito Nazionale Fascista, PNF) ins Amt kam.
Obwohl diese Regierung durch eine tiefe Feindschaft gegenüber der – von Mussolini so genannten – «plutokratischen und bourgeoisen Allianz» aus Großbritannien, Frankreich und den USA geprägt war, gab es selbst für ein faschistisches Regime Grenzen des für Italien Erreichbaren. Schließlich war das Land massiv von ausländischen Krediten abhängig und musste heftig kämpfen, die wenigen Kolonien, die es in Libyen und Ostafrika besaß, unter Kontrolle zu halten. Während des größten Teils der 1920er Jahre besaß Italien wie Japan keine internationale Autonomie, scharrte jedoch trotzdem mit den Hufen, um die Erlaubnis für eine aktivere Politik auf dem Balkan, im Mittelmeerraum und in Afrika zu erhalten. Zugleich scheute man die Risiken eines Kurses auf der Grundlage der überkommenen imperialen Phantasien Italiens, der in Versailles auf einhellige Ablehnung gestoßen war.[63]
 
Der deutsche Fall unterschied sich grundlegend von der Situation Japans und Italiens. Deutschland war ein besiegtes Reich, dem man seine Kolonien vollständig entzogen hatte, einschließlich der binnenkolonisierten polnischen Gebiete. Hier hatten die durch die Niederlage befeuerten Ressentiments eine wesentlich breitere soziale Grundlage als in Italien oder Japan, und sie fanden politisch wie kulturell weitaus gefährlicheren Ausdruck. Die Erfahrungen der unmittelbaren Nachkriegszeit mit weitverbreitetem Hunger, Massenarbeitslosigkeit, Hyperinflation und politischer Gewalt (einschließlich gewaltsamer Grenzkonflikte im Osten mit Polen) fügten einer ganzen Generation tiefe Wunden zu und erlegten dem Land Härten und Demütigungen auf, wie sie keine der Kolonialmächte in den 1920er Jahren in solchem Ausmaß zu erleiden hatte. Die nationalen Opfer im Krieg resultierten im unmittelbaren Gefühl einer Leidensgemeinschaft.[64]
Die Schuld für diese existenzielle Krise gab man weitgehend den siegreichen Westmächten und ihrem Friedensvertrag von Versailles. Quer durch alle politischen Lager führte die Anklage, allein Deutschland trage die Schuld am Krieg, zu Verbitterung, ebenso wie die Auflagen, dass das Deutsche Reich Gebiete abtreten musste und entmilitarisiert wurde, und der Vorwurf, die Deutschen seien inhumane und ineffiziente Kolonialherren gewesen. Letztere, auf der Pariser Konferenz vorgebrachte Behauptung – im Deutschland der 1920er Jahre «Koloniallüge» genannt – war nichts anderes als eine kalkulierte Verleumdung, um zu rechtfertigen, dass Deutschland all seine Kolonialgebiete abtreten musste und für die Zukunft eine zweitrangige Rolle in Europa zugewiesen bekam.
Als die Friedensbedingungen der Alliierten im März 1919 in der Weimarer Nationalversammlung debattiert wurden, lehnten die Abgeordneten, in der Mehrheit Sozialisten und Liberale, die Kolonialbestimmungen des Vertrages mit 414 zu 7 Stimmen ab und forderten die «Wiedereinsetzung Deutschlands in seine kolonialen Rechte».[65] Zehn Jahre später bezeichnete Adolf Hitler, inzwischen Führer der schnell wachsenden NSDAP, in einer Wahlrede die «ungeheuerliche Behauptung, dass dem deutschen Volk die Fähigkeiten zur Verwaltung von Kolonien fehlen», als einen «frechen Angriff auf unsere nationale Ehre». Die nationalistische Rechte interpretierte in den 1920er Jahren die Deutschland auferlegten Restriktionen als eine Art umgekehrten Kolonialismus, wobei Deutschlands Zukunft als Geisel für die wirtschaftlichen und politischen Interessen der imperialen Mächte herhalten müsse; Hitler sagte, Deutschland sei eine «tributäre Ausbeutungskolonie» geworden.[66] Weil Deutschland nicht in der Lage war, das westliche Machtmonopol wirksam herauszufordern, kehrten sich die Aggressionen und Ressentiments der radikalen Nationalisten nach innen, gegen deutsche Juden und Marxisten, die Deutschland 1918 einen «Dolchstoß» in den Rücken versetzt hätten, indem sie den Weg für die Kolonisierung der deutschen Kernlande durch die Westmächte frei gemacht hätten.
Das Recht, als Kulturnation zu gelten, die willens und in der Lage war, sich mit anderen Kolonialreichen an der Zivilisierungs- und Modernisierungsmission zu beteiligen, zog sich als Thema durch die 1920er Jahre. 1926 förderte das deutsche Auswärtige Amt einen Dokumentarfilm mit dem Titel Die Weltgeschichte als Kolonialgeschichte, der nicht nur den ökonomischen Nutzen von Kolonien illustrierte, sondern – implizit – auch den Vorwurf widerlegen sollte, Deutschland sei unfähig, untertänige Völker zu regieren.[67] Deutschland war zwar jetzt ein «postkolonialer» Staat, aber die Verbindungen zur eigenen kolonialen Vergangenheit wurden durch Organisationen und Propaganda am Leben gehalten – mit dem Ziel, Deutschland als überseeisches Kolonialreich irgendwann wieder zu errichten.
Die Deutsche Kolonialgesellschaft fungierte als Dachverband für eine große Zahl kleinerer Vereinigungen, die Kampagnen für die Kolonialrechte durchführten. Ihr gehörten rund 30000 Mitglieder in 260 Ortsverbänden an, und sie förderte ein weites Spektrum von Kolonialzeitschriften. Nachrichten aus den ehemaligen deutschen Kolonien und aus den anderen großen Kolonialreichen fanden weite Verbreitung. Subventionen und Investitionen für deutsche Firmen, die in den früheren Kolonialgebieten tätig waren, ließen die Zahl solcher Firmen steigen, von 73 im Jahr 1914 auf 85 im Jahr 1933. Die 1898 gegründete Deutsche Kolonialschule in Witzenhausen bei Kassel wurde nach dem Krieg fortgeführt. 1926 kam noch die Koloniale Frauenschule in Rendsburg hinzu. Beide Institutionen sollten Kolonialbeamte und Kolonialexperten für Landwirtschaft, Handel und Gewerbe für ein geplantes neues Kolonialreich ausbilden. 1925 wurde ausgerechnet in Berlin eine Kolonialausstellung gezeigt. Außenminister Gustav Stresemann nutzte diese Gelegenheit, um darauf hinzuweisen, dass im Gegensatz zu allen anderen europäischen Kolonialmächten, darunter auch Spanien, Portugal und Dänemark, allein die Deutschen ein «Volk ohne Raum» seien.[68]
Die bedeutendste Quelle der Ressentiments nach 1919 war, wie Stresemann sehr wohl wusste, der Gedanke, dass die Deutschen als kraftstrotzendes, fortschrittliches und kultiviertes Volk nicht genug Land besäßen, um diese Fähigkeiten auszuleben und eine wachsende Bevölkerung zu ernähren. In deutschen nationalistischen Kreisen und weit darüber hinaus wurde die Vorstellung, die territoriale Expansion sei für eine moderne Nation prägend und schließe die Herrschaft über eine Hierarchie untergebener Völker ein, zum festen Gedankengut, wann immer die Rede auf Deutschlands imperiale Vergangenheit und mögliche Zukunft kam. Der Schlüsselbegriff war «Raum». In den 1920er Jahren waren die zuerst von Friedrich Ratzel vorgetragenen Ideen über die Naturnotwendigkeit von Lebensraum in Deutschland weit verbreitet, nicht zuletzt wegen der im Versailler Vertrag verordneten Gebietsverluste. Ein deutscher Geograph sprach in diesem Zusammenhang 1931 von der «grund-, halt- und sinnlosen Verstümmelung unseres eigenen Lebensraums durch den Friedensvertrag».[69]
Die Beliebtheit der neuen Wissenschaftsdisziplin Geopolitik im Deutschland der zwanziger Jahre, zu deren Pionieren Karl Haushofer gehörte, rührte nicht so sehr vom wissenschaftlichen Gegenstand her, der vielen allzu abstrus erschien, sondern vom dort gebräuchlichen Lebensraumvokabular und dessen Bezug auf Deutschlands aktuelle Lage. Die große Popularität des Romans Volk ohne Raum von dem früheren Kaufmann und Farmer in Deutsch-Südwestafrika Hans Grimm lag schon im Titel begründet, den der Verleger als Schlachtruf für die deutschen Ansprüche gewählt hatte. Von dem 1926 veröffentlichen Roman wurden bis 1933 220000 Exemplare verkauft, bis 1944 nochmals 330000.[70] Der Begriff «Raum» hatte eine breitere Bedeutung als das englische Wort «space»; er bezeichnete ein Gebiet, dem das «Volk» seine speziellen kulturellen und «biologisch-rassischen» Eigenschaften einpflanzte, wenn nötig auch auf Kosten unterworfener und fremder Völker – im Besonderen, nach Ansicht der radikalen Nationalisten, der Juden als vermeintliche Archetypen der kosmopolitischen «Anti-Nation».[71]
Die Idee, sich zusätzliche Herrschafts- oder Vorherrschaftsgebiete für ein als «rassisch homogen» und kulturell überlegen definiertes Volk zu sichern, verstand man damals als gerechten Ausgleich für die, wie Haushofer sagte, «schweren und blutigen» Opfer des Krieges.[72] Doch führten diese damals in der deutschen Gesellschaft weithin begrüßten Bestrebungen unweigerlich zu der Frage, woher die Kompensation für die schlechte Behandlung in Versailles eigentlich kommen sollte. Der großen und gut organisierten Koloniallobby war durchaus bewusst, dass die Gewinnung überseeischer Kolonien unter den Bedingungen der 1920er Jahre illusorisch war. Allerdings hoffte man, dass die Westmächte Deutschland in Zukunft irgendwann an kolonialen Kooperationsprojekten beteiligen würden. Die meisten der nationalistischen Kreise, die sich auf das Thema «Volk und Raum» versteiften, dachten weiterhin in imperialen Kategorien aus der Zeit vor dem Krieg. Sie fühlten sich durch das 1918 kurzzeitig unter deutschem Schutz in der Ukraine bestehende Staatsgebilde in der Überzeugung bestätigt, dass nur eine Expansion nach Osten authentischen und plausiblen Raumgewinn versprach. Dort, in Ostmitteleuropa und Osteuropa, wäre es möglich, wie der Staatsrechtler Carl Schmitt in den dreißiger Jahren vorschlug, einen von Deutschland beherrschten «Großraum» zu etablieren und andere Mächte auf Distanz zu halten.
Regelmäßig spielte der «Osten», wenngleich niemals präzise definiert, eine Rolle in den Diskussionen über den «Raum». Besonders die Geopolitiker betonten, dass es weit jenseits der nun engen deutschen Grenzen Gebiete gebe, in denen im Laufe der Geschichte deutscher Einfluss groß und mächtig war – sei es in der Sprache, in der Landwirtschaft oder in den Rechtstraditionen, ja sogar im Hausbau. All dies rechtfertige es, den Osten als deutschen «Rasse- und Kulturraum» zu betrachten. Die Vorstellung war auf vielen Landkarten ebenso präsent wie in Schulbüchern und in der politischen Propaganda. Eine von Albrecht Penck und Hans Fischer im Jahr 1925 entworfene Landkarte mit dem Titel «Der deutsche Volks- und Kulturboden in Mittel- und Osteuropa» wurde oft nachgedruckt und war weit verbreitet. Sie zeigte Gebiete, die sich weit in die Ukraine und bis nach Russland hinein erstreckten, vom Ladogasee im Norden bis nach Cherson weit im Süden der Ukraine und bis ins Gebiet der sogenannten Wolgadeutschen, die im 18. Jahrhundert dort eingewandert waren und deren Nachkommen nun unter sowjetischer Herrschaft lebten.[73]
Der junge Heinrich Himmler, später als Reichsführer-SS für Deutschlands grausamen Imperialismus in Polen und der Sowjetunion verantwortlich, notierte 1921 in seinem Tagebuch, nachdem er einen Vortrag über Deutschlands zukünftige Territorialziele gehört hatte: «Der Osten ist das Wichtigste für uns. Der Westen stirbt leicht. Im Osten müssen wir kämpfen und siedeln.»[74] Solche Ansichten hatten jedoch in den 1920er Jahren noch nichts spezifisch Nationalsozialistisches an sich.
 
Deutschlands Sehnsüchte, das Verdikt des Kriegsausgangs und des Versailler Vertrags rückgängig zu machen, blieben wie die italienischen Phantasien vom Kolonialreich im Mittelmeerraum oder die japanischen Ambitionen, zum Herrscher über ganz Asien aufzusteigen, in den 1920er Jahren lediglich Wunschträume. Sie entsprachen zwar langfristigen nationalen Zielen aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, machten jedoch einen zweiten Weltkrieg nicht unausweichlich. Tatsächlich wurden die Ressentiments, die derartige Wunschträume beflügelten, in keinem der drei Länder von allen geteilt. Und als sich die Weltordnung angesichts der von den USA angeführten wirtschaftlichen Wiederbelebung und im Zeichen der Unterdrückung außereuropäischer Nationalismen Mitte der 1920er Jahre stabilisierte, konnten alle drei Länder Wege finden, sich, wenn auch zögerlich, in die vorherrschenden Strukturen der internationalen politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit einzubringen. In Deutschland wie in Japan war die Jagd nach Territorialgewinnen für weite Bevölkerungskreise kein so bedeutendes Anliegen wie für die Nationalisten in den beiden Ländern. In Italien, wo nach einem bitteren Konflikt zwischen den radikalen Nationalisten, dem Zentrum und den Linken die Demokratie zusammenbrach, bestanden Mussolinis erste politische Prioritäten darin, seine Herrschaft zu stabilisieren und Italiens Wirtschaftsaufschwung zu überwachen.
Alle drei Staaten waren in den 1920er Jahren abhängig von den Beiträgen der Westmächte zur langsamen Erholung des Welthandels und der Wirtschaftsinvestitionen. Alle drei gaben auch Lippenbekenntnisse zum Internationalismus, wie er sich im Völkerbund ausdrückte, dem Deutschland 1926 beitreten durfte. 1925 unterzeichneten Sieger und Besiegte die Verträge von Locarno, worin die im Versailler Vertrag festgelegten Grenzen in Westeuropa garantiert wurden. 1927 wurde Deutschland gegen den massiven Widerstand Frankreichs und Belgiens sogar eingeladen, Mitglied in der Ständigen Mandatskommission des Völkerbundes zu werden, die für die Kontrolle seiner ehemaligen Kolonien zuständig war. Zum deutschen Bevollmächtigten wurde Ludwig Kastl ernannt, Direktor des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, nicht einer der Wortführer der lautstarken Koloniallobby. Deutschland bestand darauf, dass die Regeln der Mandatsbedingungen eingehalten wurden, vor allem die Verpflichtung, die früheren Kolonien auf eine spätere Unabhängigkeit vorzubereiten. Auch war es ein Deutscher, der Nationalökonom Moritz Julius Bonn, der 1932 als Erster den Begriff «Dekolonisation» prägte, um den Prozess zu beschreiben, der anscheinend schon begonnen hatte.[75]
All dies war aber letztlich nur ein vorläufiges Arrangement in einer Nachkriegswelt, deren Stabilität als brüchig und unberechenbar galt. Gustav Stresemann war der Vordenker der deutschen «Erfüllungspolitik», einer außenpolitischen Strategie, die auf der Hoffnung gründete, ein nachweislich guter Wille der Deutschen, bei den Reparationsleistungen bis an die Grenzen der Leistungsfähigkeit zu gehen, könnte der bessere Weg sein, um die Abmilderung und Revision der Härten des Versailler Vertrags zu erreichen. Die Möglichkeit einer viel fundamentaleren Revision schloss er dabei nicht aus.
In Japan setzte sich die liberale Minseitō-Partei, die über weite Strecken der späten zwanziger Jahre an der Macht war, für Abrüstung und Zusammenarbeit mit dem Westen ein, weil dies als der vernünftigere Weg erschien, um Japans Ziele zu erreichen und die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern.[76] Mitte der Zwanziger verfolgte Japan sogar die Strategie einer Freundschaft mit China – nach einem Jahrzehnt harter Konfrontation.
Selbst in Italien, wo Mussolini selbstbewusst die Idee eines «neuen Italiens» propagierte, um Werte und Interessen des Westens infrage zu stellen, erwies es sich als notwendig, vom Pazifismus wenigstens zu sprechen – Mussolini sprach von «verbalem Pazifismus» –, statt das Risiko eines größeren Konflikts einzugehen. Eine Lösung für Italiens neuen kolonialen Ehrgeiz musste aufgeschoben werden, Mussolini wollte dafür erst das unausweichliche «Chaos in Europa» abwarten.[77] Und es gab ja mit Italiens vorhandenen Kolonien bereits genug Ärger. Somalia und Eritrea waren befriedet worden; die Truppen waren von 2500 auf 12000 Mann verstärkt worden. Dennoch dauerte es zehn Jahre, bis alle regionalen Aufstände niedergeschlagen waren. In Libyen waren die Kosten sogar noch höher. Von 1922 an, schon vor Mussolinis Machtübernahme, wurde dort heftig gegen arabische Stammeskrieger gekämpft; es ging um die Kontrolle über den Großteil des Wüstenhinterlandes. Dieser Krieg endete erst 1931, nach Jahren grausamer Repression. Es war einfach zu riskant, neuen Territorialerwerb zu forcieren, bevor das vorhandene Kolonialreich konsolidiert war. Gleichwohl hielten die Feldzüge die Vorstellung lebendig, ein imperiales Territorium sei nur durch Eroberung zu gewinnen.[78]
Die Periode friedlicher Anpassung endete abrupt mit dem Einsetzen der globalen Rezession in den Jahren 1928/29, die im folgenden Jahrzehnt so katastrophale Folgen zeitigte. Die Historiker sind sich weitgehend darüber einig, dass die Weltwirtschaftskrise eine entscheidende Rolle bei der Zerstörung der Bemühungen spielte, nach 1919 wieder eine globale Weltordnung aufzubauen und eine Beteiligung am Internationalismus aufrechtzuerhalten. In vielerlei Hinsicht markierte der Zusammenbruch der Weltwirtschaft einen noch deutlicheren Wendepunkt zur Herausbildung der Krise, die in den 1940er Jahren zum neuen Weltkrieg führte, als die Jahre 1914 oder 1919.[79] Die Geschichte dieser Krise ist heute bestens bekannt, aber es lohnt trotzdem, sich ihr ganzes Ausmaß vor Augen zu führen.
Ökonomische Schwächephasen hatte es in den zwanziger Jahren immer wieder gegeben, trotz des kurzen Handels- und Investitionsbooms Mitte des Jahrzehnts. 1932 verzeichneten die Industrieländer mehr als vierzig Millionen registrierte Arbeitslose, und viele Millionen mehr hatten zu wenig Arbeit oder wurden entlassen, als Preise und Produktion auf steile Talfahrt gingen. In der Rezession von 1929 bis 1932 brach der Welthandel um nie dagewesene zwei Drittel ein. Ärmere Weltregionen, die darauf angewiesen waren, ein oder zwei Produkte zu exportieren, stürzten in verzweifelte Armut ab. Kreditbegrenzungen führten zu Masseninsolvenzen, in Deutschland 1932 sogar fast zum Staatsbankrott. Es herrschte eine weitverbreitete Panik, dass die Krise nichts anderes bedeute als das jähe Ende des Kapitalismus, so wie es die Kommunisten händereibend schon immer vorhergesagt hatten. Die Nationalisten in Deutschland sahen mit gleicher Befriedigung in diesem Einbruch die «Weltwirtschaftsdämmerung» und damit das Scheitern des verhassten westlichen Systems, das diese Wirtschaftsordnung gestützt hatte.[80]
Das Gefühl, das westliche Modell der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und des Internationalismus stehe kurz vor dem Untergang, speiste sich nicht zuletzt aus einem ganzen Fundus kulturpessimistischer Schriften, die im Laufe eines Jahrzehnts erschienen waren. Der berühmteste dieser Kassandrarufe war zweifellos Oswald Spenglers Der Untergang des Abendlandes (1918 bis 1922). Der Präsident der Völkerbundversammlung ermahnte im Sommer 1932 die Mitgliedsstaaten zusammenzustehen oder sich auf das Schlimmste gefasst zu machen: «Die ganze Welt leidet unter einer schrecklichen Krise und unter einem Mangel an Vertrauen. Die letzten Hoffnungen der Welt liegen jetzt in unseren Händen.»[81]
Doch der Völkerbund war trotz aller Bemühungen festzulegen, was nötig war, um die Krise zu lindern, machtlos und konnte die Flucht in den ökonomischen Nationalismus nicht verhindern. Als sich die Krise verschärfte, schien Kooperation weit riskanter zu sein als die Abschottung der eigenen Wirtschaft. Im Juni 1930 erließen die Vereinigten Staaten das protektionistische Smoot-Hawley-Zollgesetz, das zur Abkoppelung des amerikanischen Markts von ausländischen Importen führte. Im November 1931 schaffte Großbritannien nach langen politischen Debatten den liberalen Handel ab und errichtete eine ganze Reihe von Zollbarrieren; im August 1932 folgte ein Präferenzsystem für das Empire, wodurch für Importe aus den Mitgliedsländern des Empires Vorzugsbedingungen geschaffen wurden. In Frankreich reduzierten die Bestimmungen des Gesetzes über den Handel mit den Kolonien vom 13. April 1928 die Zölle für französische Kolonialprodukte massiv zulasten des offenen Welthandels.[82] Die Krise führte zur Schaffung spezieller Handels- und Währungsblöcke für den US-Dollar, das britische Pfund Sterling und den französischen Franc. Die stärksten Wirtschaftsmächte der Welt hätten das System, von dem sie so lange profitiert hatten, entscheidend stärken und schützen können, aber sie entschieden sich dagegen – auf Kosten des Rests der Welt.
Die politischen Folgen für die Staaten, die sich durch die neuen Programme des ökonomischen Nationalismus gestraft sahen, rührten an den Grundfesten. In Japan war die Rezession ein nationales Unglück. Die Exporte, speziell die von Rohseide, sanken um 53 Prozent, die Importe um 55 Prozent. Der große japanische Landwirtschaftssektor, der schon in weiten Teilen der zwanziger Jahre stagniert hatte, erlebte einen weiteren katastrophalen Rückgang; die bäuerlichen Einkommen sanken um die Hälfte, Millionen Menschen auf dem Lande versanken in bitterster Armut.[83] Die Bemühungen, im westlichen System mitzuarbeiten, entlarvten sich als fruchtlos; eine Welle antiwestlicher Stimmung führte zum Zusammenbruch der moderaten Minseitō-Regierung. Der anschwellende Proteststurm gegen das globale System verhalf dem Militär zu einer dominanteren Stellung in der japanischen Regierung und führte zum Ende des demokratischen Experiments der Zwanziger.[84]
In Italien, dessen Wirtschaft weniger unter der weltweiten Rezession litt als die anderer Nationen, wurde die Krise vom Regime als Gelegenheit ergriffen, die faschistische Revolution aufs Neue zu entfachen, indem man, während sich die Großmächte einzeln in Schutzpanzer zurückzogen, nach außen eine aktivere imperialistische Politik verfolgte. In Deutschland wurde die Rezession in großen Teilen der Bevölkerung als weitere Strafmaßnahme der Siegermächte empfunden. Als man 1931 ein Zollabkommen mit Österreich anstrebte, legte Frankreich sein Veto ein. Während die Rezession, die vierzig Prozent der Deutschen arbeitslos machte, zu einem vierzigprozentigen Einbruch der Industrieproduktion führte und die deutschen Exporte um mehr als die Hälfte reduzierte, sollte Deutschland trotzdem weiterhin Kriegsreparationen zahlen und die enormen, in den zwanziger Jahren aufgelaufenen internationalen Staatsschulden bedienen. Das Lamento, Deutschland sei selbst kaum noch mehr als eine Kolonie der Siegermächte, gewann in Zeiten des katastrophalen Wirtschaftseinbruchs an Glaubwürdigkeit. 1930 wurde die NSDAP, der die globalisierte Wirtschaft und die Bevormundung durch den Westen abgrundtief zuwider waren, zur ernsthaften politischen Kraft. 1932 war sie schon stärkste Partei, im Januar 1933 Regierungspartei, nachdem man Hitler die Reichkanzlerschaft angeboten hatte. Wie in Italien und Japan wollten die deutschen Nationalisten, die in den Zwanzigern in etablierten imperialen Phantasien von Volk und Raum, von «Rasse und Raum» geschwelgt hatten, nun beweisen, dass sie recht gehabt hatten. Und die Welt kippte gefährlich zu ihren Gunsten.
 
Das also war der Kontext, in dem zunächst Japan, dann Italien und schließlich auch Hitlerdeutschland schwelenden Ressentiments nachgaben und sich in den 1930er Jahren in eine neue Welle des aggressiven Territorialimperialismus stürzten. Angesichts der Wirtschaftskrise verhärtete sich die Ansicht, eine Revision der globalen Ökonomie sei ebenso erforderlich wie eine Änderung der politischen Ordnung – es müsse eine Neuordnung her, die nicht mehr auf dem obsoleten Internationalismus der vorangegangenen Jahrzehnte basierte, sondern auf in sich geschlossenen imperial-ökonomischen Blöcken, jeweils wie im Fall der britischen und französischen Kolonialimperien angeführt und beherrscht von einer starken Zentralmacht.[85] Mehr als je zuvor wurde imperiale Macht als unverzichtbar für das nationale Überleben angesehen – und damit das im späten 19. Jahrhundert etablierte imperiale Paradigma wiederbelebt. Diese Option war, wie der japanische Außenminister Arita Hachirō sagte, unvermeidlich: «Kleinen Ländern bleibt keine andere Möglichkeit, als nach besten Kräften danach zu streben, ihre eigenen Wirtschaftsblöcke zu bilden oder mächtige Staaten zu gründen, damit ihre eigene Existenz nicht in Gefahr gerät.»[86]
Der Kampf um zusätzliches Land und sichere Ressourcen – falls nötig, auch durch einen Krieg – drehte die Uhr in ein vergangenes imperiales Zeitalter zurück. Josef Stalin, der Sowjetdiktator, der die Krise des Kapitalismus aus der Warte des einzigen Staates betrachten konnte, der von der Weltwirtschaftskrise kaum betroffen war, verstand, dass Handelskrieg, Währungskrieg, «der intensivierte Kampf um Märkte» und extremer ökonomischer Nationalismus «den Krieg als Mittel zu einer Neuaufteilung der Welt und der Einflusssphären auf die Tagesordnung gesetzt haben». Hier wurde Stalins Urteil, das bei Historikern nicht in allerbestem Ruf steht, ausnahmsweise von den Ereignissen bestätigt.[87]
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					In einem empörenden Gewaltakt sprengten chinesische Soldaten einen Abschnitt der Südmandschurischen Eisenbahn (Mantetsu) nordwestlich [des Militärstützpunkts] Beitaying und griffen unsere Streckenposten an. Unsere Posten erwiderten das Feuer sofort und mobilisierten die Artillerie, um Beitaying unter Beschuss zu nehmen. Unsere Streitkräfte halten nun einen Teil des Stützpunkts besetzt.

					 

					Asahi, Osaka, 19. September 1931[1]

				
Dieser Aufmacher in der populären Tageszeitung Asahi präsentierte der japanischen Öffentlichkeit einen Bericht über chinesische Perfidie, der zum festen Bestandteil der japanischen Volksmeinung zu der Frage wurde, wer für den Beginn der japanischen Invasion in der Mandschurei verantwortlich sei. Die Japaner besetzten anschließend die gesamte nordchinesische Provinz. Die Berichterstattung indes war eine Travestie der Wahrheit. Denn in Wirklichkeit hatte eine Gruppe japanischer Ingenieure aus der Kwantung-Armee, die in der Mandschurei stationiert war, um die wirtschaftlichen Interessen des japanischen Kaiserreichs in dieser Region zu schützen, den Sprengstoff am frühen Morgen des 18. September 1931 an den Gleisen platziert. Es war ein fadenscheiniger Vorwand, um ein militärisches Expansionsprogramm in China in Gang zu setzen, das erst 1945 endete. Global gesehen war dieser sogenannte Mukden-Zwischenfall, benannt nach der in der Nähe des Anschlagsorts gelegenen Stadt Mukden (heute Shenyang), eine Bagatelle. Aber die Auswirkungen des von den Japanern programmatisch «Mandschurischer Zwischenfall» genannten Konflikts waren immens. Denn hier wurden, auf dem Tiefpunkt der Weltwirtschaftskrise, die ersten Schritte unternommen, um mit Gewalt eine neue imperiale und ökonomische Ordnung zu schaffen. Der Beschuss des Militärstützpunkts Beitaying markierte den Beginn einer neuen imperialen Epoche in den 1930er Jahren.
Entstehung und Zeitpunkt der Mandschureikrise hatten vor allem mit der Weltwirtschaftskrise zu tun und damit, dass Japan verzweifelt nach einer Lösung für die drastisch zunehmende Armut im Land und für seine ökonomische Isolation suchte. Die Kwantung-Armee, benannt nach dem gleichnamigen japanischen Pachtgebiet an der chinesisch-mandschurischen Küste, hatte schon seit Jahren an Plänen gearbeitet, das japanische Reichsgebiet auf das chinesische Festland auszudehnen. Besorgt über das Ausmaß der Wirtschaftskrise und im Bewusstsein der ständigen Bedrohung durch die chinesischen Nationalisten, die massiv die Rückgabe des Pachtgebiets an China forderten, beschlossen die Kommandeure der Armee schließlich, unabhängig von Tokio zu handeln. Nach dem inszenierten Sprengstoffanschlag stürmten die japanischen Truppen die chinesische Garnison im Hafengebiet von Mukden. Sie eroberten auch den Rest der Stadt und griffen nach einem sorgfältig erarbeiteten Plan, vom Pachtgebiet ausgehend, weite Gebiete der Mandschurei an. Zunächst besetzten sie das Umland der Hauptbahnstrecken und vertrieben dann die 330000 Mann starke, aber schlecht ausgerüstete Truppe des ansässigen chinesischen Warlords Zhang Xueliang aus dem Süden und der Zentralregion der Mandschurei. Anfang 1932 war die gesamte Mandschurei in japanischer Hand. Die Armee setzte 150000 Soldaten ein und eroberte um den Preis von rund 3000 Gefallenen ein Gebiet, das beinahe die Größe Kontinentaleuropas erreichte. Trotz des flagranten Disziplinverstoßes seiner Kommandeure billigte der Shōwa-Kaiser Hirohito die Mukden-Aktion zwei Tage später. Fast über Nacht hatte Japan sein Reichsgebiet enorm vergrößert und beträchtlichen wirtschaftlichen Zugewinn erzielt – eine echte Transformation.[2]
Die Mandschureikrise führte nicht direkt zum acht Jahre später ausbrechenden Weltkrieg, aber sie läutete ein Jahrzehnt erneuter imperialer Expansion ein – nach dem «Neuen Imperialismus» der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg und der imperialen Neuverteilung im Rahmen der Völkerbundregelungen nach dem Ersten Weltkrieg. Keiner der drei Staaten, die den Imperialismus dieser neuen Phase definierten – Italien, Deutschland und Japan –, startete mit einem fertig ausgearbeiteten Expansionsplan, doch alle nutzten sich bietende Gelegenheiten in ihren Interessensphären. Auch stimmten die drei Länder ihren Imperialismus nicht untereinander ab, aber sie beobachteten die Erfolge der jeweils anderen genau und schöpften daraus selbst neuen Mut. Zwar hofften die Führer aller drei Staaten, dass sich ein größerer Krieg vorläufig noch vermeiden ließe, bis sie ihre imperialen Projekte abgeschlossen hätten, doch die von den drei unterschiedlichen Expansionsprogrammen bewirkte Instabilität verschärfte insgesamt den Trend zu einem Weltkrieg, der dann – je nach Region – zwischen 1939 und 1941 auch begann.

					
						Ein neues imperiales Zeitalter

					
					Der für Japan, Italien und Deutschland entscheidende Faktor war das Territorium, denn wesentlich für jede imperiale Planung ist die Kontrolle über ein bestimmtes Gebiet, die auf unterschiedliche formelle und informelle Weise ausgeübt werden kann. Als Vorbild für die Gestaltung des Territorialitätsprinzips diente eine Periode von vier Jahrzehnten gewaltsamer Territorialexpansion und -befriedung, die den 1930er Jahren vorausging und in manchen Bereichen noch nicht beendet war. Die Entscheidungen in Tokio, Rom und Berlin, lokal begrenzte Aggressionskriege zur Territorialerweiterung zu führen, sind überhaupt nur in diesem größeren Zusammenhang zu verstehen. Die seit dem späten 19. Jahrhundert mit dem imperialen Gedanken verbundenen Diskurse über «Volk und Raum» hatten für die Generation, die in den 1930er Jahren an die Macht kam, noch nichts von ihrer Erklärungskraft eingebüßt. Im Rückblick erscheint diese Form des Imperialismus zwar anachronistisch, wenn nicht gar wahnhaft, aber damals war das imperiale Paradigma vertraut und naheliegend. Die Ergebnisse der territorialen Neuverteilung in den Jahren 1919 bis 1923 oder die Folgen der Wirtschaftskatastrophe nach 1929 führten letztlich nur dazu, dass die Überzeugung bestärkt statt geschwächt wurde, die Inbesitznahme von mehr Territorium und mehr Ressourcen sei ein unverzichtbares Mittel zur Rettung der Nation. Nur so, dachte man, sei es möglich, eine stärkere Wirtschaft aufzubauen und die Bedürfnisse einer vermeintlich überlegenen Kultur zu befriedigen.

					Die japanischen, italienischen und deutschen Führer waren bei Weitem nicht die Einzigen, die glaubten, dass das Zeitalter der Imperien noch nicht vorüber sei – trotz aller Indizien, dass nationalistische Ambitionen, steigende ökonomische Kosten und anhaltende Unsicherheit den allmählichen Niedergang des globalen Imperialismus markierten. Anstatt die naheliegende Lehre zu ziehen, dass der traditionelle Imperialismus ein Auslaufmodell war, vertraten sie lieber die These, noch mehr vom Gleichen sei nötig, und zwar mit jeweils eigener nationaler Prägung. Die anderen Faktoren, die in Analysen zum Ursprung des Zweiten Weltkriegs meistens im Vordergrund stehen – Wettrüsten, diplomatische Krisen, ideologische Konflikte –, waren Auswirkungen dieser neuen imperialistischen Welle, nicht ihre Ursachen. Die wichtigsten Nationen im Völkerbund hätten, wenn auch nicht ohne Bedenken, mit den ideologischen Differenzen und dem Anstieg der Rüstungsausgaben leben können, wenn diese die einzigen Bereiche gewesen wären, in denen sie sich von den Unruhestiftern unterschieden. Was die großen Imperialmächte allerdings nicht akzeptieren konnten, war, dass diese neue Welle der Errichtung von Kolonialimperien – im krassen Sinn von mehr oder weniger gewaltsamem Territorialerwerb – inzwischen mit ihrem eigenen Imperialismuskonzept nicht mehr vereinbar war. Die Vorgehensweise der drei Länder passte einfach nicht zur neuen Sprache des Internationalismus, die man im Umfeld des Völkerbunds entwickelt und mit dem eigenen Territorialbesitz verknüpft hatte.

					Die zentrale Frage, die es zu beantworten gilt, lautet also: Warum haben diese drei Staaten trotz offensichtlicher Rückschläge hinsichtlich des Besitzes von Kolonialreichen, trotz substanzieller politischer Sicherheitsrisiken und trotz des Erstarkens nationalistischer Bestrebungen in den Kolonialreichen dennoch das territoriale Prinzip zur Grundlage ihrer Politik gemacht, die bestehende Ordnung in den 1930er Jahren herauszufordern? Im Unterschied zu den Kriegen vor 1914, wo selbst ausgedehnte kriegerische Auseinandersetzungen zur Eroberung von Territorien ohne Intervention von außen möglich waren – etwa im Fall der Burenkriege oder des Italienisch-Türkischen Krieges –, dienten in den 1930er Jahren als Ziele imperialer Aggression ausnahmslos souveräne Staaten – Mitglieder im Völkerbund und damit wenigstens auf dem Papier durch das Prinzip der kollektiven Sicherheit geschützt. Das macht die Aggressionsentscheidungen der drei neoimperialistischen Länder umso bemerkenswerter.

					Auf die grundlegende Frage nach dem Warum gibt es keine einfache Antwort, zumal sich die genauen Umstände in den drei betroffenen Regionen voneinander unterschieden. Aber es gab eben auch verblüffende Ähnlichkeiten in den Rechtfertigungen und Erklärungen für die gewaltsam angestrebte Kontrolle über weitere Gebiete. Hinzu kommt, dass die Generation, die in den 1930er Jahren in politische und militärische Führungspositionen gelangte, in einer von imperialen Wunschvorstellungen geprägten Welt aufgewachsen war, umgeben von einer Kultur, die die Überlegenheit der modernisierungswilligen und «fortgeschrittenen» Staaten hochspielte und dies als Berechtigung interpretierte, den Marsch der Zivilisation gegen die vermeintlich weniger entwickelten oder gar «primitiven» Völker anzuführen und sich deren Territorien einzuverleiben. Diese Generation war durch die Erfahrungen von Krieg und gewaltsamer Durchsetzung moderner Nationalstaatlichkeit tief geprägt. Der italienische Faschistenführer Giuseppe Bottai, 1936 für kurze Zeit Gouverneur in der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba, sagte, das Imperium habe in ihm das «Verlangen geschaffen, den Krieg in der Tiefe meines Bewusstseins zu durchleben (…) Zwanzig Jahre oder mehr meines Lebens im Innern des Kriegs.»[1]

					 

					Der Ausgangspunkt für die Erklärung des Strebens nach einem Territorialimperium ist paradoxerweise die Nation. In allen drei Fällen war das imperiale Streben mit dem Ziel verbunden, nationale Autonomie zu erreichen und die Nation aus einer Situation zu befreien, in der die Entwicklungsmöglichkeiten beschnitten oder durch die vorhandene internationale Ordnung eingeengt waren – durch «Großmachtintervention und Unterdrückung», wie es in einem japanischen Pamphlet hieß.[2] Die japanischen Nationalisten, erklärte ein Vertreter der Südmandschurischen Eisenbahn, sähen in der Mandschurei eine Lebensader, «aus der man sich unmöglich zurückziehen kann, wenn die Nation als Ganzes überleben soll».[3] Alle Spielarten des sogenannten Katastrophennationalismus bezogen sich auf das Szenario einer drohenden Beseitigung aller Chancen zu nationaler Selbstverwirklichung und riefen zur dringend gebotenen Selbstbehauptung und zur Bekräftigung der nationalen Mission auf.[4] Regelmäßig beschwor Mussolini die Vorstellung, Italiens Entwicklung werde durch eine Kette britischer Besitzungen im Mittelmeerraum abgewürgt. Denn so sei es Großbritannien möglich, «Italien einzukreisen und einzukerkern».[5] Die nationalen Interessen zu behaupten wurde als notwendig erachtet, um die einheimische Bevölkerung zu schützen und die wirtschaftliche Zukunft sowie die demographische Entwicklung des Landes zu sichern. Auch stärke und sichere man so die nationale Identität – als die eines der großen Nationalimperien statt einer untergeordneten Macht. «Wir wollen ein Reich», sagte Hermann Göring 1937 einem englischen Bekannten in einer Diskussion zur Frage, was Deutschlands nationale Zukunft hemme.[6]

					In all diesen Fällen charakterisierte der nationalistische Diskurs die eigene Nation als eine besondere, die dazu ausersehen sei, die Nachbarländer und die gesamte Region zu dominieren und zu führen. «Es muss eine Nation ihre Autorität über die anderen festigen», schrieb der deutsche Publizist Wilhelm Stapel. «Der Träger des neuen Imperialismus kann nur die deutsche Nation sein.»[7] Im Gegenzug müsse sich die nationale Bevölkerung aber würdig erweisen, bei der Wiederbelebung der Nation ihre Rolle zu spielen. «Wir sind dabei, als Nation immer militärischer zu werden», erklärte Mussolini 1933, «und wir werden militärischer sein.»[8] In Deutschland war das «nationale Erwachen» von 1933, die nationalsozialistische Revolution, mit der Idee verbunden, dass der «deutsche Volkskörper» nun seine wahre Stärke entfalten könne, unverdorben durch die angebliche internationalistische und kosmopolitische Bedrohung durch Juden, Marxisten und Liberale, die Deutschland sonst, so Hitlers Befürchtung, zu einer «zweiten Schweiz» gemacht hätten.[9] In Japan, wo die militärische Führung seit 1931 die nationale Politik bestimmte, wurde eine umfassende Kampagne zur «nationalen Verteidigung» ins Werk gesetzt, um das nationale Bewusstsein und die nationale Begeisterung für die territoriale Expansion zu steigern. Sie drehte sich vor allem um die Themen der nationalen Ehre und des Opfers für die Nation. Kritik an dieser politischen Neuausrichtung wurde wie in Deutschland und Italien durch Geheimpolizei und Zensur zum Schweigen gebracht. Wie in Europa rechtfertigte auch hier das Streben nach nationaler Autonomie den neuen Imperialismus, was dann im Zuge des Aufbaus einer neuen Ordnung die Verbindung zwischen Staat und Bevölkerung vertiefte.[10] Imperiale Eroberungen galten als wesentliche Ausdrucksform nationaler Mannhaftigkeit und rassischen Wertes sowie als Bereich, in dem konventionelle Moralvorstellungen verzichtbar waren wie schon im 19. Jahrhundert.

					Der zweite wichtige Faktor war eher praktischer Natur: Der neue Imperialismus war mit umfassenden ökonomischen Ambitionen verbunden. Der Auf- und Ausbau eines eigenen Imperiums sollte dazu dienen, die Begrenzung durch vorhandene globalwirtschaftliche und territoriale Strukturen zu überwinden, indem neuer «Lebensraum» geschaffen wurde – um Bevölkerungsdruck und Landknappheit zu reduzieren, um sich Zugang zu Rohstoff- und Nahrungsmittelressourcen zu sichern und um einen geschlossenen Wirtschaftsblock zu schaffen, in dem Handel und Investitionen vom imperialen Zentrum aus kontrolliert würden statt von der Geschäftswelt. Die drei Staaten teilten eine zunehmende Tendenz zu staatlicher Planwirtschaft und eine feindliche Einstellung zum westlichen Modell des liberalen Kapitalismus und den westlichen Werten, die dieses System stützten. «Das Kapital», sagte Hitler 1923 auf einer Parteikundgebung, müsse «Dienerin des Staates werden und nicht die Beherrscherin». Eine «Wirtschaft des Volkes» diene der Volksgemeinschaft und nicht den Interessen internationaler Wirtschaftskreise.[11]

					Der Wirtschaftsimperialismus hatte den Bedürfnissen des eigenen Volkes zu dienen. Die Lockungen wirtschaftlicher Vorteile waren in allen drei Fällen unübersehbar. Italien sollte die Eroberung von Libyen und Äthiopien neue landwirtschaftlich nutzbare Flächen für 1,5 bis 6,5 Millionen italienische Bauern einbringen, die sich lieber in einem italienischen Imperium niederlassen sollten, statt in die Neue Welt auszuwandern. Das 1939 annektierte Albanien war angeblich so unterbevölkert, dass es zwei Millionen Italiener aufnehmen konnte.[12] Hier gab es also lo spazio vitale, Lebensraum – ein Begriff, der sich in Deutschland und Italien gleicher Beliebtheit erfreute. Äthiopien (Abessinien) wurde als Land der goldenen Gelegenheiten dargestellt, als ein Eldorado ungehobener Bodenschätze, während die Berichte über Albanien unentdeckte Ölquellen suggerierten.[13] Die Bestrebungen der Japaner, die Mandschurei unter ihre Kontrolle zu bringen, beruhten auf der Hoffnung, dass bis 1950 dort mindestens fünf Millionen verarmte japanische Bauern angesiedelt werden könnten, während die reichen Industrie- und Rohstoffressourcen der Mandschurei, die bereits lange vor der Invasion mithilfe japanischer Investitionen massiv entwickelt worden waren, als zentral für Japans Zukunft eingeschätzt wurden – in einer Welt, in der die Handelsentwicklung und der Zugang zu Rohstoffen anscheinend von gefährlicher Unsicherheit geprägt waren. Zwischen 1926 und 1931 waren rund neunzig Prozent der japanischen Auslandsinvestitionen in Projekte in der Mandschurei geflossen. Ohne sichere Kontrolle über diese Anlagen, so wurde in Japan argumentiert, könne das Land sich wirtschaftlich nicht weiter modernisieren – oder die zur Verteidigung des Großreichs erforderlichen Streitkräfte entwickeln.[14]

					Im Fall Deutschlands verhielt es sich nicht anders. Hier kursierten die Vorstellungen vom Erwerb weiteren Lebensraums, die für Hitlers eigene Sicht der deutschen Entwicklung zentral waren, in weiten Kreisen der Bevölkerung. Die wirtschaftlichen Rückschläge Deutschlands in den 1920er und 1930er Jahren wurden natürlich dem Fehlen adäquater eigener Ressourcen und eines sicheren Zugangs zu den Märkten angelastet. Die beliebte Propaganda über die anderen europäischen Kolonialreiche hob die krassen Disparitäten zwischen der Größe des Mutterlandes und der Gesamtfläche des jeweiligen Imperiums hervor – in Frankreich lautete das Verhältnis 1:22, in den Niederlanden 1:60, in Belgien 1:80. Und beim Territorium des Britischen Empires ging man davon aus, dass das Verhältnis sogar bei rund 1:105 liege. Deutschland dagegen war nach dem Verlust kolonialer und nationaler Territorien im Jahr 1919 gegenüber früheren Zeiten deutlich geschrumpft.[15] Zum Leitfaden der Wirtschaftspolitik des Hitlerregimes wurde daher, in Mittel- und Osteuropa einen geschlossenen Wirtschaftsblock mit kontrolliertem Handel zu errichten und diesen zu beherrschen und bei wichtigen Bodenschätzen und Nahrungsmitteln Autarkie zu erlangen. Diese Sicht wurde in ganz Deutschland weithin geteilt. «Der Wirtschaftsraum», sagte Göring 1937 in der bereits zitierten Diskussion, «muss gleichzeitig unser politischer Raum sein.»[16] Hitler selbst sah das Britische Empire durch eine primitiv ökonomische Brille: 1928, in seinem (unveröffentlichten) zweiten Buch, kam er zu dem Schluss, England brauche bei aller Rhetorik über Kultur- und Zivilisationsexport vor allem «Absatzmärkte und Rohstoffquellen für seine Waren. Und es hat sich diese Märkte machtpolitisch sichergestellt.» Letztlich sei nationaler Wohlstand gleichbedeutend mit Eroberungen, «aus der Not des Krieges» sichere man sich «das Brot des Friedens».[17]

					Der dritte Faktor schließlich waren die sich bietenden Gelegenheiten. Zögern und Frustration der 1920er Jahre wichen einem neuen Gefühl, dass die Krise der Versailler Nachkriegsordnung in den 1930er Jahren Möglichkeiten eröffnen könne, beim Aufbau einer neuen Ordnung selbstständig zu handeln – ohne allzu großes Risiko, größere Verwicklungen auszulösen. Diese Überlegungen waren von entscheidender Bedeutung für die Wahl des richtigen Zeitpunkts in der neuen Imperialismuswelle. Das Scheitern der internationalen Gemeinschaft bei der Bekämpfung der globalen Rezessionsfolgen beschleunigte den Trend zu nationalen Alleingängen und Lösungsversuchen. Der Zusammenbruch der Kooperation zeigte sich in aller Deutlichkeit auf der Londoner Weltwirtschaftskonferenz im Juni 1933.[18] Eine Folge der globalen Krise war die fehlende Bereitschaft der Großmächte des Völkerbunds, Risiken zu einem Zeitpunkt einzugehen, als sie sich die Kosten internationaler Aufräum- und Überwachungsaktionen selbst kaum leisten konnten. Dass der Völkerbund nicht zu mehr imstande war, als Japan eine Rüge für die Invasion in der Mandschurei zu erteilen, wurde als klare Botschaft interpretiert, dass das System der kollektiven Sicherheit nicht funktionierte, sobald es um große und wichtige Mitglieder des Völkerbunds ging. Japanische Führer prahlten später, sie hätten «den Niedergang des Völkerbunds eingeläutet». Ohne ihre Initiative und Bloßstellung der «Unfähigkeit und Nutzlosigkeit» des Völkerbunds hätte sich für Deutschland und Italien vielleicht keine Gelegenheit ergeben, ihre eigene aggressive Politik zu verfolgen.[19] Das traf im Wesentlichen zu. Auch die italienische Invasion in Äthiopien stieß 1937 im Völkerbund nicht auf entschiedenen Widerstand, ebenso wenig wie Deutschlands Verstöße gegen den Versailler Vertrag, als 1935 die Wiederbewaffnung öffentlich verkündet und 1936 das Rheinland remilitarisiert wurden. Jeder erfolgreiche Schritt dieser Art verleitete zum Glauben, Großbritannien und Frankreich als die großen Kolonialreiche und wichtigsten Völkerbundstaaten würden sich den Aggressoren beim weiteren Aufbau eigener Kolonialreiche letztlich nicht in den Weg stellen. «Wir glauben, dass Genf nichts weiter ist als eine Ansammlung alter Weiber», höhnte ein italienischer Journalist 1936 gegenüber einem britischen Kollegen in Addis Abeba. «Wir alle glauben das wirklich und haben es immer schon geglaubt.»[20] Alle drei Staaten traten aus dem Völkerbund aus: Japan im März 1933, Deutschland im September 1933 und Italien im Dezember 1937.

					Dass Großbritannien und Frankreich auch die bewaffnete Unterstützung Deutschlands und Italiens für General Francos nationalistische Revolte im Spanischen Bürgerkrieg von 1936 bis 1939 nicht verhindern konnten, dass sie sich dem Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich 1938 nicht in den Weg stellten und auch Deutschlands Aufspaltung und Teilbesetzung der Tschechoslowakei 1938 geschehen ließen, verstärkte diese Sicht der Dinge immer weiter – und festigte vor allem Hitlers Überzeugung, dass Großbritannien und Frankreich bei einem deutschen Einmarsch in Polen «höchst theatralische Gesten» machen, doch wieder nicht militärisch intervenieren würden.[21]

					Für alle drei Staaten kam es entscheidend darauf an, dass sie handelten, bevor die Sowjetunion oder die Vereinigten Staaten willens oder in der Lage waren, eine größere Rolle in der Weltpolitik zu spielen. Japan und Deutschland waren sich sehr wohl bewusst, dass die Sowjetunion, die in den 1930er Jahren mit ihren Fünfjahresplänen eine bedeutende Industrie- und Militärpräsenz aufbaute, eine potenzielle Gefahr für alle künftigen imperialistischen Abenteuer darstellen würde. Einer der Gründe für die japanische Besetzung der Mandschurei, durch die sich eine lange gemeinsame Grenze mit der Sowjetunion ergab, war die Notwendigkeit, gegen etwaige sowjetische Versuche, das japanische Kaiserreich anzugreifen, eine solide Verteidigungsposition aufzubauen und die strategischen Ressourcen zu sichern.[22]

					Im einzigen größeren strategischen Dokument, das Hitler während seiner Diktatur verfasste, der Denkschrift zum Vierjahresplan vom August 1936, hob er die Bedrohung hervor, die in spätestens fünfzehn Jahren von der Roten Armee ausgehen werde. Daraus ergebe sich für Deutschland die Notwendigkeit, das Problem des Lebensraums im Osten schon deutlich früher zu lösen.[23] Die Vereinigten Staaten waren schwerer einzuschätzen. Durch die katastrophalen Auswirkungen der Großen Depression in eine relative Isolation zurückgeworfen und zur Verteidigung der eigenen Hemisphäre vor allem auf die Navy bauend, würde das Land höchstwahrscheinlich erst in fernerer Zukunft eine Bedrohung für Europa darstellen. Aber diese Gefahr war real. Durchgängig nahmen die USA gegenüber jedwedem Imperialismus eine kritische Haltung ein, auch wenn die amerikanische Bevölkerung noch nicht bereit war, sich der Vorstellung zu öffnen, dass eine bewaffnete Intervention erforderlich sein könnte, um die imperialistischen Vorstöße zu verhindern.[24] Die Schatten Lenins und Wilsons legten sich immer stärker über die Ambitionen der imperialen Welt, der alten wie der neuen; die geplanten Imperien mussten so schnell wie möglich errichtet werden.

					 

					Das Gefühl, dass es wirklich möglich sei, mithilfe einer neuerlichen Welle des Territorialimperialismus eine neue Weltordnung zu errichten, war da, doch die anstehenden Entscheidungen wurden dadurch nicht leichter. Im Hintergrund der Aktionen – der Besetzung der Mandschurei, der Eroberung Äthiopiens und der Invasionen in der Tschechoslowakei und in Polen – wurde in den politischen Führungskreisen der drei angreifenden Länder ein gerütteltes Maß an Zögerlichkeit und vorsichtiger Risikoabwägung deutlich. Dies steht im Widerspruch zu der nach dem Krieg geäußerten Meinung, diese Länder seien Teil eines groß angelegten Plans zur Erringung der Weltherrschaft gewesen. Ob es ihnen gefiel oder nicht, sie benötigten noch immer eine Art «Erlaubnis» der Großmächte im Völkerbund. Mussolini überwand die Besorgnis seiner Generale und einiger seiner faschistischen Kollegen vor der Invasion Äthiopiens durch die – wie sich herausstellte, falsche – Behauptung, er habe die mündliche Zusage Frankreichs und Großbritanniens, ihn gewähren zu lassen. Vor der Besetzung Albaniens war er sich nicht darüber schlüssig, was die anderen Mächte wohl tun würden (obwohl in diesem Fall der Völkerbund Albaniens Protest nur zur Kenntnis nahm und überhaupt nichts tat).[25] Die deutsche Besetzung der deutschsprachigen Teile der Tschechoslowakei nach dem Münchner Abkommen vom 30. September 1938 gilt gemeinhin als Triumph für Hitlers Brachialdiplomatie, doch der Diktator schäumte vor Wut, weil man ihm auf Druck der Westmächte die Chance genommen hatte, einen kurzen Krieg gegen die Tschechen zu führen. Vor dem Krieg gegen Polen im Jahr darauf betonte er gegenüber seiner Entourage, es werde kein zweites München geben.[26]

					Vorsicht war nicht zuletzt angebracht, weil imperiale Konflikte in den 1930er Jahren deutlich sichtbarer waren als in früheren imperialistischen Zeiten, und das galt sogar für die etablierten Kolonialreiche. Das lag vor allem an der Entwicklung der modernen Medien – weltweite Berichte in Zeitungen, Radio und Kinowochenschauen –, aber auch an der Arbeit des Völkerbunds. Hier bot sich bei aller angeblichen Zögerlichkeit eine öffentliche Plattform, Verletzungen der nationalen Souveränität zu erörtern, einschließlich der in aller Öffentlichkeit geführten Diskussionen über Japans illegitime Besetzung der Mandschurei und Mussolinis Angriff auf Äthiopien.[27] Die internationale Debatte zwang die Angreifer in allen drei Fällen, ihre Aktionen zu rechtfertigen. Sie behaupteten fadenscheinig, die Invasionen seien erforderlich gewesen, um ihre Interessen gegenüber gescheiterten Staaten zu schützen. In der Völkerbundsdebatte über die Mandschurei beharrte die japanische Delegation darauf, dass China als «einheitlich organisierter Staat» nur eine «Fiktion» darstelle. Auch sei die Mandschurei keine Kolonie im formalen Sinn, sondern als ein «unabhängiger» Staat Mandschukuo unter dem abgesetzten Mandschu-Kaiser Puyi errichtet worden.[28]

					Mussolini rechtfertigte den Angriff auf Äthiopien damit, dass das Land nur «ein Konglomerat barbarischer Stämme» sei, ein «Nicht-Staat».[29] Hitler rechtfertigte die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren in der Tschechoslowakei damit, dass der tschechoslowakische Nationalstaat nicht mehr korrekt funktioniert habe – obwohl er in jeder Hinsicht ein moderner europäischer Staat war und keine potenzielle Kolonie. Auch in diesem Fall wurde es so dargestellt, als besitze das «Protektorat» – ein Begriff, der schon lange im europäischen Imperialismus gebräuchlich war, um die tatsächlichen Machtverhältnisse zu verschleiern – ein gewisses Maß an politischer Autonomie.[30] Der Krieg gegen Polen wurde von Hitler am Morgen des 1. September 1939 im Reichstag mit der Behauptung angekündigt, die Polen seien, ebenfalls, kein staatsbildendes Volk und ohne die «kulturelle Erschließung» durch die Deutschen würde dort «tiefste Barbarei herrschen» – ein unbewusstes Echo auf Mussolinis Urteil über Äthiopien aus dem Jahr 1935.[31]

					Vorsicht war nicht nur wegen der internationalen Umstände geboten, sondern auch weil es schwierig war, daheim unter den politischen und militärischen Eliten einen Konsens über den zukünftigen politischen Kurs zu erreichen. In Japan gestaltete sich die Innenpolitik im Konflikt zwischen zivilen politischen Parteien und dem Militär, zwischen dem Heer und der Marine und auch zwischen diversen Gruppierungen innerhalb des Heeres. Als die Kwantung-Armee im September 1931 ihre Invasion begann, trotzte sie mit diesem Schritt der Zivilregierung. Die anschließende Pattsituation zwischen Armee und Politik führte zum Rücktritt der liberalen Minseitō-Regierung. Damit endete praktisch die zivile Kontrolle über die imperialistischen Ambitionen der Offiziere, die Grabenkämpfe innerhalb der Armee dauerten aber noch bis Mitte der dreißiger Jahre an.[32] Der Streit zwischen Marine und Heer drehte sich um die konkurrierenden Ansprüche einer Expansion nach Norden oder nach Süden. Die Marine priorisierte die Verteidigung im Pazifikraum und die mögliche Besetzung der rohstoffreichen europäischen Kolonien in Südostasien – was sich als katastrophale Fehlentscheidung erweisen sollte. Die Armee blickte nach Norden und auf die potenzielle Bedrohung durch die Sowjetunion und wollte zunächst ihre Kontinentalstrategie in Nordchina zum Abschluss bringen. Dort sollte ein starker, autarker Industrie- und Handelsblock entstehen, um die weitere Expansion der japanischen Militärmacht und zugleich die Verteidigung des Reiches abzusichern. Die Streitigkeiten wurden durch die Veröffentlichung der «Grundlagen der Nationalen Politik» am 7. August 1936 eher oberflächlich beigelegt als wirklich gelöst. Befürwortet wurde nämlich beides, eine starke Reichsverteidigung auf dem asiatischen Kontinent und die Vorbereitungen der Marine für eine imperiale Expansion nach Süden.[33]

					Trotz aller Argumente, die für strategische Vorsicht sprachen, ging die japanische Ausdehnung auf dem chinesischen Festland während der gesamten 1930er Jahre gnadenlos weiter. Die Invasion in der Mandschurei erwies sich als irreversibel und wurde in der Tat zum Sprungbrett für weitere territoriale Angriffe Japans – zum Teil um die Grenze zum Nationalchina Chiang Kai-sheks zu stabilisieren, zum Teil um sich weitere Rohstoffe und Kommunikationsknotenpunkte zu sichern, teils aber auch, weil die japanische Armee und ihre politischen Unterstützer in Tokio einen zuvor ungeahnten Appetit auf weitere imperiale Eroberungen entwickelten.

					 

					Die Ausweitung der japanischen Territorialkontrolle fand in den 1930er Jahren niemals eine vergleichbare internationale Aufmerksamkeit wie die Mandschureikrise (was übrigens auch für viele heutige Historiker gilt). Am 17. Februar 1933 drangen 20000 Soldaten in die südlich der Mandschurei gelegene, zur Inneren Mongolei gehörige Provinz Rehe vor und besetzten sie, wodurch die Kwantung-Armee auch ziemlich nah an die alte chinesische Hauptstadt Beijing heranrückte. Von März bis Mai 1933 eignete sich die Armee im Zuge der sogenannten Große-Mauer-Kampagne weiteres Gebiet im Süden an, bis hin zur Großen Mauer. Die chinesische Hafenstadt Tanggu, Haupthafen der Region Beijing, wurde besetzt und war anschließend der wichtigste von den Japanern kontrollierte Hafen, ihr größter in China. 1935 marschierten die japanischen Streitkräfte weiter in andere innermongolische Provinzen und erzwangen im Juni ein Abkommen mit dem örtlichen chinesischen Befehlshaber zur Räumung der Provinz Hebei im unmittelbaren Umland Beijings. Nach der Besetzung weiterer Gebiete in der Inneren Mongolei konnte Japan einen zweiten «unabhängigen» Marionettenstaat namens Mengjiang gründen – ein von Prinz Demchugdongrub regiertes mongolisches «Homeland», das in Wahrheit wie Mandschukuo unter Kontrolle der japanischen Armee stand. Im Januar 1936 billigte die Regierung in Tokio schließlich die Strategie, auch den Rest Nordchinas unter japanische Kontrolle zu bringen, wodurch die japanische Armee die nationalchinesischen Streitkräfte komplett von den reichsten Regionen und Haupteinnahmequellen Chinas abschneiden konnte. Nach der Besetzung der Mandschurei hatte die japanische Expansion sich in nur vier Jahren auf ein riesiges Gebiet auf dem asiatischen Festland ausgeweitet. Im Verlauf dieser Expansion wurde die imperiale Wirtschaft Japans komplett umstrukturiert.[34]

					Die Inbesitznahme der Mandschurei und weiterer nordchinesischer Regionen versetzte Japan in die Lage, endlich auf wirtschaftlicher Ebene die herrschende Ordnung in Asien mit einiger Aussicht auf Erfolg herauszufordern. Ziel war es dabei, Handelsanteile der anderen Großmächte in der ganzen Region zurückzudrängen und die Rohstoffressourcen so umzuleiten, dass Japans Industrie davon profitierte. Eine Schlüsselstellung kam dabei der Ausbeutung der Bodenschätze in Mandschukuo und ganz Nordchina zu. Die Mandschurei war schon zuvor das industrielle Herzland Chinas gewesen. Sie lieferte unter anderem 90 Prozent von Chinas Öl, 70 Prozent seiner Eisenerze, 55 Prozent der Goldfunde.[35] Zwischen 1932 und 1938 investierte Japan in dieser Region 1,9 Milliarden Yen. Armee und Regierung bestanden auf staatlicher Wirtschaftsplanung und Wirtschaftsführung, um ganz sicher zu sein, dass die gesetzten Ziele erreicht wurden.

					Der Ökonomische Aufbauplan für Mandschukuo wurde im März 1933 veröffentlicht. Am Ende gab es sechsundzwanzig Konzerne für die einzelnen Produkte. Chinesische Banken wurden übernommen oder mit japanischen Banken koordiniert, und es wurde ein Yen-Währungsblock gebildet. Das Eisenbahnnetz verdoppelte seine Streckenlänge. 1937 wurde eine Nordchinesische Entwicklungsgesellschaft gegründet, um sicherzustellen, dass sich die ganze Region den geplanten japanischen Interessen fügte. Nordchina wurde in den Yen-Währungsblock integriert.[36] Mit den Rohstoffen aus dem neuen Territorium in Nordchina wuchs die japanische Stahlproduktion von 2 Millionen Tonnen im Jahr 1930 auf 5,6 Millionen Tonnen im Jahr 1938 an; die Kohleförderung nahm im selben Zeitraum von 31 Millionen auf 49 Millionen Tonnen zu. Die Zuwächse dieser Wirtschaftsexpansion wurden jedoch von den Forderungen des Militärs aufgebraucht. Die Streitkräfte setzten im Rahmenplan von 1937 ihre Ziele herauf; bis Anfang der 1940er Jahre sollte die Zahl der Divisionen auf 55 steigen. 1934 machten die Verteidigungsausgaben im Staatsbudget 14 Prozent aus, 1938 bereits 41 Prozent. Der neue Wirtschaftsblock wurde 1934 im Zeichen der sogenannten Amau-Doktrin (einer Art asiatischer Monroe-Doktrin) zum ausschließlich japanischen Interessengebiet erklärt, und 1938 warnte der japanische Ministerpräsident Fürst Konoe Fumimaro unverhohlen, die neue Wirtschaftsordnung sei ein Geschöpf Ostasiens, weshalb Dritte ausgeschlossen seien. Der Industrieboom sollte laut Rahmenplan der Armee bis 1941 alle benötigten Ressourcen für die Verteidigung des Großreichs bereitstellen und so «unsere Fähigkeit stärken, Ostasien zu führen».[37]

					Die japanische Militärstrategie in China war trotzdem unausgegoren. Die lange, unruhige Grenze zum Nationalchina Chiang Kai-sheks und der mit ihm verbündeten Kriegsherren im Norden führte unweigerlich zu weiteren militärischen Konflikten. Doch nochmals erweiterte Territorien waren mit relativ begrenzten Kräften nur schwer zu kontrollieren. Überdies war damit das Problem, ein stabiles Umfeld für die wirtschaftliche Ausbeutung in den bereits annektierten Territorien zu schaffen, noch nicht gelöst. Die Priorität lag auf der politischen und militärischen Kontrolle über Nordchina. Ein größerer Krieg gegen den nationalchinesischen Süden sollte möglichst vermieden werden. Es gab daher keine vernünftigen Planungen für den Japanisch-Chinesischen Krieg, der im Juli und August 1937 dann doch ausbrach.

					Hier hatten ausnahmsweise die Chinesen die Initiative ergriffen. Chiang Kai-sheks Strategie, zunächst die nationale Einheit herbeizuführen – was im Klartext bedeutete, den chinesischen Kommunismus zu vernichten –, bevor man sich den japanischen Eindringlingen widmete, stieß Ende 1936 auf immer stärkeren Widerstand. Bei einem Besuch in der Stadt Xi’an in der nördlichen Provinz Shaanxi wurde Chiang von General Zhang Xueliang, dem von den Japanern vertriebenen Kriegsherren der Mandschurei, gekidnappt. Zhang bestand darauf, dass Chiang gemeinsam mit den Kommunisten umgehend einen nationalen Feldzug gegen die Japaner in Angriff nehme. Nach massivem nationalen wie internationalen Druck, besonders vonseiten Stalins, Chiang freizulassen, kehrte dieser in seine Hauptstadt Nanjing zurück und verkündete, während seiner kurzen Gefangenschaft habe er eine Vision gehabt, dass es sein Schicksal sei, China von den Japanern zu erretten.[38]

					Die Gelegenheit zum Kurswechsel kam unerwartet in Gestalt eines trivialen Grenzzwischenfalls zwischen japanischen und chinesischen Soldaten in der Nähe von Beijing. Solche Reibungen und Scharmützel ereigneten sich laufend, aber diesmal sah Chiang Kai-shek endlich den Augenblick gekommen, sich gegen Japans wiederholte Verletzungen der chinesischen Souveränität zur Wehr zu setzen. Der sogenannte Zwischenfall an der Marco-Polo-Brücke (einer alten Brücke vor den Toren Beijings, chinesisch: Lugou-Brücke) begann am Abend des 7. Juli 1937, als eine Kompanie der südwestlich von Beijing stationierten japanischen Truppen in der Nähe der Brücke eine Nachtübung abhielt. Sie geriet kurzzeitig unter Beschuss, verlor den Kontakt zu einem ihrer Soldaten und verlangte von der Gegenseite das Recht, in der kleinen Festungsstadt Wanping nach ihm zu suchen. Als diese Genehmigung verweigert wurde, stürmten japanische Truppen die Stadt und töteten dabei zweihundert chinesische Soldaten. Die örtlichen Kommandeure beider Seiten bemühten sich umgehend um einen Waffenstillstand, denn als Kriegsgrund taugte dieser Vorfall eigentlich nicht.[39] Dennoch eskalierte die Krise angesichts der grundlegenden Probleme zwischen China und Japan in den 1930er Jahren schnell. In Tokio setzte sich der Heeresminister Sugiyama Hajime gegen seine vorsichtigeren Kabinettskollegen durch und erreichte, dass drei Divisionen entsandt wurden, um die fragliche Region komplett unter ihre Kontrolle zu bringen. Am 16. Juli wurde Beijing eingeschlossen, die eigentlichen japanischen Operationen begannen am 26. Juli, und binnen zwei Tagen war die frühere Hauptstadt erobert. Die nahe gelegene Hafenstadt Tianjin fiel am 30. Juli.

					Die japanischen Pläne wurden daraufhin ausgeweitet, um den «nordchinesischen Zwischenfall» ein für alle Mal zu bereinigen, Chiangs Hauptarmeen zu schlagen und, wenn möglich, die nationalchinesische Regierung zu stürzen. Das war zunächst noch nicht gleichbedeutend mit einem größeren Krieg, doch Chiang Kai-shek beschloss nun, den Zwischenfall an der Marco-Polo-Brücke zur «nationalen Angelegenheit» zu machen; das Überleben der chinesischen Nation sei in ernster Gefahr. In sein Tagebuch schreibt er kurz nach dem 7. Juli: «Jetzt ist die Zeit für den Entschluss zu kämpfen.» Einige Tage später fügte er hinzu, diese Krise sei jetzt «der Wendepunkt für Überleben oder Auslöschung».[40] Nach dem Fall Beijings berief er am 7. August eine «gemeinsame nationale Verteidigungssitzung» aller führenden politischen und militärischen Vertreter Nationalchinas ein, um deren Unterstützung für einen großen Krieg gegen den japanischen Feind zu fordern. Die Reaktion auf dem Treffen war einhellig, und Chiang verkündete im Radio den Krieg: «Japans grenzenlose Expansion bedrängt China und lässt ihm keine andere Wahl, als sich selbst zu verteidigen.» Die besten Heerestruppen wurden nach Shanghai beordert, und Chiang entschied, dass dort die erste kritische Konfrontation stattfinden solle.[41]

					Die japanischen Streitkräfte erwarteten einen Blitzfeldzug, einen «schnellen Sieg nach einem kurzen Krieg», zunächst die Zerstörung von Chiangs wichtigsten militärischen Ressourcen, danach die japanische Besetzung Chinas, im Süden bis zum Unterlauf des Jangtse. Die Armeeführung hoffte, Japans Ziele innerhalb eines Monats zu erreichen, andere gingen von höchstens drei Monaten aus. Diese Pläne hatten vieles mit dem späteren deutschen «Unternehmen Barbarossa» gemein, wo militärische Hybris abermals zu der Auffassung führte, sich über militärische und geographische Realitäten hinwegsetzen zu können. Die japanische Armee war zahlenmäßig unterlegen, aber wesentlich besser ausgerüstet, besser ausgebildet und auch mobiler als der chinesische Gegner. Doch die Vormarschpläne nahmen zu wenig Rücksicht auf die enormen Entfernungen und die unterschiedliche Geländebeschaffenheit der riesigen ins Auge gefassten Gebiete. Der «Blitzkrieg» verlangsamte sich schnell, und die japanischen Streitkräfte waren nicht in der Lage, entscheidende Siege gegen einen Feind zu erringen, der sich jederzeit in die riesigen Weiten des chinesischen Hinterlandes zurückziehen und neu aufstellen konnte. Ihre wenigen Divisionen vom Sommer 1937 mussten die Japaner auf 21 Divisionen bis zum Jahresende aufstocken, auf 35 im folgenden Jahr und bis 1941 sogar auf 51 Divisionen.[42] Je weiter die japanischen Streitkräfte nach Zentralchina hineingezogen wurden, desto schwieriger wurde der Nachschub; je größer das zu kontrollierende Gebiet wurde, desto stärker zerfaserten die Truppenteile. Mit zunehmender Dauer des «Widerstandskriegs», wie ihn der Führer des chinesischen Kampfes nannte, gewann auch Chiang selbst an Statur. Die schockierenden Mittel, zu denen die Japaner im Krieg gegen China griffen, Giftgas und biologische Kampfmittel wie Anthrax, Pest und Cholera, vergrößerten nur den chinesischen Hass auf die Invasoren und festigten das Gefühl der nationalen Einheit, das Chiang zuvor in den dreißiger Jahren vergeblich zu erzeugen versucht hatte. Auch seine Entschlossenheit nahm zu, entgegen der Erwartung der Japaner, er würde angesichts der militärischen Lage aufgeben. Elfmal boten die Japaner ihm im Verlauf des Jahres 1938 einen Frieden an, aber jedes Mal wies Chiang die Bedingungen zurück.

					Doch wann immer der chinesische Widerstand auf die Probe gestellt wurde, erwies er sich als brüchig. Die japanischen Streitkräfte, im August 1937 in «Regionalarmee Nordchina» umbenannt, schwärmten nach der Eroberung Beijings entlang der Hauptbahnstrecken nach Westen und Süden aus, deren Kontrolle unverzichtbar war, um Mobilität und Nachschub zu sichern. Gemeinsam mit einem Teil der Kwantung-Armee in der Mandschurei rückten die japanischen Streitkräfte nun auf die westlichen Provinzen Chahar und Shanxi vor und eroberten schon bald den zentralen Eisenbahnknotenpunkt Nankou von den nationalchinesischen Truppen unter General Tang Enbo, den Chiang Anfang August 1937 dorthin entsandt hatte.[43] Das nationalchinesische Regime war an der nördlichen Front auf die Unterstützung verbündeter lokaler Kriegsherren angewiesen; zu ihnen gehörte auch Song Zheyuan, dessen Truppen in Tianjin und Beijing die Kämpfe im Juli recht schnell eingestellt hatten. Chiang entschied daher, es sei die bessere Strategie, die Japaner dort anzugreifen, wo sie verwundbarer waren und wo auch seine eigene Truppe, die Zentralarmee der Guomindang, in der Nähe war. So fiel Chiangs Wahl auf Shanghai als Hauptkampfplatz. Dadurch würde auch die japanische Bedrohung einer seiner wichtigsten Einnahmequellen entfallen, und gleichzeitig wäre es eine passende Antwort auf die Einnahme Beijings durch die Japaner. Möglicherweise würden in Shanghai sogar ausländische Kräfte eingreifen und ihm zur Hilfe kommen. Sein Hauptziel jedoch war ein langer Abnutzungskrieg, wie er seinen Armeeführern erklärte – genau das Gegenteil von dem, was die Japaner anstrebten.

					Als sich Chiangs Streitkräfte von mehreren Seiten auf Shanghai zubewegten, wurden die dortigen japanischen Truppen auf fünf Divisionen verstärkt, und die Marine beorderte 32 Kriegsschiffe in den Hafen. Am 14. August eröffnete die kleine nationalchinesische Luftwaffe den Kampf mit einem missglückten Luftangriff auf das japanische Flaggschiff; statt des Schiffs wurden in der Gegend Hotels und ein Spielsalon zerstört, mehr als 1300 zivile Opfer waren zu beklagen. Die starken chinesischen Bodentruppen drängten die Japaner anfangs zur Küste zurück, aber der Angriff kam zum Erliegen. Japan schickte zusätzliche Truppen, seine Marine blockierte die chinesische Küste, und die japanischen Marineflieger begannen am 15. August mit einer längeren Bomberoffensive gegen chinesische Stützpunkte, Häfen und Städte.

					In der letzten Augustwoche unternahmen die Japaner eine ehrgeizige Landungsaktion, um unter starkem Feuerschutz der Marine weitere Divisionen in der Nähe von Shanghai an Land zu bringen. Am 13. September waren die japanischen Streitkräfte zur Gegenoffensive in schwierigem Gelände bereit, doch immer wieder waren Wasserläufe und improvisierte chinesische Verteidigungsstellungen zu überwinden. Es dauerte bis zum 12. November, ehe die Japaner nach hohen Verlusten auf beiden Seiten (40300 Japaner und 187000 Chinesen, darunter drei Viertel von Chiangs jungem Offizierskorps) einen Sieg erringen konnten.[44] Das japanische Kaiserliche Hauptquartier wollte dann in der Hoffnung, dies würde die Kriegsentscheidung bringen, die ganze Region einschließlich von Chiangs Hauptstadt Nanjing besetzen. Die Sieger von Shanghai quälten sich auf dem Weg in die Hauptstadt voran, verfolgten einen demoralisierten und desorganisierten Feind, brannten Dörfer nieder und schlachteten die Dorfbewohner ab. Chiang Kai-shek hatte bereits den Rückzug der Regierung nach Chongqing befohlen, das weit im Westen lag, während er sein Hauptquartier weiter Richtung Süden nach Wuhan verlegte. Eine eher symbolische Truppe blieb zurück, um Nanjing zu verteidigen, doch diese wurden von einer japanischen Gewaltorgie gegen Soldaten und Zivilisten hinweggefegt. Die Hauptstadt fiel am 13. Dezember an die Truppen von General Matsui Iwane und seinem Stellvertreter Prinz Asaka. Es folgten tagelange Plünderungen, Vergewaltigungen und Morde.[45] Bis Ende 1937 hatten sich die japanischen Besatzer unter großen Verlusten große Teile Zentral- und Ostchinas gesichert, aber sie waren noch immer weit von dem schnellen Sieg entfernt, den sie sich im Juli erhofft hatten. Am 16. Januar 1938 verkündete Premierminister Fürst Konoe, Japan werde nun jeglichen Kontakt zu Chiangs Regime abbrechen – was letztlich auf eine formelle, wenngleich verspätete Kriegserklärung hinauslief.

					Trotz außerordentlicher militärischer Verluste und eines schweren Mangels an angemessener Ausrüstung und Waffen bereiteten sich Chiang und seine Generale, nunmehr mit Unterstützung von Streitkräften einer unabhängigen Gruppe von Warlords weit im Süden des Landes (Guangxi-Clique), auf weitere größere Feldzüge vor. Die erste Schlacht, eine der größten des gesamten Krieges, konzentrierte sich auf die Umgebung des wichtigen Eisenbahnknotenpunkts Xuzhou im Norden von Nanjing. Hier kämpften rund 600000 chinesische gegen 240000 japanische Soldaten. Diese näherten sich in einer Zangenbewegung von Norden und Süden, und die siegreichen Armeen von Shanghai, die nun zur Zentralchinesischen Expeditionsarmee zusammengefasst waren, nahmen im Mai 1938 zusammen mit der Nordchinesischen Armee Xuzhou ein. Es gelang aber nicht, vierzig chinesische Divisionen vollständig einzukesseln, deren Soldaten sich in kleinen Gruppen im Schutz von Sandsturm und Nebel zurückziehen konnten. Anfang April hatten chinesische Armeen den Japanern bei deren Vormarsch auf Xuzhou eine der wenigen taktischen Niederlagen zufügen können, die es überhaupt gab: Zahlenmäßig unterlegene japanische Kräfte in der Stadt Tai’erzhuang nördlich von Xuzhou wurden von Truppen unter dem Kommando der Guangxi-Führer General Li Zongren und General Bai Chongxi vertrieben. Doch das reichte nicht aus, um den Vormarsch der Japaner zu stoppen. Der anschließende Fall von Xuzhou war eine große Niederlage, die den Japanern den Weg nach Wuhan öffnete und die Kontrolle über die ganze zentralchinesische Ebene entlang des Jangtse verschaffte. Die japanischen Planer hofften, die Einnahme von Wuhan und die Festigung der japanischen Kontrolle über das nördliche Zentralchina würden «den Krieg zu Ende bringen», zur Bildung einer neuen, projapanischen Regierung führen und Japan so die «Herrschaft über China» ermöglichen. Überdies würde es der Sieg im Krieg gegen China Japan erlauben, sich der – aus japanischer Sicht viel gravierenderen – Bedrohung durch die Sowjetunion im Norden zuzuwenden. Die Sowjets hatten zuletzt Chiangs Armeen und Luftwaffe durch Lieferung moderner Ausrüstung unterstützt – der einzigen modernen Waffen, die der Guomindang zur Verfügung standen.[46]

					Doch Chiang Kai-shek reagierte auf die existenzielle Bedrohung mit außergewöhnlicher Abgebrühtheit. Er ließ die Deiche des Gelben Flusses durchstechen, sodass eine riesige überschwemmte Fläche den Japanern den Weg nach Wuhan und in den Süden versperrte. Chiangs Motive waren strategisch – er «ersetzte Soldaten durch Wasser» –, aber die Folgen für die dort ansässige chinesische Zivilbevölkerung waren katastrophal. Überhaupt ging die nationalistische Politik der verbrannten Erde, um den Japanern Ressourcen zu verweigern, zulasten der Zivilisten. Ohne Vorwarnung wurden 54000 Quadratkilometer flaches, fruchtbares Ackerland geflutet. Schätzungen nach dem Zweiten Weltkrieg gehen von 800000 bis 900000 Toten aus (während Schätzungen der jüngeren Forschung näher bei einer halben Million liegen). Mehr als vier Millionen Menschen wurden zu Flüchtlingen im eigenen Land.[47]

					Die Überschwemmungen des Gelben Flusses verhinderten natürlich die schnelle Einnahme der neuen Hauptstadt Wuhan, aber umgekehrt konnten nun die Japaner das Hochwasser nutzen, um von ihrer Marine Truppen ins Landesinnere transportieren zu lassen und diesen überdies Feuerschutz durch Schiffsartillerie zu gewähren. Im August erhielt die 11. Japanische Armee den Befehl zum Vormarsch auf Wuhan. Von extremer Hitze, Malaria und Ruhr geplagt, ohne ausreichend Essen und Nachschub, quälte sich die japanische Infanterie zu Fuß oder per Schiff dorthin. An der folgenden Schlacht, die zur Besetzung der Stadt am 21. Oktober 1938 führte, waren insgesamt fast zwei Millionen Soldaten beteiligt. Chiang verlegte sein Machtzentrum nun dauerhaft nach Chongqing, das durch ein Gebirge gegen die unter japanischer Kontrolle stehenden Gebiete abgeschirmt war. Weiter im Süden besetzten die Japaner nach einer erfolgreichen amphibischen Landung am 26. Oktober die große Hafenstadt Guangzhou (Kanton), im Februar 1939 nahm die Kaiserliche Marine zudem die Insel Hainan im äußersten Süden Chinas ein. Damit besaß Japan nun auch die Kontrolle über den Golf von Tonkin und die französische Kolonie Indochina.

					Die Okkupationswelle im Jahr 1938 komplettierte den Gewinn der reichsten Industrieregionen Chinas: Mandschurei, Beijing, Shanghai, Wuhan und Guangzhou. Damit waren Chiang und seiner Guomindang schätzungsweise 87 Prozent der nationalen Produktionskapazität entzogen.[48] Japan hielt nun ein riesiges Gebiet in Zentral- und Ostchina besetzt, was die Expansionsgeschwindigkeit unweigerlich drosselte. 1939 standen vor allem die neuen Grenzprovinzen Hubei und Hunan unter japanischem Druck. Doch selbst nach zwei Jahren heftiger Kriegführung, nach Einnahme der chinesischen Produktionszentren und sukzessiver Vernichtung etlicher chinesischer Armeen war Japan dem Ende des «China-Zwischenfalls» noch immer nicht näher gekommen. Die nachhaltige Konsolidierung der imperialen Präsenz auf dem chinesischen Festland stand weiterhin aus.

					Der Japanisch-Chinesische Krieg hatte die ungewöhnliche Eigenschaft, dass sich keine der beiden Seiten in einer Gewinnerposition befand. Je länger er dauerte, desto geringer wurde die Wahrscheinlichkeit eines eindeutigen Sieges. Chiangs Entscheidung, einen langen Abnutzungskrieg gegen die japanischen Invasoren zu führen, hätte nur dann einen Sinn ergeben, wenn Japans Militär und Regierung beschlossen hätten, ihr chinesisches Imperium zu räumen – aber danach sah es überhaupt nicht aus. Die chinesischen Streitkräfte gingen mit erheblichen Nachteilen in den Kampf: Mangel an modernen Waffen, beschränkte Ausbildungsmöglichkeiten, wenige erfahrene Frontoffiziere, eine kleine Rumpf-Luftwaffe, die vollkommen auf ausländische Hilfe angewiesen war, und so gut wie keine Kriegsschiffe. Japan dagegen besaß eine nach den Maßstäben der 1930er Jahre moderne Armee, eine starke Heeres- und Marineluftwaffe, eine der größten Kriegsmarinen der Welt, eine bedeutende heimische Rüstungsproduktion und ein Offizierkorps mit gründlicher Kampferfahrung. Trotzdem erwies es sich als schwierig, diese Stärke entscheidend zur Geltung zu bringen. So ergaben sich letztlich nur lokale Siege. Die schiere Größe und geographische Vielfalt der von Japan besetzten Gebiete machten einen Gesamtsieg fast unmöglich.

					Ländliche Gebiete, die die Japaner vorübergehend unter Kontrolle hatten, gingen wieder verloren, sobald die japanischen Truppen ab- oder weiterzogen. Wegen fundamentaler logistischer Probleme waren die Japaner darauf angewiesen, sich im Feindesland zu ernähren, aber die Dorfbewohner lernten schnell, ihre Getreidevorräte in unterirdischen Speichern zu verstecken. Dadurch wurde die Versorgung mit Nahrungsmitteln für die Besatzer zum Kampf im Kampf. Wenn die Bewohner früh genug vor herannahenden Japanern gewarnt wurden, zog sich das gesamte Dorf in die Wälder oder ins nahe Gebirge zurück; die Nahrungsmittelvorräte nahmen sie mit. Sie «räumten die Wandregale und leerten die Felder», wie es in japanischen Berichten hieß.[49] Weil es schwierig war, abgelegene Gegenden zu überwachen, ergaben sich für Aufständische viele Gelegenheiten, Stützpunkte zu etablieren, von denen aus sie die japanischen Feinde verfolgen konnten. Im Nordwesten waren es die Kommunisten, während ansonsten Chiang seine Guerillakämpfer über die durchlässige Grenze in die japanischen Gebiete schleusen ließ. 1939 waren deshalb die militärischen Anstrengungen Japans vor allem darauf gerichtet, Aufständische zu bekämpfen und nicht den Kampf gegen die regulären chinesischen Truppen voranzutreiben. In den Sommermonaten wurden überdies Truppen in der Mandschurei benötigt, um auf den Höhen bei Nomonhan die massiven Grenzkämpfe gegen die sowjetischen Streitkräfte zu unterstützen, die erst durch einen Waffenstillstand im September 1939 beendet wurden.

					Im Dezember 1939 versammelte Chiang siebzig geschwächte Divisionen, um im Norden, im Jangtse-Tal und im Umfeld von Guangzhou eine unerwartete Gegenoffensive zu starten. Auch diesmal blieb jedoch eine Entscheidung aus. 1940 war dann für beide Seiten eine Pattsituation erreicht. Um wenigstens den Schein zu wahren, dass es auch ohne Chiang Kai-shek gehe, etablierten die Japaner im März 1940 eine Marionettenregierung in Nanjing, die «Nationale Regierung der Chinesischen Republik» unter dem abtrünnigen Nationalisten Wang Jingwei, der für eine Übereinkunft mit Japan eintrat, statt den Krieg fortzusetzen. Aber er konnte die von Japanern gewünschte Vereinbarung auch nicht realisieren, sondern nur das konsolidieren, was die Japaner bereits hielten.[50] Die japanische Regierung hatte einen langen Krieg und die damit verbundenen hohen wirtschaftlichen und menschlichen Kosten weder erwartet noch gewollt, aber die Dynamik des Ringens um eine Neuordnung in Asien machte es unmöglich zuzugeben, dass die eigene Strategie fehlgeschlagen war. Bis 1941 hatte der Krieg in China 180000 Japanern das Leben gekostet; hinzu kamen 324000 Verwundete. Die wesentlich höheren chinesischen Verluste zahlenmäßig einigermaßen genau zu erfassen, hat sich als sehr schwierig erwiesen.

					***

					Italiens imperiale Ambitionen unter Mussolini waren bescheidener als die Japans, doch auch hier waren Territorialeroberungen ein zentraler Bestandteil. Mussolini hatte schon 1919 erklärt, dass der Imperialismus ein «ewiges, unwandelbares Gesetz des Lebens» sei. Und während seiner gesamten Zeit als Diktator ließ er niemals von dem Wunsch ab, die neue italienische Nation zum Zentrum eines Großreichs im Mittelmeerraum und in Afrika zu machen und damit eine moderne Version des antiken Römischen Reiches zu schaffen.[51] Anfangs hoffte er, in Europa expandieren zu können und die Gebiete zu erwerben, die nach 1919 an Jugoslawien gefallen waren, obwohl sie Italien 1915 im Londoner Vertrag als Gegenleistung für den Kriegseintritt aufseiten der Alliierten versprochen worden waren. Doch die italienische Militärführung hielt ihn damals mit Rückendeckung von König Viktor Emanuel III. von einer Invasion ab, weil das ernsthafte Risiko eines größeren Krieges bestand. Als die internationale Ordnung jedoch Anfang der 1930er Jahre in eine schwere Krise geriet, beschlossen Mussolini und die Radikalen aus seiner Faschistischen Partei, ohne Rücksicht auf die Opposition aktiv einen imperialistischen Kurs zu verfolgen. Das plausible Expansionsziel lag nun in Ostafrika, wo Italien schon seit Jahren versucht hatte, ausgehend von den italienischen Kolonien Eritrea und Somalia seinen Einfluss auf den unabhängigen Staat Äthiopien auszuweiten. Mussolini hatte sogar kurz mit dem gefährlichen Gedanken gespielt, Frankreich Korsika zu entreißen.

					Ein massiver Konflikt mit Äthiopien ließ sich allerdings kaum mit der demonstrativen Vorsicht einiger prominenter Führer der Faschistischen Partei, des Heeres und des Königshauses vereinbaren, und eigentlich auch nicht mit der Besorgnis des Duce davor, seine politische Stellung aufs Spiel zu setzen. Doch schließlich setzte sich Mussolini über alle Einwände bezüglich der mit einem Angriff verbundenen Risiken hinweg – schließlich hatte sich auch Japan in der Mandschurei erfolgreich dem Völkerbund widersetzt – und befahl, Pläne für eine Eroberung Äthiopiens im Herbst 1935 auszuarbeiten. Die Vorbereitungen begannen damit, dass in Eritrea und Somalia in großem Umfang Truppen, Ausrüstung und Nachschub konzentriert wurden. Diese Bewegungen wurden von den Briten aufmerksam beobachtet, als Truppen- und Materialtransporte den Suezkanal passierten.[52] Dabei sollte für Mussolini Äthiopien erst der Anfang sein. 1934 meinte er im vertrauten Kreis, Italien müsse Ägypten erobern, das damals unter britischer Herrschaft stand («Wir werden nur dann groß sein, wenn wir Ägypten bekommen»). Im März 1935 setzte er auch den Sudan auf die Liste der zu erobernden Länder. Er beauftragte zwei Rundfunksender, Radio Bari und Radio Roma, mit der Ausstrahlung antibritischer Propaganda für die gesamte arabische Welt zu beginnen, und nutzte ein zehnjähriges Handels- und Freundschaftsabkommen mit dem Jemen, um den Briten im benachbarten Protektorat Aden Schwierigkeiten zu bereiten.[53] In Malta vertraten lokale italienische Faschisten lautstark die Position, dass Malta eigentlich eine italienische Insel sei, die nur unter Kontrolle der britischen Kolonialmacht stehe, aber eines Tages zum italienischen Mutterland zurückkehren müsse. Währenddessen arbeitete die italienische Kriegsmarine Pläne für die Eroberung der Insel aus.[54] Mussolinis imperiale Phantasie sah das östliche Mittelmeer und Nordostafrika als Sprungbrett zu einem neuen Römischen Reich.

					Die Invasion Äthiopiens war als kurzer militärischer Feldzug, als italienischer «Blitzkrieg» geplant, doch für die Zeit nach der Eroberung lagen kaum Pläne vor. Auch bemühte man sich nicht darum, das Wesen der Menschen zu verstehen, die Mussolini der italienischen Herrschaft unterwerfen wollte. Gleichzeitig geriet der Duce unter den Druck der Briten und Franzosen, die mehrfach Vorschläge machten, wie die Italiener ohne einen Krieg in Äthiopien größeren Einfluss gewinnen könnten – bis hin zu einem begrenzten Völkerbundsmandat über einen Teil Äthiopiens. Doch Mussolini hatte sich ja auf seine Pläne zum Aufbau eines eigenen Imperiums versteift, weil er unbedingt vermeiden wollte, auf Geheiß der Großmächte des Völkerbunds entschädigt zu werden. Darum lehnte er trotz Vorbehalten des Königs und des Kolonialministeriums am 22. September 1935 die Vorschläge des Völkerbunds rundweg ab. Für eine begrenzte Lösung des Konflikts war es zu diesem Zeitpunkt auch schon zu spät, weil inzwischen 560000 Soldaten und drei Millionen Tonnen Ausrüstungsgüter in Italiens kleines Kolonialgebiet am Horn von Afrika geschafft worden waren.[55]

					Am 3. Oktober rückten nach angeblich äthiopischen Provokationen das italienische Heer und die Luftwaffe unter dem gemeinsamen Oberbefehl von General Emilio De Bono an den Fronten im Norden (Eritrea) und Süden (Somalia) vor. Auf Befehl des Kaisers Haile Selassie wurde vor seinem Palast in der Hauptstadt Addis Abeba die traditionelle Kriegstrommel des Reiches geschlagen, die die Bevölkerung zum Kampf rief. Es war ein asymmetrischer Konflikt, den Mussolini schnell beenden wollte, um weitere internationale Komplikationen zu vermeiden, vor allem eine Einmischung des Völkerbunds. Doch der Vormarsch stagnierte schon bald. Haile Selassie, dem das ungleiche Kräfteverhältnis bewusst war, befahl seinen Armeen einen Guerillakrieg, um die Topographie und die mangelnde italienische Orientierung auszunutzen: «Versteckt euch, schlagt plötzlich zu, kämpft den Nomadenkampf, stehlt, schießt aus dem Hinterhalt und tötet einzeln.»[56]

					Der Krieg in Äthiopien wurde zum größten Kolonialkrieg seit den Burenkriegen drei Jahrzehnte zuvor. Das Ergebnis war vorhersehbar, aber unter De Bono kamen die Italiener nur langsam voran. Im Dezember war Mussolini gezwungen, die Möglichkeit einer Einigung auf begrenzten Territorialgewinn in Erwägung zu ziehen. Britische und französische Politiker drängten ihn, dieses Ergebnis, das hauptsächlich zulasten der äthiopischen Souveränität ging, zu akzeptieren – bis der sogenannte Hoare-Laval-Pakt (benannt nach den Außenministern Großbritanniens und Frankreichs, die ihn ausgearbeitet hatten) an die Öffentlichkeit gelangte und nach einem gewaltigen Aufschrei fallen gelassen werden musste. Im November wurde De Bono durch General Pietro Badoglio ersetzt. Im Dezember gewann General Rodolfo Graziani, der von Somalia aus nach Norden vorrückte, die Schlacht bei Dolo, wobei er auf Mussolinis direkten Befehl erstmals Giftgas einsetzte. Unter Missachtung der Ratschläge ihres Kaisers suchten die äthiopischen Befehlshaber die offene Feldschlacht. Nach zwei Gefechten bei Tembien und der Niederlage einer Armee von 50000 äthiopischen Streitkräften bei Amba Aradam wurde der militärische Widerstand der Äthiopier mit einer Kombination aus Splitterbomben und Giftgas gebrochen (zum Einsatz kamen Senfgas und Phosgen). So wurde der Zusammenhang der äthiopischen Truppen unterbrochen, was weithin zu einer Demoralisierung führte.[57] Mussolini erwog zunächst die Möglichkeit, ein Protektorat oder einen Marionettenstaat (vergleichbar dem japanischen Mandschukuo) unter Kaiser Haile Selassie einzurichten, doch nach dem Fall der Hauptstadt Addis Abeba im Mai 1936 entschied er sich für die direkte Annexion. Am 9. Mai verkündete er einer begeistert jubelnden Menge auf der Piazza Venezia in Rom: «Italien hat jetzt endlich sein Imperium!»[58]

					Diese Behauptung war allerdings verfrüht. Denn noch war nicht ganz Äthiopien erobert, und ein grausamer Befriedungskrieg zog sich noch das ganze folgende Jahr hin. Der Preis, den die italienischen Streitkräfte zu zahlen hatten, war hoch: 15000 Tote und 200000 Verwundete. Mehr als 800000 Soldaten und Piloten dienten im Krieg, um die nun Italienisch-Ostafrika («Africa orientale italiana») genannte Kolonie zu schaffen. Von den zerschlagenen äthiopischen Streitkräften und der Zivilbevölkerung, die ins Kreuzfeuer geraten war, starben schätzungsweise 275000 Menschen.[59] Noch mehr Tote gab es jedoch nach dem italienischen Sieg. Mussolini befahl die Hinrichtung jedes äthiopischen Adligen, der es ablehnte, die neue italienische Verwaltung anzuerkennen und mit ihr zusammenzuarbeiten. Auch sollten alle religiösen Führer beseitigt werden, alle angeblichen Zauberer und Hexen sowie die traditionellen Sängerpoeten (Azmari), die im Land umherreisten und Balladen vortrugen, aber auch Nachrichten und Gerüchte verbreiteten. Im Februar 1937 kam es nach einem misslungenen Attentat auf den italienischen Gouverneur Graziani in Addis Abeba zu einer Orgie von Vergeltungsmaßnahmen, bei der mindestens 3000 Äthiopier umkamen; Frauen wurden vergewaltigt und Häuser geplündert.[60] Das neue Regime führte schon bald die «Rassentrennung» ein; die Regelung galt für Kinos, Geschäfte und öffentliche Verkehrsmittel. Äthiopier konnten keine italienischen Staatsbürger werden, sondern blieben Untertanen; Ehen zwischen Italienern und Äthiopiern wurden im Dezember 1937 verboten. 1939 trat ein Gesetz in Kraft, das alle Verstöße gegen die «Rassentrennung» mit harten Strafen belegte («Strafmaßnahmen zum Schutz des Rasseprestiges gegenüber Eingeborenen in Italienisch-Ostafrika»[61]).

					Der Konflikt, von dem sich Mussolini einen schnellen Sieg erhofft hatte, verwandelte sich in eine langwierige, kraftraubende Angelegenheit. Eine große Zahl von Truppen musste im Land verbleiben, mit beträchtlichen Unterhaltskosten; 1939 waren noch immer 280000 Soldaten in Ostafrika stationiert. Ihre Verluste nahmen zu, als lokale äthiopische Gruppen von Widerstandskämpfern die italienische Oberherrschaft bekämpften. Der harte dreijährige Befriedungskrieg forderte letztlich 9555 italienische Gefallene, 140000 Erkrankte und Verwundete sowie ungezählte Tausende äthiopische Opfer.[62] Die italienischen Verteidigungsausgaben hatten 1932/33 5 Milliarden Lire betragen (22 Prozent des Staatshaushalts); 1936/37 war die Summe schon auf 13,1 Milliarden gestiegen (33 Prozent) und 1939/40 gar auf 14,7 Milliarden Lire (45 Prozent der Staatsausgaben). Der ganze Krieg in Äthiopien kostete schätzungsweise 57 Milliarden Lire, finanziert durch Staatsanleihen und Steuern. (Durch die späteren Interventionen im Spanischen Bürgerkrieg kamen nochmals 8 Milliarden Lire Militärausgaben hinzu.[63]) Der Straßenbau in Äthiopien – zweitausend Kilometer moderner Straßen durch das Land, um die Kontrolle der Einheimischen zu erleichtern – führte beinahe zum Ruin des Kolonialbudgets.[64]

					Die steigenden Militärausgaben konnten nicht durch irgendwelche finanziellen Vorteile wettgemacht werden, die sich aus der Expansion des Imperiums ergeben hätten. Anders als bei den Japanern in der Mandschurei blieb der italienische Handel mit Äthiopien eine Einbahnstraße. Der Wert der Exporte in das Imperium stieg von 248 Millionen Lire im Jahr 1931 auf 2,5 Milliarden im Jahr 1937; diese Steigerung hatte jedoch vor allem mit dem extensiven militärischen Bedarf zu tun. Die Vorstellung, Äthiopien könne die im Kolonialreich stationierten Italiener mit Nahrungsmitteln versorgen und darüber hinaus noch Lebensmittel nach Italien exportieren, erwies sich als Chimäre. 1939 musste Äthiopien 100000 Tonnen Weizen importieren, weil seine Ernteerträge sanken; 1940 konnten nur 35 Prozent des regionalen Bedarfs vor Ort produziert werden. Eine Modernisierung der äthiopischen Landwirtschaft durch die Ansiedlung von Millionen italienischer Auswanderer war zwar beabsichtigt, aber bis 1940 waren erst 400 Bauern in Ostafrika angekommen; 150 von ihnen waren sogar mutig genug, ihre Familien gleich mitzubringen.[65] Es gab in Ostafrika insgesamt mehr Arbeiter als Farmer, aber die 4000 italienischen Betriebe im Land erbrachten weitestgehend Dienstleistungen für den großen Militärapparat. Manche Firmen waren auch kurzfristig auf schnelle Gewinne aus; den Erfordernissen der wirtschaftlichen Transformation des neuen afrikanischen Reiches unterzogen sie sich lieber nicht. Man bemühte sich etwas, nach Öl und Bodenschätzen zu suchen, doch ohne Erfolg. Der italienische Gouverneur der äthiopischen Provinz Harrar beklagte Korruption und Selbstsucht, die durch das «Goldfieber» ins Land gekommen seien, doch in Wahrheit gab es für die Italiener im Herzen des neuen Imperiums kaum etwas zu gewinnen.[66] Die Suche nach zusätzlichen Nahrungsmitteln für die italienische Bevölkerung, zu der die Eroberung nichts beitragen konnte, musste letztlich dadurch gelöst werden, dass dem Mutterland eine strikte Autarkie verordnet wurde. Die Weizenimporte sanken zwischen 1930 und 1940 um zwei Drittel, während die heimische Weizenproduktion um fast ein Drittel anstieg. Die Industrieinvestitionen, um die neuen Aufgaben des Imperiums und seiner Verteidigung bewältigen zu können, stiegen substanziell an, doch all das musste aus heimischen Ressourcen bestritten werden und erforderte wie in Japan ein höheres Maß an staatlichen Interventionen bei Planung und Entwicklung der Industrie.[67]

					Am Ende brachte das neue Imperium außer einer kurzen Welle begeisterter nationalistischer Unterstützung so gut wie nichts ein. Das hinderte Mussolini jedoch nicht, sich jetzt als Führer eines autonomen Nationalimperiums aufzuführen. Er widersetzte sich den Westmächten und griff mit Luft- und Bodentruppen in den Spanischen Bürgerkrieg ein, um General Franco bei dessen nationalistischer Rebellion fast drei Jahre lang zu unterstützen. Das italienische Freiwilligenkorps Corpo truppe Volontarie in Spanien war im August 1937 30000 Mann stark und umfasste am Ende mehr als 76000 italienische Soldaten, Piloten und faschistische Milizionäre aufseiten der Nationalisten. Diese kämpften nicht selten auch gegen italienische Antifaschisten, die im Exil die Spanische Republik unterstützen. Dabei fielen nochmals 3266 Italiener, wodurch die Gesamtzahl der italienischen Gefallenen in den Kriegen der 1930er Jahre auf mehr als 25000 stieg.[68] Durch die Zusammenarbeit mit den deutschen «Freiwilligen» in Spanien näherte sich Mussolini mehr als je zuvor Hitlerdeutschland an, obwohl die italienischen Führer großen Wert auf die Feststellung legten, dass Italiens expansive Vision von imperialer Größe nichts mit dem zu tun hätte, was die Deutschen taten oder vorhatten. Vor allem Mussolini spekulierte schon bald über die Möglichkeit neuer imperialer Ziele. Im vertrauten Kreis skizzierte er 1938 seinen Ehrgeiz, den südlichen Balkan bis nach Istanbul zu beherrschen, den Franzosen Tunesien und Korsika zu entreißen sowie Frankreich und Großbritannien deren Kolonien in Somalia am Horn von Afrika abzujagen. Im Februar 1939 phantasierte er davon, das Britische Empire aus dem gesamten Mittelmeerraum zu vertreiben, indem er den Suezkanal, Gibraltar, Malta und Zypern unter seine Kontrolle brächte.[69] So irrwitzig diese Ambitionen heute auch erscheinen mögen, Mussolinis relativer Erfolg in Äthiopien und sein wachsendes Selbstbewusstsein, dass er die «altersschwachen Kräfte» der etablierten Kolonialreiche ersetzen könne, ließen solche Pläne damals weniger utopisch erscheinen. Die faschistische Phase Italiens war, mit den Worten des italienischen Antisemiten Telesio Interlandi aus dem Jahr 1938, durch einen «Willen zum Imperium» geprägt.[70]

					Dieser Wille fand erneuten Ausdruck in der italienischen Annexion Albaniens. Wie Äthiopien galt auch Albanien damals weithin als natürlicher Übernahmekandidat. Ein kurzes Protektorat, das Italien zwischen 1917 und 1920 ausübte, hatte auf internationalen Druck hin beendet werden müssen. Albanien war Mitglied im Völkerbund geworden. Ein Verteidigungsbündnis von 1926 übertrug Italien praktisch die Verantwortung für die Verteidigung Albaniens, während dem albanischen Herrscher Ahmet Zogu (besser bekannt als «König Zogu») engere Wirtschaftsverbindungen zwischen beiden Ländern aufgezwungen wurden. Zogu und seine politischen Verbündeten wollten jedoch auf jeden Fall die Unabhängigkeit des Landes erhalten – trotz italienischer Hoffnungen, dass vielleicht in den 1930er Jahren erneut eine Art Protektorat errichtet werden könne, waren in diesem Punkt keine weiteren Fortschritte zu erzielen.[71] Ende der 1930er Jahre, nachdem der italienische Imperialismus gefestigt war, machten sich Mussolini und sein Außenminister und Schwiegersohn Galeazzo Ciano jedoch daran, den informellen Einfluss Italiens in eine direkte Herrschaft umzuwandeln. Das hatte strategische Vorteile, denn Kontrolle über Albanien bedeutete italienische Kontrolle auf beiden Seiten der Adria. Außerdem konnte Italien auf diese Weise einen Fuß in die Tür bekommen, um sein Reich in Europa planmäßig zu erweitern – so wie es sich Mussolini schon seit den zwanziger Jahren erträumt hatte. Italien hatte noch immer das Sagen auf den weiter entfernten Dodekanes-Inseln, die man der Türkei 1912 abgenommen und als italienischen Besitz 1923 im Vertrag von Lausanne zugesichert bekommen hatte. Durch eine Heeresgarnison und mehrere Flugplätze abgesichert und in gut erreichbarer Nähe zum Suezkanal gelegen, wurden die Inseln um Rhodos von einem Generalgouverneur mit weitgehenden Vollmachten regiert. Die Inselgruppe markierte den ersten kleinen Schritt zu einem größeren Imperium in Europa und der Levante; sie diente als Vorbild für das geplante Vorgehen in Albanien.[72]

					Der Erwerb Albaniens als Bestandteil des italienischen Imperiums eröffnete die verlockende Aussicht, das ganze Gebiet von der Adria bis zur Ägäis unter italienischer Herrschaft zu vereinen. Die Ausarbeitung der Annexionspläne für Albanien begann im Mai 1938, befeuert von vagen Behauptungen, dass das Land reich an Öl und Chrom sei, was Italiens Kriegswirtschaft sehr zupassgekommen wäre. Anfang 1939 waren die Pläne fertiggestellt. Nach der deutschen Besetzung Prags im März 1939, die keine Intervention der Westmächte nach sich zog, favorisierte Ciano umgehendes Handeln. Doch abermals zögerte Mussolini. Der König und die Armee blieben von den Albanienplänen unbeeindruckt, weil sie befürchteten, dass Italien dafür gar nicht über die militärischen Kapazitäten verfüge, da diese in Ostafrika und Spanien gebunden waren; weitere Einsätze seien nicht möglich. Doch durch das Ende des Spanischen Bürgerkriegs im März 1939, nachdem die italienische Division Littorio den letzten republikanischen Stützpunkt in Alicante eingenommen hatte, wurden wieder Ressourcen frei. König Zogu erhielt am 5. April 1939 ein Ultimatum mit der Forderung, der Umwandlung Albaniens in ein italienisches Protektorat zuzustimmen – was er erwartungsgemäß zurückwies. Am frühen Morgen des 7. April marschierten 22000 italienische Soldaten mit Unterstützung von 400 Flugzeugen und 300 leichten Panzern in Albanien ein. Die Operation war in aller Eile zusammengeschustert worden und erwies sich als schlecht organisiert. Soldaten ohne Führerschein wurden auf Motorräder gesetzt; Leute, die keine Morsezeichen kannten, wurden zu den Fernmeldern abkommandiert. Auf alten Fotos sind Infanterieeinheiten zu sehen, die am Invasionsstrand mit dem Fahrrad zum Kampf strampeln. Der Kontrast zum Erscheinungsbild der deutschen Invasionstruppen in Prag hätte schärfer nicht sein können.[73]

					Solche Unzulänglichkeiten wurden durch die italienische Propaganda verdeckt, die die Invasion zu einem Triumph moderner Waffen hochjubelte. Aber der Erfolg war nur möglich, weil fast kein bewaffneter Widerstand zu verzeichnen war. Die Zahl der italienischen Gefallenen ist nach wie vor umstritten: Offiziell wurden zwölf Tote gemeldet, doch nach albanischen Schätzungen gab es zwischen 200 und 700 italienische Gefallene. Zogu floh aus seiner Hauptstadt, und am 13. April wurde der italienische König zum König von Albanien ausgerufen. Obgleich Albanien wie Mandschukuo offiziell keine Kolonie, sondern ein Marionettenstaat war, wurde das Land wie eine Kolonie planmäßig ausgebeutet. Ein Generalleutnant wurde zum Verwaltungschef ernannt und die albanische Verwaltung von italienischen Beratern in Schach gehalten. Die Wirtschaft wurde von Italienern übernommen oder von italienischen Interessen diktiert. Die Albaner erhielten den Status von Untertanen des italienischen Königs, die albanische Sprache wurde im öffentlichen Leben zwangsweise der italienischen untergeordnet. Strenge Polizeipräsenz erstickte Widerstand im Keim. Selbst Ciano, der massiv und auf korrupte Weise von seinem Einsatz in Albanien profitierte, beschwerte sich, dass die neuen italienischen Verwalter «die Einheimischen schlecht behandelten»; sie trügen eine «Kolonialmentalität» zur Schau. Doch in einem autoritären Staat, der sich brutalen Methoden der Territorialexpansion verschrieben hatte, war das wohl eine unvermeidliche Folge.[74]

					***

					Der Imperialismus japanischer und italienischer Prägung führte am Ende zu militärischen Mobilmachungen im großen Stil; fast über die gesamte Dauer der dreißiger Jahre war man in Kriege verwickelt. So erlebten Hunderttausende junger Japaner oder Italiener schon jahrelang Krieg, bevor der große Weltkrieg überhaupt ausgebrochen war – die japanischen Streitkräfte von 1931 an, die italienische Armee und Luftwaffe fast ununterbrochen von der Befriedung Libyens in den Jahren 1930/31 bis zur albanischen Invasion 1939. Hitlers Deutschland begann sein Expansionsprogramm dagegen erst später und erreichte Geländegewinne im größten Teil des Jahrzehnts durch eine Reihe unblutiger Coups. Erst von 1939 an, mit Beginn der Eroberung Polens, kämpften auch deutsche Soldaten in einem imperialen Krieg, der mit den Feldzügen in China und Ostafrika vergleichbar war.

					Die Durchsetzung nationaler Autonomie bedeutete in Deutschland, einer nach 1918 weitgehend entmilitarisierten und verarmten Großmacht, etwas völlig anderes. Die ersten Jahre von Hitlers Regierung vergingen damit, die Strategie zur «Erfüllung» der Bestimmungen des Versailler Vertrags, die in der Weimarer Republik der 1920er Jahre kurze Zeit verfolgt worden war, rückgängig zu machen. Im Oktober 1933 verließ die deutsche Delegation die Genfer Abrüstungskonferenz aus Protest gegen die Weigerung der anderen Staaten, ebenfalls abzurüsten. Im selben Jahr stellte das Regime die Rückzahlung der umfangreichen internationalen Staatsschulden ein und wies weitere Reparationsleistungen in aller Form zurück. 1936 wurde das Rheinland remilitarisiert, was die 1925 geschlossenen Verträge von Locarno obsolet machte. Doch trotz aller Publizität, die die Verstöße gegen die Verträge von Versailles und Locarno begleitete, verfolgte Deutschland eine vorsichtige Strategie, solange es noch Rüstungsdefizite hatte. Als das Rheinland am 7. März 1936 wieder von Deutschen besetzt wurde, verharrte Hitler in einem Zustand nervöser Angst, weil er nicht sicher war, ob er nun mit seinen frühen Ambitionen nicht zu weit gegangen war. Der junge Architekt Albert Speer reiste an diesem Tag in Hitlers Bahnsonderwagen mit nach München und erinnerte sich später noch an die «hochgespannte Atmosphäre», die vom Abteil des Führers ausging. Hitler nannte laut Speer «den Einmarsch in das Rheinland stets das gewagteste aller seiner Unternehmen».[75]

					Für Hitler gab es zwei große Prioritäten, bevor überhaupt daran zu denken war, imperialen Lebensraum zu schaffen: wirtschaftliche Erholung nach den katastrophalen Folgen der Weltwirtschaftskrise und die deutsche Wiederaufrüstung bis zu einem Niveau, das Deutschlands Großmachtstatus entsprach und dem Regime Spielräume in alle Richtungen eröffnete. Die Wiederbewaffnung begann 1933; sie wurde 1934 mit einem Fünfjahresplan vorangetrieben und im März 1935 – als klarer Verstoß gegen das Versailler Friedensabkommen – öffentlich gemacht. Die Rüstungsausgaben stiegen von 1,2 Milliarden Reichsmark im Haushaltsjahr 1933/34 auf 10,2 Milliarden 1936/37. Ungefähr um diese Zeit waren große Teile der militärischen Infrastruktur wiederhergestellt. Die Waffenproduktion und die Ausbildung von Wehrpflichtigen waren Langzeitprogramme. Hohe Rüstungsausgaben erforderten wie in Japan und Italien eine strikte staatliche Kontrolle im Zusammenhang der Gesamtwirtschaft, um eine Wirtschaftskrise zu vermeiden. Auch die Konsumausgaben der Bevölkerung, die sich nach langen Jahren der materiellen Not und Arbeitslosigkeit gern wieder etwas leisten wollte, mussten im Zaum gehalten werden. Wichtige Planungen zielten darauf ab, Deutschland bei Nahrungsmitteln und Rohstoffen autarker zu machen, damit die Abhängigkeit von einem potenziell feindlich eingestellten Weltmarkt sank. Gleichzeitig musste ein von Deutschland beherrschter Handelsblock in Mittel- und Südosteuropa geschaffen werden – als Sicherheitsnetz für den Fall einer internationalen Krise. Zwischen 1934 und 1939 wurden Handelsverträge mit Rumänien, Jugoslawien und Ungarn abgeschlossen, wodurch sich die Gewichte im osteuropäischen Handel stark zugunsten Deutschlands verschoben. Öl- und Nahrungsmittelkäufe ließen die Exporte von Rumänien nach Deutschland deutlich steigen – von 18 Prozent des rumänischen Außenhandelsvolumens im Jahr 1933 auf 37 Prozent 1938.[76] Als der Spanische Bürgerkrieg ausbrach, nutzte Deutschland seine Hilfe für Franco als Hebel zur Sicherung vorteilhafter Handelsverträge, um so das informelle deutsche Wirtschaftsimperium noch weiter zu vergrößern. Der Handel mit Deutschland nahm im Rahmen der spanischen Exportbilanz von 11 Prozent im Jahr 1936 auf fast 40 Prozent zwei Jahre später zu. Auf diese Weise konnten dringend benötigte Metalle für die deutsche Rüstungsindustrie gesichert werden.[77] Hitler war geradezu besessen von der Blockadepolitik, die im Ersten Weltkrieg eine so wichtige Rolle gespielt hatte, und ängstlich darauf bedacht, dass Deutschland bei allen zukünftigen Konflikten in einem europäischen Handelsblock – vergleichbar dem japanischen Yen-Block – Kontrolle über ausreichende Ressourcen besaß, um das Land vor wirtschaftlichem Druck von außen zu schützen.

					1936 führten der wirtschaftliche Stress durch die hohen Rüstungsausgaben und die nur langsame Erholung des internationalen Handels zu einer inneren Krise. Die militärische Führung und Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht, der große Teile des wirtschaftlichen Erholungsprogramms gelenkt hatte, wollten nun die weiteren Rüstungsausgaben begrenzen und den Handel fördern. Doch Hitler konnte der Idee überhaupt nichts abgewinnen, das Wachstum der deutschen Militärmacht ausgerechnet zu dem Zeitpunkt zu begrenzen, da er endlich genug Selbstvertrauen verspürte, um eine aktivere Politik imperialer Ausdehnung zu verfolgen. Im August 1936 legte er in einer strategischen Denkschrift seine Ansichten zur wirtschaftlichen und militärischen Zukunft nieder. Angesichts der wachsenden sowjetischen Bedrohung wollte er die deutschen militärischen Vorbereitungen so massiv wie irgend möglich weiterführen, zeitgleich mit einem beschleunigten Programm zur wirtschaftlichen Selbstversorgung. Wenn man der bolschewistischen Bedrohung nicht rechtzeitig Herr werden könne, argumentierte Hitler, dann werde das «zu einer endgültigen Vernichtung, ja Ausrottung des deutschen Volkes» führen. Die erforderlichen Grundlagen für die Ernährung der Bevölkerung zu finden und die notwendigen Rohstoffe für den bevorstehenden Selbstbehauptungskampf bereitzustellen, das lasse sich, so Hitlers Schlussfolgerung, nur durch «Erweiterung des Lebensraums beziehungsweise der Rohstoff- und Ernährungsbasis unseres Volkes» bewerkstelligen.[78]

					Das direkte Ergebnis der Denkschrift war die öffentliche Verkündung des zweiten Vierjahresplans im Oktober 1936 (der erste war ein Plan zu Beseitigung der Arbeitslosigkeit gewesen). Reichsmarschall Hermann Göring, preußischer Ministerpräsident und Oberbefehlshaber der Luftwaffe, bekam die Federführung übertragen. Der Plan markierte einen scharfen Bruch in der bisherigen deutschen Politik. Fortan kontrollierte der Staat die Preise, das Lohnniveau, den Import- und Exporthandel, die Transaktionen mit ausländischen Währungen und die Investitionen. Die «gelenkte Wirtschaft» war wie die staatliche Wirtschaftsplanung in Italien und Japan von entscheidender Bedeutung, um ein Gleichgewicht zwischen den Anforderungen einer beschleunigten Wiederaufrüstung und wirtschaftlicher Stabilität im Innern herzustellen.[79] Im Rahmen des Plans wurde ein umfassendes Investitionsprogramm für synthetische Ersatzstoffe aufgelegt (Öl, Textilien, Chemikalien, Gummi), um die wirtschaftlichen Grundlagen für eine massive militärische Produktion zu schaffen. 1939 flossen zwei Drittel aller Industrieinvestitionen in die Produktion strategischen Materials, während die Rüstungsausgaben 17 Prozent des Bruttosozialprodukts beanspruchten (1914 waren es noch drei Prozent gewesen); das war die Hälfte des gesamten Staatshaushalts.[80] Darüber hinaus sollten weitere Ressourcen durch die Ausdehnung des deutschen «Lebensraums» in einem neuen europäischen Imperium erschlossen werden.

					 

					Weit weniger gewiss ist allerdings, was genau Hitler plante, um «neuen Lebensraum im Osten» zu gewinnen und «dessen rücksichtslose Germanisierung» voranzutreiben, die er erstmals am 3. Februar 1933 gegenüber den Befehlshabern der Reichswehr als langfristiges Ziel ausgegeben hatte.[81] Trotz aller Bemühungen von Historikern, aus verstreuten Bemerkungen seit der Abfassung von Mein Kampf Hitlers konkrete Absichten herauszukristallisieren, gibt es kaum Belege für programmatische Planungen Hitlers – außer dem allgemeinen Wunsch, den zukünftigen deutschen «Lebensraum» in Eurasien auszuweiten. Hitler selbst stand eindeutig im Bann der Diskurse, die er in den frühen 1920er Jahren zum Thema «Rasse und Raum» entdeckt hatte. Diese Vorstellungen prägten sein späteres Denken stark. Die Idee von Eroberungen in einem metaphorischen «Osten» entnahm Hitler dem deutschen imperialistischen Denken der vergangenen vier Jahrzehnte, doch außer Hitlers starkem Antikommunismus und seiner regelmäßigen Behauptung, dass die Zukunft des deutschen Volkes im «Osten» liege, gibt es aus den dreißiger Jahren frustrierend wenig Konkretes, das zeigen könnte, was Hitlers genaue Ziele waren und wie er den Osten im eigenen Denken definierte. Die These, er habe letztlich nach der «Weltherrschaft» gestrebt, bleibt Spekulation, aber er wollte auf jeden Fall, dass die deutsche Expansion die Grundlage für ein Imperium bilden sollte, das an globaler Macht Großbritannien und Frankreich, ja sogar den Vereinigten Staaten ebenbürtig wäre.[82] Hitler dachte in Bezug auf das, was in der Praxis möglich war, eher reaktiv als programmatisch; seine Strategie war opportunistisch und kurzfristig. Nur seine Obsession, er müsse dem deutschen Volk Lebensraum sichern, blieb eine Konstante.

					Mitte der 1930er Jahre war es leichter zu verstehen, wer Hitlers Freunde waren, als vorab zu erkennen, wer seine Feinde sein würden – mit Ausnahme der Juden, die in Hitlers Vision beständig als Erzfeind des deutschen Volkes fungierten, besonders im Kampf um die nationale Selbstbehauptung. Im Laufe des Jahres 1936 kamen die imperialen Aggressoren Japan und Italien Deutschland näher. Im November 1936 unterzeichneten Deutschland und Japan den Antikominternpakt, um ihren Widerstand gegen den internationalen Kommunismus zu koordinieren (1937 trat auch Italien diesem Pakt bei). 1938 hatten Deutschland und Italien den japanischen Marionettenstaat Mandschukuo offiziell anerkannt. Im Oktober 1936 hatten die Außenminister Italiens und Deutschlands ein informelles Geheimprotokoll unterzeichnet, das die gemeinsamen Interessen festhielt und nach einer späteren Rede Mussolinis den Spitznamen «Achsenpakt» erhielt: Mussolini hatte in dieser Rede den Anspruch erhoben, Europa müsse sich jetzt um die «Achse Rom–Berlin» drehen. Hitler hatte seinerseits in den Verhandlungen für dieses Abkommen bestätigt, dass er das Mittelmeer als «italienisches Meer» betrachte, und der italienischen Führung versichert, die deutschen Ambitionen lägen nun «in Richtung Osten und das Baltikum».[83]

					Die italienische Eroberung Äthiopiens gegen den Willen des Völkerbunds beeindruckte die deutsche Öffentlichkeit sehr. 1937 erschienen in Deutschland ebenso viele Bücher, die die italienische Kolonisierung Libyens und Äthiopiens guthießen, wie kritische Darstellungen des Britischen Empires – «ein Piratenstaat» sei das, der «die halbe Welt geraubt» habe. In Hans Bauers Buch Kolonien im Dritten Reich (1936, zweite Auflage 1937) erhielt die Eroberung Äthiopiens großen Beifall; sie wurde Deutschland als Vorbild hingestellt, dem es nachzueifern gelte, um den Friedensvertrag zu zerreißen und einen eigenen kolonialen Lebensraum zu gewinnen.[84]

					Die Spekulationen in Deutschland über Hitlers strategische Ausrichtung spiegelten sich auch in der erneuten Popularität der Lobby für Kolonien in Übersee wider. Als die Versailler Regelungen zunehmend beiseitegewischt wurden, erhoffte sich eine lautstarke Minderheit von Kolonialenthusiasten in den 1920er Jahren, Hitler möge Mittel und Wege finden, um die verlorenen Territorien in Afrika und im Pazifik zurückzugewinnen oder sonst neue Kolonien finden. 1934 gründete die NSDAP das Kolonialpolitische Amt unter dem früheren Schutztruppen- und Weltkriegsoffizier General Franz Ritter von Epp und «koordinierte» 1936 alle bestehenden Kolonialorganisationen im neuen Reichskolonialbund unter der Führung Epps. 1933 konnte die Koloniallobby nur 30000 Unterstützer vorweisen, doch 1938 hatte der Reichskolonialbund schon eine Million Mitglieder, 1943 sogar über zwei Millionen.[85]

					Auch Propagandaliteratur über die Kolonien war weitverbreitet. Während in den frühen dreißiger Jahren nur eine Handvoll Publikationen zu verzeichnen waren, erschienen gegen Ende der Dreißiger fünfundvierzig bis fünfzig solcher Werke pro Jahr. Heroische Kolonialabenteuergeschichten und -filme sprachen gezielt ein junges Publikum an, ein «Handbuch» sollte die Hitlerjugend auf eine koloniale Zukunft vorbereiten.[86] Es gab verbreitet Diskussionen – von Wirtschaftsminister Hjalmar Schacht befeuert –, ob nicht Territorialbesitz in Afrika die Knappheit bei seltenen Metallen oder exotischeren Nahrungsmitteln lindern könne. «Dabei zeigt sich immer klarer», sagte Schacht in einer Rede in Leipzig, «dass für einen Industriestaat der Besitz kolonialer Rohstoffgebiete als Ergänzung seiner heimischen Wirtschaft unerlässlich ist.»[87] Letztlich aber war das populäre Gerede von überseeischen Kolonien für die neue deutsche Führung kaum von Bedeutung, wenngleich es 1936/37 vom Hitlerregime gezielt manipuliert wurde, um einen Keil zwischen die Kolonialmächte Frankreich und Großbritannien zu treiben. Der nationalsozialistische Territorialhunger war eher kontinentaleuropäisch geprägt als kolonial im herkömmlichen Sinne. «Wir wollen freie Hand in Osteuropa», sagte Göring einem britischen Gesprächspartner im Februar 1937, dafür würde Deutschland im Gegenzug die imperialen Interessen der Briten respektieren.[88] Die Idee eines deutschen Kolonialreichs in Afrika tauchte erst wieder auf, als einige der alten Kolonialreiche im Sommer 1940 von den Deutschen besiegt worden waren.

					Das erste Mal, dass Hitler über ein definitiv beabsichtigtes Expansionsprogramm sprach, war bei einer Besprechung in der Reichskanzlei am 5. November 1937, die später durch die Niederschrift seines Wehrmachtadjutanten, Oberst i.G. Friedrich Hoßbach, Berühmtheit erlangte. Hitler hatte den Kriegsminister, die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile und Außenminister von Neurath zusammengerufen, um ihnen die Strategie zu erklären, die er sich zur Lösung des «Problems des Raumes» und für die Zukunft der deutschen «Volksmasse» zurechtgelegt hatte. Die Größe und der «in sich so fest geschlossene Rassekern» des deutschen Volkes gäben diesem «das Anrecht auf größeren Lebensraum». Die Zukunft der Nation sei «ausschließlich durch die Lösung der Raumnot bedingt», Kolonien in Übersee seien eine ungenügende Lösung, sagte Hitler, denn «die Rohstoffgebiete seien zweckmäßiger im unmittelbaren Anschluss an das Reich in Europa und nicht in Übersee zu suchen». Das Britische Empire sei geschwächt und werde wahrscheinlich nicht intervenieren; auch Frankreich werde sich ohne England heraushalten. «Die Einverleibung der Tschechei und Österreichs», erläuterte Hitler seinen Zuhörern, könne «den Gewinn von Nahrungsmitteln für 5–6 Millionen Menschen bedeuten». Hier könne der benötigte Raum gewonnen werden, und zwar, sofern die internationalen Umstände mitspielten, eher früher als später, irgendwann im Jahr 1938. Die Heeresgenerale und der Außenminister waren wenig begeistert; sie befürchteten, dass man so die Früchte der wirtschaftlichen und militärischen Erholung Deutschlands gleich wieder aufs Spiel setzen würde.[89]

					Die lauwarme Reaktion der Heeresgenerale und Neuraths auf Hitlers Pläne führte zu einer bedeutsamen politischen Revolution, der Blomberg-Fritsch-Krise. Bis Februar 1938 hatten alle, die nicht mitziehen wollten, ihre Posten verloren. Ein Kriegsminister wurde nach Blomberg nicht mehr ernannt, Hitler übernahm die Position des Oberbefehlshabers der Wehrmacht selbst und bildete aus dem bisherigen Kriegsministerium die neue Behörde Oberkommando der Wehrmacht (OKW), um seine neue Position zu zementieren. Außenminister von Neurath wurde durch den außenpolitischen Berater der NSDAP Joachim von Ribbentrop ersetzt. Wirtschaftsminister Schacht, der die Risiken einer fortgesetzten massiven Aufrüstung weiterhin kritisch sah und seine Kampagne für deutschen Kolonialbesitz in Afrika nicht aufgeben wollte, wurde durch Walter Funk ersetzt, der zuvor Pressechef der Reichsregierung gewesen war. Funk, trinkfreudig und ineffizient, stand jetzt ganz unter dem Einfluss des Vierjahresplan-Beauftragten Göring.[90]

					Selbst diese neue strategische Ausrichtung war voller Unsicherheiten. Hitler war sich bewusst, dass der Zeitplan für den Beginn der deutschen Expansion von der Haltung der anderen Großmächte abhing und davon, wie weit diese durch die Furcht vor japanischer und italienischer Bedrohung oder der undurchsichtigen Gefahr der wachsenden sowjetischen Macht abgelenkt waren. Schließlich aber wurde aus dem möglichen Datum 1938 ein fester Termin. Einen Monat nach der «Hoßbach-Besprechung» wurde das Heer beauftragt, Einsatzpläne für die Besetzung Österreichs und der Tschechoslowakei auszuarbeiten.

					Im März 1938 kam Hitler zu dem Schluss, dass die Umstände für einen ersten Schritt günstig seien. Die Folgen waren nicht vorhersehbar, darum zögerte er wie zuvor beim Einmarsch ins Rheinland. Schließlich ergriff Göring die Initiative, indem er durch Drohungen die Unterwerfung Österreichs forcierte, sodass der Einmarsch deutscher Truppen am 12. März 1938 erfolgen konnte. Als ernsthafter internationaler Protest ausblieb, war der Weg für die nächste Entscheidung frei. Am 28. Mai berief Hitler eine Besprechung der militärischen Führung ein, auf der er bekräftigte, dass die Planung für «Fall Grün» (Besetzung der Tschechoslowakei) vorangetrieben werden solle. Der Chef des Generalstabs des Heeres, General Ludwig Beck, hielt Hitlers Lageeinschätzung in Notizen fest: «Russland: wird sich nicht beteiligen, nicht für Angriffskrieg geeignet. Polen und Rumänien: Angst vor russischer Hilfe, werden nicht gegen Deutschland handeln. Ostasien: Grund für Zurückhaltung Englands.» Hitler kam zu dem Ergebnis, dass die Zeit zum Handeln gekommen sei: «Glücklicher Augenblick muss erfasst werden (…) Blitzschneller Einmarsch in die Tschechei.»[91] Entschiedene Zwangsmaßnahmen in Mitteleuropa, wie die italienische Invasion in Äthiopien, waren auch ein Signal, dass Deutschland jetzt die alte internationale Ordnung nicht mehr beachtete und sich einseitig an die Errichtung einer neuen machen wollte.

					Die anschließende Geschichte der britischen und französischen Intervention und des Münchner Abkommens vom 30. September 1938, in dem Deutschland freie Hand bekam, die tschechischen Gebiete mit deutscher Bevölkerungsmehrheit zu annektieren, ist bestens bekannt. Hitler wollte zwar einen kurzen imperialen Krieg, nicht zuletzt, um es Japan und Italien gleichzutun, aber eine Krise mitten in Europa provozierte einfach weit mehr internationale Besorgnis als eine in der weit entfernten Mandschurei oder in Äthiopien. Nachdem am 26. September der Bevollmächtigte Neville Chamberlains, Sir Horace Wilson, Hitler erklärt hatte, dass ein Einmarsch in der Tschechoslowakei unweigerlich zum Krieg führen werde, ließ sich Hitler zwei Tage später widerwillig durch Göring und Neurath überreden, etappenweise vorzugehen. Einige hochrangige Generale waren wegen der Risiken, die Hitler eingehen wollte, derart besorgt, dass sie ernsthaft erwogen, im Herbst 1938 gegen ihn zu putschen (es dauerte jedoch noch sechs Jahre, bis es nach mehreren schweren Niederlagen im Krieg tatsächlich zu einem Staatsstreichversuch kam). Hitler gab schließlich nach, verzichtete auf seinen kleinen Eroberungskrieg und akzeptierte einen Kompromiss, durch den Deutschland sofortigen Zugriff auf die sudetendeutschen Gebiete und ihre reichen Vorräte an Rohmaterial erhielt.

					Der Einmarsch in diesen Teil der Tschechoslowakei begann am 1. Oktober 1938. Außerdem mussten die Tschechen eine De-facto-Autonomie der Slowaken im gemeinsamen Staat hinnehmen, und sie wurden zu unvorteilhaften Handelsverträgen mit Deutschland gezwungen. Sechs Monate später, am 15. März 1939, marschierten deutsche Truppen in Prag ein, nachdem Präsident Emil Hácha nach Berlin zitiert und dort von der deutschen Führung massivem Druck ausgesetzt worden war. Am 16. März verkündete Hitler in Prag die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren. Die Slowakei wurde zum Marionettenstaat.

					 

					Der imperiale Charakter dieser Annexionen ist offenkundig – wenngleich sich die Art des Imperialismus von jener der traditionellen dynastischen Reiche unterscheidet, die noch zwei Jahrzehnte zuvor in diesem Teil Europas regiert hatten. Sie ähnelt mehr dem imperialen Muster, das außerhalb Europas angewandt wurde. Auch der Fall Österreichs, das mit dem Rückhalt eines fast einstimmigen Plebiszits dem nunmehrigen Großdeutschen Reich einverleibt wurde, war Teil dieses Prozesses. Über Nacht fanden sich die Österreicher in einem Rechtssystem wieder, das sie nicht selbst bestimmt hatten, während der neue Name «Ostmark» auf die mittelalterliche bayerische Grenzmark zurückverwies. Die neuere österreichische Vergangenheit wurde zugunsten einer deutschen Gegenwart ausgelöscht. Auch das durch das Münchner Abkommen erworbene Sudetenland wurde auf ähnliche Weise ins Großdeutsche Reich eingegliedert, wodurch die Pläne der sudetendeutschen Nationalisten für einen Autonomiestatus keine Chance hatten. In den tschechischen Gebieten Böhmens und Mährens ähnelte das Protektorat jenem System, das in Mandschukuo eingeführt worden war: Der Reichsprotektor agierte quasi als Vizekönig, zuständig für die äußeren Angelegenheiten und die Verteidigung, während ein System von Oberlandräten für Polizei, Lokalverwaltung, Rechtspflege und die Durchsetzung von Reichsverordnungen aus Berlin zuständig war. Eine tschechische Verwaltung unter dem ehemaligen Präsidenten Hácha wurde zur Organisation des Alltagslebens im Protektorat beibehalten, doch musste ihre Tätigkeit laut Erlass vom 16. März 1939 «im Einklang mit den politischen, militärischen und wirtschaftlichen Belangen des Reiches» erfolgen. Rund 10000 deutsche Beamte überwachten die Arbeit von 400000 Tschechen.[92]

					Die deutsche Wehrmacht übte – Mandschukuo vergleichbar – eine separate Sonderaufsicht über strategische Schlüsselressourcen, die Zivilverteidigung, Presse und Propaganda sowie die Einberufung der Sudetendeutschen zum Wehrdienst aus. In allen annektierten Gebieten und im Protektorat wurde die Staatsbürgerschaft zum entscheidenden Faktor für die Unterteilung der Bewohner in Bürger und Untertanen auf Grundlage der «Rasse» – wie in Äthiopien. In Österreich und im Sudetenland war die Staatsbürgerschaft für die ethnischen Deutschen reserviert, währen Juden und Nichtdeutsche zu Untertanen wurden. Im Protektorat konnten nur Sudetendeutsche deutsche Staatsbürger werden (was viele aber gar nicht wollten). Die Tschechen blieben Untertanen des Reichsprotektors, und die Juden verloren sogar dieses begrenzte Privileg. Deutsche, die Tschechen heirateten, verloren ihre deutsche Staatsbürgerschaft, was zu einer Art «Rassentrennung» im Protektorat führte. Für Bürger und Untertanen galten zwei verschiedene Rechtsordnungen: Bürger unterstanden den Reichsgesetzen, Tschechen den Verordnungen und Erlassen des «Vizekönigs». Tschechischer Widerstand wurde grausam und rücksichtslos unterdrückt, wobei sich die Deutschen ebenso wenig Zurückhaltung auferlegten wie die Italiener in Äthiopien oder die Japaner in China.[93]

					In ganz Österreich, im Sudetenland und im Protektorat wurden die wichtigsten wirtschaftlichen Ressourcen von deutschen Staatskonzernen übernommen, während die Gold- und Devisenreserven, die entweder dem Staat gehörten oder Privateigentum lokaler jüdischer Bevölkerungen waren, gewaltsam beschlagnahmt und der deutschen Reichsbank überstellt wurden.[94] Eine Schlüsselinstitution waren die «Reichswerke Hermann Göring», ein mit staatlicher Unterstützung im Juni 1937 gegründeter Konzern, mit dem die Kontrolle über alle deutschen Eisenerzvorkommen errungen werden sollte. Die Reichswerke erwarben zügig eine Kontrollmehrheit in den bedeutenden österreichischen Industriebereichen Eisenerz und Maschinenbau, indem die Privatanteile zwangsweise an den Staat verkauft werden mussten. Im Sudetenland, wo die Organisation des Vierjahresplans bereits lange vor der Annexion ein ganzes Spektrum wichtiger mineralischer Rohstoffe ausgemacht hatte, schritten die Reichswerke sofort zur Tat und übernahmen die Kontrolle über die Braunkohlevorräte, die dann genutzt wurden, um in Brüx (tschechisch: Most) eine Produktionsanlage für die Öl- und Benzinherstellung durch Kohleverflüssigung zu installieren.[95] Das Protektorat hielt nicht nur zusätzliche Bodenschätze und zahlreiche Eisen- und Stahlwerke bereit, sondern auch eine im europäischen Maßstab bedeutende Rüstungsindustrie (Škoda, CKD). Ende 1939 besaßen die Reichswerke in all diesen Bereichen die für die Kontrolle erforderliche Aktienmehrheit. Firmen, die ganz oder zum Teil österreichischen oder tschechischen Juden gehörten, wurden nach der Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom Dezember 1938 («Arisierung») enteignet – ein Prozess, der im Deutschen Reich schon bald nach der Errichtung der Hitlerdiktatur eingesetzt hatte. Louis Rothschild wurde von den deutschen Besatzern in Geiselhaft genommen, bis er dem Deutschen Reich seine ausgedehnten Besitzungen im Protektorat übereignet hatte. Das Kapitalvermögen der Reichswerke überschritt schließlich fünf Milliarden Reichsmark, womit sie fünf Mal größer waren als der nächstgrößere deutsche Konzern, der Chemiegigant I. G. Farben. Die Ressourcen, die dem Deutschen Reich auf diese Weise zur Verfügung standen, halfen, wie die mandschurischen Ressourcen im Fall Japans, das extrem hohe Niveau der Rüstungsproduktion aufrechtzuerhalten, und zwar innerhalb eines geschlossenen Wirtschaftsblocks, unter ausschließlicher Kontrolle Berlins. Berlin stellte das für die koloniale Ausbeutung benötigte Kapital zur Verfügung.[96]

					Hier ging es gerade nicht um «Lebensraum», jedenfalls nicht in dem Sinne, wie Hitler den Begriff offenbar verstand. Obwohl er in der Hoßbach-Besprechung angekündigt hatte, aus Österreich eine Million und aus Tschechien zwei Millionen Menschen vertreiben zu wollen, um Platz für Deutsche zu schaffen, betrafen die einzigen tatsächlich stattfindenden Umsiedlungen überwiegend die Emigration von einer halben Million deutscher, österreichischer und tschechischer Juden – diese suchten im Ausland Schutz vor den rassenpolitischen Umwälzungen, die in den von Deutschen besetzten Gebieten programmatisch umgesetzt werden sollten. Unter den deutschen Beamten in den neuen Territorien wurden lebhafte Diskussionen darüber geführt, ob die politische Zielsetzung für die Zukunft nun auf Assimilation oder Segregation der Juden hinauslaufen sollte. Erst im späteren Verlauf des Krieges sondierte das Regime die Möglichkeit, alle Tschechen, die sich der Germanisierung verweigerten – geschätzt die Hälfte der Bevölkerung –, zu vertreiben und das Gebiet des Protektorats als deutsches Ansiedlungsgebiet auszuweisen.[97] Ein Programm zur Enteignung tschechischer Bauern, um ihr Land mit Deutschen zu besiedeln, begann in kleinem Maßstab, wurde später jedoch zunehmend ausgeweitet: Bis 1945 waren 16000 Bauernhöfe mit einer Gesamtfläche von 550000 Hektar konfisziert worden.[98]

					Wann Hitler zu dem Entschluss kam, dass Lebensraum im Osten besser in Polen zu finden sei, ist nicht ganz klar. Noch bis Ende 1938 galten die Polen eher als potenzielle Verbündete in einem von Deutschland beherrschten antisowjetischen Block; sie sollten den Deutschen lediglich die im Versailler Friedensabkommen errungenen Landstriche zurückgeben und freiwillig zum deutschen Satellitenstaat werden. So der Plan. Erst nachdem die polnische Regierung wiederholt deutsche Bitten um extraterritoriale Eisenbahn- und Straßenverbindungen zur Überbrückung des polnischen Korridors zurückgewiesen und auch den Wunsch kategorisch abgelehnt hatte, den unter dem Schutz des Völkerbunds stehenden Freistaat Danzig in das Deutsche Reich wieder einzugliedern, wollte Hitler gegen die Polen jenen kleinen Krieg führen, den ihm England und Frankreich 1938 verwehrt hatten – und so die polnischen Ressourcen mit Gewalt an sich bringen. Zu Polen gehörte ja auch das ehemals deutsche oberschlesische Industriegebiet mit seinen Kohlezechen und Stahlwerken. Zudem hatte das Land weite landwirtschaftliche Flächen zu bieten, die sich für die Ansiedlung des deutschen Bevölkerungsüberschusses eigneten und jene Agrarerträge erwirtschaften konnten, die der Ernährung der deutschen Bevölkerung dienen sollten. In der Besprechung vom 23. Mai 1939, in der Hitler der militärischen Führung seine Absichten mit Polen darlegte, sagte er: «Danzig ist nicht das Objekt, um das es geht. Es handelt sich für uns um die Erweiterung des Lebensraums im Osten und Sicherstellung der Ernährung.» Lebensmittellieferungen, so Hitler weiter, könnten nur aus dem Osten kommen, weil dieser schwach besiedelt sei. Die deutsche landwirtschaftliche Tüchtigkeit werde die Produktivität dieser Gebiete «gewaltig steigern».[99]

					Ein imperialer Krieg gegen Polen war jedoch mit den gleichen Risiken einer Intervention der anderen europäischen Großmächte behaftet wie die tschechische Krise von 1938. Hitler hätte vielleicht auch eine zweite Protektoratslösung akzeptiert, wenn Polen den deutschen Drohungen und Forderungen einfach nachgegeben hätte. Doch Ende März 1939 garantierten entgegen Hitlers Erwartungen Großbritannien und dann Frankreich öffentlich die polnische Souveränität. Während im Verlauf der Sommermonate der deutsche Feldzug sorgfältig vorbereitet wurde, bemühte sich die deutsche Diplomatie, einen Keil zwischen Polen und die beiden Garantiemächte, aber auch zwischen Großbritannien und Frankreich selbst zu treiben, allerdings ohne Erfolg. Also wurde die Propaganda hochgefahren, um heimische Unterstützung für den Krieg zu sichern: Die in Polen lebenden Deutschen müssten vor angeblichen polnischen Gräueltaten beschützt werden. Man brauchte einfach einen Vorwand für den Einmarsch. Weil sich Großbritannien und Frankreich nicht von ihrer Unterstützung Polens abbringen ließen, strebte Hitler nun ein Abkommen mit der Sowjetunion an, um sicherzustellen, dass nicht ein sowjetisch-britisch-französischer Block seinem kleinen Krieg in die Quere kam. Den am 23. August 1939 unterzeichneten Nichtangriffspakt nutzte Hitler, um allen in seiner Umgebung zu versichern, die Westmächte würden es jetzt nicht mehr wagen zu intervenieren.

					 

					Es wird oft behauptet, Hitler habe 1939 einen großen Krieg gesucht, weil ihn die hohen Kosten der Wiederaufrüstung für seine brüchige, überanstrengte Volkswirtschaft unter Druck gesetzt hätten, einen Krieg gegen den Westen zu führen, ehe es zu spät war. Doch alle Belege deuten eher darauf hin, dass Hitler damals keinen Großkonflikt mit den britischen und französischen Imperien wollte, sondern nur einen lokal begrenzten Krieg, um die Expansion deutschen Lebensraums im Osten zu unterstützen.[100] Der Polenfeldzug war eher als Schlusspunkt zum Jahrzehnt des Reichsaufbaus gedacht, weniger als Prolog zum Weltkrieg. Wirtschaftliche Motive gab es zweifellos für die Annexion von Land und Ressourcen, aber keine für die Entfesselung eines Weltkriegs. Denn die neu errungenen zusätzlichen Ressourcen sollten ja gerade für den Fall zur Verfügung stehen, dass es zu einem größeren Krieg käme. Nach Hitlers Plänen sollte ein größerer Krieg erst für die Jahre 1942/43 vorbereitet werden; erst dann wäre ja sein Wiederaufrüstungsprogramm am Ziel gewesen.[101] Am 21. August 1939 bewilligte Hitler dementsprechend nur eine begrenzte Mobilmachung der Wirtschaft, wie sie für einen lokalen und vorübergehenden kriegerischen Konflikt tauglich war. Die volle Mobilmachung der Wirtschaft wurde erst befohlen, nachdem Großbritannien und Frankreich Deutschland den Krieg erklärt hatten.[102]

					Die Risiken potenzierten sich, je näher der Termin für den geplanten Angriff heranrückte. Hitler zögerte erneut. Er war für den 26. August angesetzt, wurde jedoch verschoben, als die Nachricht einer englisch-polnischen Allianz eintraf, zeitgleich mit der Information, dass Italien den im Mai 1939 für den Fall eines größeren Krieges abgeschlossenen Bündnisvertrag («Stahlpakt») nicht einhalten werde. Geheimdienstinformationen aus London warnten, dieses Mal werde England nicht bluffen.[103] Hitler überwand seine Zweifel und erließ am 28. August den Marschbefehl: Am 1. September morgens solle der Feldzug beginnen. Seine schon lange verfestigte Ansicht, dass die Kolonialreiche Großbritanniens und Frankreichs im endgültigen Abstieg begriffen seien, nicht zuletzt aus Furcht vor den italienischen Ambitionen im Mittelmeer und jenen Japans in Ostasien, führte zu seiner fixen Idee, der Westen werde schon irgendeinen Weg finden, Polen fallen zu lassen, sobald klar sei, dass die Polen militärisch ein hoffnungsloser Fall waren. Einer von Hitlers Adjutanten notierte, der «Führer» habe klargestellt, dass er zwar den Krieg mit Polen wolle, doch «mit den anderen wolle er ja gar keinen Krieg». Göring behauptete später in den Nachkriegsverhören steif und fest, Hitler sei sicher gewesen, dass er wegen Polen eine Übereinkunft mit dem Westen erzielen könne – so, wie es ihm auch im Fall der Tschechoslowakei gelungen war. «Wie wir es sahen», sagte Göring, «hielt er viel zu starr daran fest.»[104] Hitler wies alle Einwände zurück, weil er sich seinen ersten imperialen Krieg nicht durch inkonsequente Führung und fehlgesteuerte Ängste verderben lassen wollte. «Sie müssen verstehen», sagte er seinem Außenminister Ribbentrop, «dass ich auf das Urteil von Leuten, die mich ein Dutzend Mal falsch informiert haben, um nicht zu sagen belogen haben, schließlich verzichte und mich an mein eigenes Urteil halte, das mich in all diesen Fällen [vom Einmarsch ins Rheinland bis zum Einmarsch in Prag] besser beraten hat als die zuständigen Fachleute.»[105]

					Hitlers plötzlicher, kühner Entschluss, an dem diesmal unbeirrt festgehalten wurde, hatte viel mit Mussolinis Zurückweisung vergleichbar ängstlicher Einwände im Jahr 1935 gemein, er dürfe wegen seiner geplanten Invasion in Äthiopien keinen Krieg riskieren. Wie bei diesem afrikanischen Feldzug machte es der große Truppenaufmarsch vor dem Polenkrieg immer schwerer, noch den Entschluss zu fassen, den Angriff abzublasen. Für manche höhere deutsche Offiziere war der Krieg mit Polen eine willkommene Erneuerung des Drangs nach Osten aus dem Ersten Weltkrieg, an dem die meisten von ihnen teilgenommen hatten – und aus den deutsch-polnischen Grenzkonflikten der Jahre 1919/20, als sich entlassene Soldaten den Freikorps angeschlossen hatten, um gegen die Polen zu kämpfen. Polen galt damals wie jetzt als «Saisonstaat», als illegitimer Spross des Versailler Friedensvertrags, und als eine Region, die reif für zukünftige deutsche Besiedlung sei.[106] Der Chef des Generalstabs des Heeres, General Franz Halder, brachte im Frühjahr 1939 bei einem Vortrag in der Wehrmachtakademie ein Gefühl der Erleichterung zum Ausdruck, dass der Krieg gegen Polen nun auf der Tagesordnung stehe. Polen, so Halder, müsse «auf dem schnellsten Wege nicht nur geschlagen, sondern liquidiert werden».[107] Den Soldaten wurde im Sommer 1939 gesagt, der Feind, mit dem sie es zu tun bekämen, sei grausam und hinterlistig; ein Wehrmachtbericht behauptete, die polnische Landbevölkerung sei geprägt durch Grausamkeit, Brutalität, Verrat und Lügen. Halder hielt die polnischen Soldaten für «die dümmsten in Europa». Deutsche Offiziere nahmen also antipolnische Vorurteile ebenso bereitwillig auf wie das Gefühl, Polen habe sein bevorstehendes Schicksal verdient, weil es den deutschen Drang in «uraltes deutsches Land» blockiere. So sagte es der Kommandeur einer Infanteriedivision seinen Männern am Vorabend des Angriffs. «Dies», fuhr er fort, «ist der Lebensraum des deutschen Volkes.»[108] Hitler sah den kommenden Krieg nicht als konventionellen Großmachtkonflikt, sondern als Krieg gegen einen barbarischen und bedrohlichen Feind, in dem es kein Mitleid geben könne. Dieser Krieg müsse, wie er seinen Oberbefehlshabern am 22. August sagte, «mit größter Brutalität und ohne Rücksichten» geführt werden. Später am selben Tag sprach Hitler von der physischen Vernichtung der «lebendigen Kräfte» Polens; das Land müsse entvölkert und «von Deutschen besiedelt» werden.[109]

					Am 31. August um 16 Uhr befahl Hitler, am folgenden Morgen um 4.45 Uhr mit dem Angriff zu beginnen. Wie er Halder versicherte, würden «Frankreich und England nicht marschieren». Joseph Goebbels, Hitlers Propagandaminister, notierte in seinem Tagebuch: «Der Führer glaubt nicht daran, dass England eingreifen wird.»[110] Während der Nacht lief unter dem Codenamen «Himmler» eine Operation, die einen polnischen Angriff auf deutsche Grenzposten simulieren sollte. SS-Männer deponierten sechs tote KZ-Häftlinge, die sie in polnische Uniformen gesteckt hatten, am Grenzkontrollpunkt Hochlinden, während vom oberschlesischen Sender Gleiwitz eine krude Botschaft in polnischer Sprache gesendet wurde. Ein toter polnischer Häftling auf dem Flur der Radiostation sollte die polnische Territorialverletzung belegen; der Vorwand für den Krieg war da. Dieser angebliche Sabotageakt war als Kriegsanlass genauso plump und schamlos wie der Anschlag auf die mandschurische Eisenbahnstrecke durch die Japaner im Jahr 1931. Am 1. September, kurz vor 4.45 Uhr, griff das erste deutsche Kampfflugzeug die polnische Kleinstadt Welun (Wieluń) an, während ungefähr gleichzeitig das deutsche Schulschiff «Schleswig-Holstein», angeblich auf Freundschaftsbesuch im Danziger Hafen liegend, das Geschützfeuer auf die Westerplatte eröffnete, wo polnische Streitkräfte im Hafenbereich ein Munitionsdepot unterhielten und verteidigten.

					Der nunmehr eröffnete Polenfeldzug sollte so schnell abgeschlossen sein, dass die Westmächte vor vollendeten Tatsachen standen, ehe sie nennenswert eingreifen konnten. Das Szenario «Fall Weiß» war seit April ausgearbeitet worden. Am 1. September standen 1,5 Millionen deutsche Soldaten in Ostpreußen, Ostbrandenburg, Schlesien und in der Slowakei bereit, unterstützt von 1929 Flugzeugen und 3600 gepanzerten Fahrzeugen, gegliedert in neun motorisierte und sechs Panzerdivisionen. Das waren hochbewegliche, zum Kampf der verbundenen Waffen befähigte Verbände mit einer großen Zahl von Panzern, im Kampf begleitet von in Wellen angreifenden Bombern und Sturzkampfflugzeugen, die weit ins Landesinnere Polens vordringen sollten. Die Panzerdivisionen sollten die Speerspitze für die klassischen Divisionen bilden, die zu Fuß oder mit Pferden folgten, um den Schaden auszunutzen, den die gepanzerte Faust angerichtet hatte.

					Die polnische Armee war erst später am Tag voll mobilgemacht worden, um sich den Deutschen nicht sofort entgegenstellen zu müssen. Auf dem Papier war sie mit 1,3 Millionen Bewaffneten nicht viel kleiner als die deutsche Wehrmacht, aber sie besaß zur Unterstützung des Heeres nur 900 meist veraltete Flugzeuge und 750 gepanzerte Fahrzeuge.[111] Die Vorbereitungen Polens basierten auf traditionelleren Einsatzerfahrungen. Es herrschte die Hoffnung, das polnische Heer könnte die deutschen Invasoren so lange in Grenznähe aufhalten, bis die Mobilmachung abgeschlossen sei. Dann sollten sie sich geordnet auf ausgebaute Stellungen zurückziehen und diese nachhaltig verteidigen. Die polnische Luftwaffe war der deutschen sofort unterlegen; die Hälfte ihrer Flugzeuge wurde schon in der ersten Kriegswoche zerstört, und vom Rest wurden hundert Maschinen nach Rumänien verlegt, um sie vor der völligen Zerstörung zu bewahren.[112] Die deutschen Verbände rollten gegen hartnäckigen lokalen Widerstand vor und standen schon nach einer Woche nur noch 65 Kilometer vor Warschau. Doch verlief der Kampf nicht ganz so asymmetrisch, wie es oft dargestellt wird. Zwischen dem 13. und 16. September tobte eine bittere Schlacht an der Bzura, einem Nebenfluss der Weichsel vor der polnischen Hauptstadt. Die deutschen Verluste an Waffen und Flugzeugen nahmen ständig zu.

					Dann marschierten am 17. September, auf deutsche Veranlassung hin, eine Million Sowjetsoldaten von Osten her in Polen ein, um die russische Interessenszone gemäß dem geheimen Zusatzprotokoll zum Nichtangriffspakt zu besetzen. Im nunmehr aussichtslosen Zweifrontenkampf war die polnische Niederlage nur noch eine Frage der Zeit. Die Weigerung Polens, Warschau zur offenen Stadt zu erklären, führte ab dem 22. September zu schweren Zerstörungen durch Artillerie und Luftangriffe. Warschau kapitulierte fünf Tage später, am 29. September auch die letzte polnische Festung Modlin. Begrenzte Kämpfe dauerten noch bis Anfang Oktober an. Rund 694000 polnische Soldaten gerieten in deutsche, 230000 in sowjetische Kriegsgefangenschaft; geschätzt 85000 bis 100000 Mann konnten sich nach Rumänien und Ungarn absetzen. Das polnische Militär hatte gegen Deutschland 66300 Gefallene und 133700 Verwundete zu verzeichnen, die deutschen Verluste beliefen sich auf 13981 Gefallene und 30322 Verwundete. Das entsprach ziemlich genau den italienischen Verlusten in Äthiopien, während die Sowjetarmee, die nur auf schwachen Widerstand einer demoralisierten Truppe gestoßen war, lediglich 996 Tote und 2000 Verwundete zu verzeichnen hatte.[113] Trotz der großen zahlenmäßigen und qualitativen Unterschiede waren auch die deutschen Flugzeugverluste erheblich; mit 285 Totalverlusten und 279 beschädigten Maschinen waren 29 Prozent der eingesetzten Flugzeuge betroffen.[114] Am 28. September wurde in Moskau ein deutsch-sowjetischer Freundschaftsvertrag unterzeichnet, der auch die Demarkationslinie zwischen den jeweiligen Einflusssphären festlegte. Binnen vier Wochen hatte Polen aufgehört, ein moderner Staat zu sein.

					 

					Der kurze Feldzug wurde von der Nachricht vom 3. September, dass Großbritannien und Frankreich zu ihren Verpflichtungen gegenüber Polen stünden und Deutschland den Krieg erklärten, kaum beeinflusst. Auf deutschen Straßen indes waren an jenem Tag beunruhigte und niedergeschlagene Menschen anzutreffen – ganz anders als die Ausbrüche von nationaler Begeisterung und Übereifer beim Kriegsbeginn 1914. Hitler jedoch blieb noch wochenlang zuversichtlich, dass die Kriegserklärungen der Briten und Franzosen nur pro forma erfolgt seien und beide Großmächte nach Auswegen suchen würden, sich aus ihren Verpflichtungen herauszuwinden, zumal jetzt, nachdem die beiden Diktatoren Polen unter sich aufgeteilt hatten. Tatsächlich erhielt das angegriffene Land von den Westmächten kaum militärische oder materielle Hilfe. Man hatte es insgeheim als ein Territorium abgeschrieben, das erst nach einem gewonnenen Krieg restituiert werden könne.

					Im Schatten eines größeren, von Hitler so nicht gewollten Krieges wurde das in Tschechien bereits begonnene imperiale Projekt in Polen noch rücksichtsloser fortgesetzt. Es wurde eine vergangene Sprache der Kolonisation, wie sie vor dem Ersten Weltkrieg üblich gewesen war, wiederbelebt, um die Unterwerfung der Bevölkerung zu definieren und zu rechtfertigen. Obwohl sich der Charakter des Konflikts nach der Kriegserklärung der Westmächte verändert hatte, begannen deutsche Planer, Sicherheitskräfte und Wirtschaftsbeamte, eine langfristige imperiale Besiedlung der Region in die Wege zu leiten. Nebenher musste je nach Kriegserfordernissen auch improvisiert werden. Das Ziel war, wie es ein deutscher Planer in Ostpreußen am Tag des Einmarschs formulierte, die «völlige Kolonisierung».[115] Hans Frank, Leiter des NS-Rechtswahrerbundes und seit Oktober 1939 Generalgouverneur «Rumpf-Polens», des Generalgouvernements, betrachtete seinen Machtbereich als ein «Laboratorium für Verwaltungsstudien»,[116] und obwohl das Berliner Regime nicht von Kolonien sprechen wollte, meinte Walter Emmerich, Franks oberster Wirtschaftsbeamter, die deutsche Herrschaft sei in Wirklichkeit eine spezielle europäische Variante von Kolonialpolitik.[117]

					Über die endgültige verfassungsmäßige Ordnung der besetzten Gebiete wurde viel diskutiert. Provisorisch wurden die deutschen Eroberungen in eine Reihe getrennter Einheiten unterteilt: Die ehemals preußische Provinz Posen, die im Versailler Vertrag dem polnischen Staat zugesprochen worden war, wurde als Reichsgau Wartheland ins Großdeutsche Reich eingegliedert; das frühere Westpreußen mit Danzig wurde zum Reichsgau Danzig-Westpreußen; das restliche Polen einschließlich Warschaus wurde zum Generalgouvernement mit Regierungssitz in Krakau. Ostoberschlesien, nach der Volksabstimmung von 1920 vom Deutschen Reich abgetrennt, wurde wieder ins Reich zurückgeholt. Seine industriellen Ressourcen wurden treuhänderisch von den Deutschen übernommen und weitgehend unter die Kontrolle der «Reichswerke Hermann Göring» gestellt. Insgesamt 206000 polnische Industrie- und Handelsfirmen wurden übernommen und an deutsche Besitzer oder Staatsbetriebe verteilt.[118] Das Wartheland und Danzig-Westpreußen wurden als «annektierte Ostgebiete» klassifiziert, und eine spezielle Polizeigrenze trennte sie vom Rest Deutschlands ab, um zu verhindern, dass Polen ungehindert in das Reich gelangen konnten.

					Im Wartheland war die überwältigende Bevölkerungsmehrheit (85 Prozent) polnisch, nur 6,6 Prozent waren deutsch, in der wieder neuen Provinzhauptstadt Posen sogar nur zwei Prozent.[119] In all diesen unterschiedlichen Regionen war die neue Führungsschicht jedoch ausschließlich deutsch. Deutsche waren gehalten, ein Erkennungsabzeichen zu tragen (die Hautfarbe war als ethnisches Erkennungsmerkmal ja untauglich). Behandelt wurden die Polen wie ein Kolonialvolk. Sie mussten beim Gruß den Hut ziehen, auf Bürgersteigen und anderen Wegen Platz für deutsche Passanten machen. Auch durften sie Theater und öffentliche Gebäude, die ausschließlich Deutschen vorbehalten waren, nicht betreten. Eine Anzahl deutscher Frauen, die die Koloniale Frauenschule in Rendsburg besucht hatten und dort auf künftige Aufgaben in Übersee vorbereitet worden waren, wurden jetzt für den «Osteinsatz» umgepolt. Was einst für den Umgang mit Afrikanern gedacht war, kam nun in Polen zur Anwendung.[120] Die Polen waren Untertanen, keine Bürger. Sie wurden von Gouverneuren regiert, die als Verbindungsinstanz zwischen Lokalverwaltung und Reichsregierung fungierten – aber auch als Verbindungsstelle zum eigenständigen Sicherheitsapparat (SD) unter Heinrich Himmler.

					Das erste Ziel der deutschen Kolonialpolitik bestand darin, alle noch vorhandenen Spuren polnischen nationalen und kulturellen Lebens zu zerstören und das gesamte Gebiet «rassenpolitisch» umzustrukturieren. Vor der Invasion hatte Himmlers «rechte Hand» Reinhard Heydrich fünf Einsatzgruppen gebildet. Sie bestanden aus rund 4250 Polizei- und Sicherheitskräften, deren Aufgabe nicht nur darin bestand, das Hinterland der Front polizeilich zu sichern, sondern auch (und vor allem) die politische, kulturelle und nationalistische Elite der Polen gefangen zu nehmen und zu ermorden – ganz so, wie es die italienische Armee und Polizei 1935 in Äthiopien gehandhabt hatten.[121] Mit der Tötung der Eliten sollte den Polen sozusagen der Kopf abgeschlagen und die polnische Gesellschaft auf ein Niveau herabgedrückt werden, das den deutschen Kolonialphantasien vom «Osten» entsprach – ganz im Einklang mit Hitlers an die Armeeoberbefehlshaber gerichtetem Auftrag vom August, er wolle «die Vernichtung Polens».[122] Man wird wohl nie die genaue Zahl der Männer und Frauen wissen, die im Zeichen des «Unternehmens Tannenberg» ermordet wurden, aber es waren Zigtausende, vielleicht sogar 60000. Einige der Ermordeten waren Juden, doch richtete sich diese Aktion vor allem gegen die polnische Elite. Aus einer Besprechung mit Heydrich wurde dem Generalstabschef des Heeres Franz Halder als Heydrichs Äußerung berichtet: «Flurbereinigung: Judentum, Intelligenz, Geistlichkeit, Adel».[123] Juden wurden jedoch auf vielfältige Weise zum Opfer: Sie wurden geschlagen, erniedrigt oder auch beiläufig ermordet; ihr Eigentum wurde von deutschen Beamten konfisziert oder von deutschen Soldaten geplündert. Noch im Oktober 1939 wurden viele in den ersten größeren Gettos zusammengepfercht oder aus den annektierten Gebieten ins Generalgouvernement deportiert. Aber sie wurden noch nicht systematisch ermordet.[124]

					Das imperiale Ideal bestand letztlich darin, das gesamte Kolonialgebiet von Juden und Polen, die nicht «germanisiert» werden konnten, zu «säubern» und sie durch deutsche Siedler zu ersetzen. Doch einstweilen wurden von den neuen Kolonialherren und selbst ernannten «Kulturträgern» Rassentrennung und ethnische Unterwerfung praktiziert.[125] Am 7. Oktober 1939 wurde Himmler von Hitler zum «Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums» ernannt, mit dem Auftrag, «neue deutsche Siedlungsgebiete durch Umsiedlung» zu gestalten.[126] Himmler war schon lange ein Anhänger der Idee eines Ostreichs gewesen, das von deutschen Kolonisten besiedelt werden sollte. Er wählte sich seine neue Amtsbezeichnung selbst und begann umgehend, planmäßig Deutsche anzusiedeln und Polen vom Ackerland im Osten zu vertreiben. Ein Rasseregister wurde angelegt, um solche Polen zu identifizieren, deren körperliche Merkmale vermeintlich auf einen Anteil deutschen Bluts schließen ließen. Himmler erklärte im Dezember 1939, er wolle eine «blonde Provinz» schaffen, in der mit Gewalt verhindert werden müsse, dass «sich im neu besiedelten Osten Mongolentypen entwickeln».[127] Die imperialen Gegensatzpaare – zivilisiert/barbarisch, vertraut/exotisch, kultiviert/unkultiviert – wurden wie in der Zeit vor 1914 ausgeschlachtet, um die Rolle des «Andersartigen» deutlich hervorzuheben.

					***

					Der Krieg gegen Polen kann eher als Endstadium einer weitgehend unkoordinierten Bewegung der 1930er Jahre zur Gründung neuer Kolonialreiche verstanden werden denn als Eröffnungskonflikt des Zweiten Weltkriegs, wie man üblicherweise annimmt. Aus dieser umfassenderen Perspektive betrachtet, verband das Streben nach einer neuen imperialen Weltordnung die Vorstöße Japans, Italiens und Deutschlands in den Regionen, mit denen sie diese errichten wollten. In allen drei Nationen bildete sich nach vielen Jahren massiven Ressentiments und nationaler Frustration im Volk ein nationalistischer Konsens in Richtung eines imperialen Denkens heraus – von den nationalen Führungen vertreten, aber nicht von ihnen allein verursacht. Während sie jene Kräfte im Innern, die gegen die imperialistischen Pläne waren oder diese gar aktiv bekämpften, in ihren politischen Optionen immer weiter einengten oder ganz – oft mit Gewalt – zum Schweigen brachten, nahmen diese drei Regierungen beträchtliche Risiken auf sich. Doch je mehr sie auf ihrem Weg erreichten, desto erreichbarer erschienen auch ihre langfristigen Ziele, die vorhandene Weltordnung aufzubrechen und zu ihren Gunsten zu verändern: Errichtung eines neuen Römischen Reiches, Vorherrschaft in Asien und ein germanisiertes Reich im Osten.

					All diese Pläne führten jedoch in eine strategische Sackgasse. Die Ironie der imperialen Projekte bestand darin, dass sie eigentlich die nationale Sicherheit erhöhen, die nationalen Interessen schützen und letztlich die Bewohner im Zentrum des Reiches wohlhabender machen sollten, stattdessen aber zu mehr Unsicherheit und höheren Kosten führten – wie fast immer im Imperialismus. Die Risiken wurden als hinnehmbar angesehen, weil die alte internationale Ordnung kurz vor dem Zusammenbruch zu stehen schien. Und es trifft ja wahrscheinlich auch zu, dass die anderen Großmächte, wäre es nur darum gegangen, mit den Annexionen der Mandschurei, Äthiopiens und Tschechiens fertigzuwerden, mit den neuen Realitäten durchaus hätten leben können.

					Das Problem war die Dynamik aller imperialen Expansionen. Die neuen Eroberungen erwiesen sich als unumkehrbarer Zwang zu fortlaufender Improvisation, wie es auch beim Aufbau der älteren Kolonialreiche vor 1914 der Fall gewesen war. Es entstanden ständig neue Konflikte. Die Eroberung der Mandschurei zwang Japan zur Verteidigung seiner strategischen Interessen in Nordchina und zog das Land schließlich in einen umfassenden Krieg mit dem nationalistischen Regime Chiang Kai-sheks hinein. Die italienische Besetzung Äthiopiens weckte Mussolinis Appetit auf mehr, sofern größere Kolonien für relativ geringe Kosten zu haben waren. Hitlers Streben nach erweitertem Lebensraum erwies sich zwar als ein flexibles Konzept, das sich bei passenden Gelegenheiten immer weiter ausdehnen ließ, aber es führte mit der Eroberung Polens trotzdem zu einem größeren internationalen Krieg, den Hitler zumindest zu diesem Zeitpunkt nicht gewollt hatte. Japan und Deutschland waren besorgt über eine zukünftige Bedrohung durch die Sowjetunion, wollten diese abwenden und hatten dann auf einmal lange gemeinsame Grenzen zum sowjetischen Reich.

					Das Ergebnis für Japan waren zwei größere Grenzkonflikte mit der Sowjetarmee, 1938 und nochmals im Sommer 1939. Obwohl die japanische Armee 1939 eine Niederlage kassierte, wurde am 15. September ein Waffenstillstand unterzeichnet, weil beide Seiten keinen großen Krieg wollten, solange die Situation in Europa so unsicher war.[128] Hitler vertagte den möglichen Konflikt mit der Sowjetunion durch den Abschluss eines Nichtangriffspaktes. Ihm war aber durchaus klar, dass die neue gemeinsame Grenze im besetzten Polen auf Dauer unhaltbar war. Im Hintergrund ging es dabei immer auch um die unvorhersehbare Haltung der Vereinigten Staaten: Wie lange würden diese tatenlos zusehen, während sich die neuen Imperien weiter ausdehnten? Gemeinsam war Italien, Deutschland und Japan der feste Entschluss, nicht wieder aufzugeben, was so mühsam errungen worden war. In allen drei Fällen waren die territorialen Zugewinne durch Eroberung zustande gekommen, mit einem «Blutopfer», das am Ende nicht umsonst sein durfte – was angeblich nach dem Ersten Weltkrieg der Fall gewesen war. Außer einem umfassenden Krieg gab es somit für die anderen Mächte keinerlei Möglichkeit, die Neoimperialisten aus ihren neu errungenen Gebieten zu vertreiben. Das große Thema der Gebietsgewinne war eine zweischneidige Angelegenheit.

				
					
						Der gewundene Weg in den Weltkrieg

					
					Der Zweite Weltkrieg war ein Resultat von Entscheidungen, die in London und Paris getroffen wurden, nicht in Berlin. Hitler wäre es lieber gewesen, er hätte seine Eroberung Polens konsolidieren und die deutsche Vorherrschaft in Mittel- und Osteuropa ohne einen größeren Krieg gegen die beiden westlichen Großmächte besiegeln können. Dass es nicht so kam, hatte weitgehend mit der wachsenden Zuversicht der Briten und Franzosen im Jahr 1939 zu tun, mit gemeinsamer militärischer und wirtschaftlicher Stärke Deutschland langfristig in die Knie zwingen zu können. Hinzu kam in der französischen wie in der britischen Öffentlichkeit die wachsende Einsicht und Entschlossenheit, dass die drohende internationale Großkrise, mit der man schon fast ein Jahrzehnt lang lebte, nur zu lösen sei, indem man den Faden aus dem Jahr 1918 wieder aufnahm und erneut gegen Deutschland in den Krieg zog. Für Großbritannien und Frankreich war die jeweilige Kriegserklärung ein viel größerer Schritt als für die drei Aggressorenstaaten die kleineren Kriege, die sie angezettelt hatten. Denn den westlichen Großmächten war klar, dass ihr Krieg ein Weltkrieg sein würde, der ihre imperialen Interessen auf allen Kontinenten betraf, und sie mussten nicht nur mit einem Kriegsschauplatz rechnen, sondern mit dreien. Die Entscheidung, sich zunächst mit Deutschland auseinanderzusetzen, ergab sich zum Teil aus den aktuellen Besonderheiten der polnischen Krise, hauptsächlich aber aus der Annahme der beiden westlichen Siegermächte des Ersten Weltkriegs, dass die ungelösten Probleme der Nachkriegsordnung von 1919 einen erneuten europäischen Waffengang ohnehin unvermeidbar machten. Anschließend, so hofften sie, würden sie eine stabilere internationale Ordnung begründen können, in der der Frieden in Europa ebenso dauerhaft gesichert wäre wie die friedliche Verfolgung der eigenen imperialen Interessen.

					Es war eine Entscheidung, die nach Jahren der Instabilität fiel, aber es war nach den niederschmetternden Erfahrungen des Ersten Weltkriegs auch eine schicksalhafte, schwierige Entscheidung. Obwohl die deutschen, italienischen und japanischen Führungen allesamt damit rechneten, sich irgendwann in einem größeren Konflikt den Staaten stellen zu müssen, die diese neuen Regionalimperien nicht hinnehmen wollten, versuchten sie in den 1930er Jahren noch, solche Konflikte zu vermeiden. Für die britischen und französischen Staatsmänner hingegen war die Gewissheit unumstößlich, dass ein erneuter Krieg, wenn er käme, wieder ein «totaler Krieg» wäre, mit den neuen Waffen noch tödlicher und verlustreicher als der erste, und dass er abermals eine fundamentale Bedrohung der wirtschaftlichen Stabilität mit sich bringen würde. Somit war die Bereitschaft, Krieg zu führen, nur zu rechtfertigen, wenn die Bedrohung für die imperiale Sicherheit und für das nationale Überleben als so massiv und unabwendbar eingestuft wurde, dass keine andere Lösung mehr möglich war. Beide Staaten gingen davon aus, dass sich die zunehmende Kriegslust und militärische Stärke der drei Achsenmächte grundsätzlich gegen sie richtete – als Fortsetzung des 1914 begonnenen Kampfes um Großmachthegemonie. Sie teilten damit nicht die eher funktionale Sicht, der die deutschen, italienischen und japanischen Führer anhingen – dass in einem imperialen Zeitalter der Krieg ein notwendiges Mittel sei, um sich regionale Vorherrschaft zu sichern.

					Von den drei «Unruhestiftern» wurde Deutschland am meisten gefürchtet, nicht nur wegen seiner möglichen militärischen und ökonomischen Stärke, sondern auch, weil Hitler die Feindseligkeit gegenüber der westlichen Sicht der Zivilisation und ihrer Werte am deutlichsten zu verkörpern schien. Während der gesamten 1930er Jahre hofften die großen westlichen Demokratien, dass ihre Einschätzung der Krise sich als falsch erweisen würde, dass also die neue Generation autoritärer Staatsführer, denen sie Einhalt gebieten wollten, letztlich ihre Scheu teilen werde, nochmals ein so schreckliches Blutvergießen wie im Ersten Weltkrieg zu riskieren. Man hoffte inständig, sie würden vor diesem «Wahnsinnsakt» im letzten Augenblick zurückschrecken.[1] Die Angst vor der Katastrophe war sehr real und erklärt die Vorsicht, mit der beide Westmächte an die internationalen Krisen der 1930er Jahre herangingen, aber auch die 1939 schließlich getroffene Entscheidung, dass man sich der Katastrophe nunmehr stellen müsse, komme, was wolle.

					Das Zögern der britischen und französischen Regierungen, einen zweiten großen Krieg innerhalb einer Generation zu riskieren, fand seinen Widerhall in der breiteren Öffentlichkeit. In beiden Ländern waren in der Zwischenkriegszeit mächtige Teile der öffentlichen Meinung gegen die Vorstellung, der Krieg könne eine Lösung für zukünftige Krisen bringen. Man fürchtete, was ein solcher Krieg tatsächlich bedeuten würde. Das Spektrum der Ängste reichte von Kriegsveteranen, die in den Schützengräben gekämpft hatten und derartiges nie wieder erleben wollten, bis zu den jungen Sozialisten und Kommunisten der dreißiger Jahre, deren politisches Engagement sich auf die Erhaltung des Friedens richtete. Wenngleich der absolute Pazifismus (bei den Franzosen «pacifisme intégral» genannt) auf eine kleine Minderheit der Antikriegsbewegung beschränkt war, erreichte der Widerstand gegen die Idee, erneut Krieg zu führen, weite Kreise der Bevölkerung. Die große Antikriegsbewegung British League of Nations Union mit nominell einer Million Mitgliedern malte in einer landesweiten Kampagne die Tugenden des Friedens und die Schrecken des Krieges aus. Die Internationale Friedenskampagne (französisch Rassemblement universel pour la paix, englisch International Peace Campaign) wurde als Dachverband aller westeuropäischen Pazifistenlobbys im September 1936 auf dem großen Weltfriedenskongress in Brüssel gegründet; Vorsitzender des britischen Landesverbandes wurde Lord Cecil, der auch die British League of Nations Union leitete und im britischen Establishment fest verankert war.[2] Bis 1939 setzte sich die Antikriegslobby vehement für friedliche Lösungen ein. Das British National Peace Council organisierte Ende 1939 eine Petition für eine «Neue Friedenskonferenz» und hatte, als diese Petition Premierminister Chamberlain übergeben wurde, bereits mehr als eine Million Unterschriften gesammelt. Wenige Tage später gab Chamberlain seine historisch bedeutsame Bestandsgarantie für Polen ab.[3]

					Die Antikriegsbewegung gewann ihre Stärke auch durch die weitverbreitete Überzeugung, dass es künftig im Kriegsfall unweigerlich zu Angriffen auf die Zivilbevölkerung kommen werde – und zwar mit verschiedenen Massenvernichtungswaffen: Bomben, Giftgas, sogar biologischen Kampfstoffen. Die Angst vor Bombenangriffen war in der Bevölkerung so fest verankert, dass die Politiker in Großbritannien und Frankreich sich darin bestätigt sahen, alle Anstrengungen zu unternehmen, um einen allgemeinen Krieg zu verhindern, vor allem gegen Deutschland. Denn die unmittelbare Folge konnten ja verheerende Luftangriffe gegen die eigenen verwundbaren Städte sein.[4] Édouard Daladier, seit April 1938 französischer Ministerpräsident, hielt solche Bombardements für «einen Angriff auf die Zivilisation selbst», während sein pazifistischer Außenminister Georges Bonnet unmittelbar vor dem Münchner Abkommen 1938 annahm, ein Bombenkrieg werde zur Revolution führen.[5] Am Vorabend der Sudetenkrise berichtete Chamberlain seinem Kabinett, wie er sich auf dem Rückweg von München nach London beim Flug über London einen deutschen Bombenhagel mit hochexplosivem Sprengstoff und Giftgas vorgestellt habe: «Wir dürfen nicht aus dem Blick verlieren, dass Krieg heutzutage eine direkte Bedrohung für jedes Haus in diesem Land bedeutet.»[6]

					Hinzu kamen profunde Sicherheitsprobleme in den britischen und französischen Weltreichen, die es angesichts der außerordentlichen Kosten und Gefahren erschwerten, sich mit dem Gedanken an einen neuen Krieg anzufreunden. Es ist wichtig, sich daran zu erinnern, dass Großbritannien und Frankreich als Anführer des Völkerbundsystems bis Mitte der 1930er Jahre zwar die militärisch am stärksten gerüsteten Großmächte, jedoch nicht mit den Vereinigten Staaten der 1990er Jahre zu vergleichen waren: Ihre Weltreiche befanden sich auf dem absteigenden Ast, sie hatten weltweite Verpflichtungen, aber eine kritische Bevölkerung daheim, die bei Wahlen nicht bereit war, Kriege ohne Weiteres abzusegnen. Ihre Volkswirtschaften erholten sich gerade erst von den Auswirkungen der Großen Depression. Deshalb mussten die Entscheidungen, in großem Stil Mittel für Aufrüstung und Militärausgaben abzuzweigen, stets gegen gesellschaftliche Erfordernisse und die wirtschaftlichen Erwartungen demokratischer Bevölkerungen abgewogen werden. Unter diesen Umständen war das Engagement für die Aufrechterhaltung der vorhandenen internationalen Ordnung bei gleichzeitiger Gewährleistung der Sicherheit des eigenen Weltreichs und bei Vermeidung eines Krieges in der Tat ein komplizierter Balanceakt. Anders als die Aggressorstaaten zogen Großbritannien und Frankreich jedoch aus der Welt, wie sie war, viele und deutliche Vorteile. Es wäre also überraschend gewesen, wenn die beiden Großmächte schneller und früher gegen die neue Welle des Imperialismus in den Krieg gezogen wären, selbst wenn sich die Kritiker damals wie heute ein früheres Eingreifen gewünscht hätten.

					In einer sich rapide verändernden Welt stand für die beiden Weltreiche einfach zu viel auf dem Spiel, als dass sie den Frieden schnell gegen Krieg hätten tauschen wollen. «Wir besitzen bereits den größten Teil der Welt, oder wenigstens die besten Teile», sagte 1934 der britische Erste Seelord (Stabschef und Befehlshaber der Royal Navy), «und wir wollen nur behalten, was wir haben, und andere daran hindern, es uns wegzunehmen.»[7] Als 1936 im britischen Unterhaus der Vorschlag erörtert wurde, das Tanganjika-Mandat an Deutschland zurückzugeben, argumentierte der damalige Kolonialminister Anthony Eden dagegen: Es gebe «schwerwiegende moralische und gesetzliche Hindernisse für jeglichen Transfer von Territorien».[8] Als 1938 in Frankreich und Großbritannien Meinungsumfragen durchgeführt wurden, ob irgendwelche Überseeterritorien abgetreten werden sollten, sprach sich eine jeweils große Mehrheit dagegen aus. Rund 78 Prozent der befragten Briten zogen es vor, einen Krieg zu führen, statt ehemalige deutsche Kolonien, die nunmehr britische Mandatsgebiete waren, aufzugeben. Als Italien Tunesien und Korsika forderte, reagierte der französische Ministerpräsident Daladier im November 1938 mit der öffentlichen Erklärung, Frankreich werde «keinen Zentimeter seines Territoriums» abtreten.[9] Erst im Mai 1940 zogen beide Kolonialreiche die Hergabe von Gebieten in Betracht, als sie den verzweifelten Versuch unternahmen, die italienische Neutralität in der Schlacht um Frankreich zu erkaufen. Als jedoch im britischen Kriegskabinett debattiert wurde, Mussolini Malta zu überlassen, wurde das weiterhin abgelehnt, wenn auch nur mit einer Stimme Mehrheit.[10]

					 

					Trotz aller Bemühungen in Großbritannien und Frankreich, die Bedeutung der imperialen Einheit und die Vorteile hervorzuheben, die ein Kolonialreich in all seinen Formen mit sich bringe, blieben die Überseeterritorien ein steter Quell der Unruhe und Unsicherheit, nach innen wie nach außen. In den Mandatsgebieten im Nahen und Mittleren Osten wie in Französisch-Nordafrika setzten sich die arabischen Proteste fort. 1932 gestand Großbritannien seinem irakischen Mandatsgebiet die Selbstregierung zu, auch wenn die Briten ihre informelle Kontrolle nicht aufgaben. London räumte im Britisch-Ägyptischen Vertrag von 1936 praktisch die Unabhängigkeit des Landes am Nil sowie die gemeinschaftliche Kontrolle des Suezkanals ein und stationierte im Mandatsgebiet Palästina zwei Divisionen, um die arabischen Aufstände und die Gewalt zwischen den arabischen und jüdischen Bevölkerungsgruppen in den Griff zu bekommen. Der Konflikt in Palästina bedeutete den größten britischen Militäreinsatz der Zwischenkriegszeit, und die konsequente Unterdrückung arabischer Erhebungen kostete die Araber mindestens 5700 Tote und 21700 Schwerverletzte. Hinzu kamen Inhaftierungen ohne Gerichtsverfahren und das Wegschauen bei Folterungen durch die Sicherheitskräfte.[11]

					In Indien verhängten die Briten nach einer Welle von Aufständen und Mordtaten das «zivile Kriegsrecht», um die Inhaftierung von Nationalisten und kommunistischen Widersachern in Zeiten erhöhter Spannungen zu ermöglichen – was zwischen 1930 und 1934 zu insgesamt 80000 politischen Gefangenen führte. Streiks und Protesten begegnete man mit Gewehrsalven: In Cawnpore wurden im März 1931 141 Menschen getötet, in Karachi im März 1935 nochmals 47.[12] Indien wurde schließlich 1935 ein begrenztes Maß an Selbstregierung gewährt, doch erhielten dabei nur 15 Prozent der Bevölkerung das Wahlrecht, und die Forderung der Parlamentsmehrheit, der Kongresspartei, nach völliger Unabhängigkeit blieb unerfüllt. Auch in den afrikanischen und karibischen Kolonien, die schwer unter der Weltwirtschaftskrise zu leiden hatten, kam es zu ausgedehnten Streiks und Arbeiterprotesten; dies betraf Tanganjika, Nordrhodesien, die Goldküste und Trinidad. In den afrikanischen Regionen mit Kupferbergbau wurden um die Mitte des Jahrzehnts bei einer Streikwelle Arbeiter erschossen; in Barbados führten Proteste der Bevölkerung gegen die wirtschaftliche Not 1937 zu 14 Todesopfern durch Schusswaffen- und Bajonetteinsatz.[13]

					Viele der Proteste von armen Arbeitern und Bauern wurden den lokalen Kommunisten in die Schuhe geschoben, die von allen Kolonialmächten energisch bekämpft wurden. Die Mittel dafür waren Zwangsexil, Inhaftierung und polizeiliche Repression. Aber es gab auch politische Bewegungen mit nationalistischen Ambitionen, wie sie insbesondere 1919 – als Reaktion auf Wilsons Erklärungen – ins Spiel gekommen waren. Einige wurden durch begrenzte Souveränität ruhiggestellt, wie im Irak und in Ägypten, anderen begegnete man mit Massenverhaftungen, Unterdrückung aller antiimperialer Organisationen und Publikationen oder, wie 1939 im Fall Frankreichs, mit der Ausrufung des Belagerungszustands im gesamten Kolonialgebiet.[14]

					Der Kommunismus als internationale Bewegung war ideologisch allen Kampagnen verpflichtet, die auf das Ende des Kolonialismus und Imperialismus abzielten – was die britischen und französischen Ängste vor dem Kommunismus erklärt. Als das britische Luftfahrtministerium Mitte der 1930er Jahre mit der Planung seines Langstreckenbombers «Ideal» begann, war die Berechnung der Reichweite nicht auf die Bedrohungen aus Deutschland ausgerichtet, sondern auf einen möglichen Krieg mit der Sowjetunion, deren Städte und Industriewerke von Luftwaffenstützpunkten im Britischen Empire aus angegriffen werden konnten. Die Langstreckenbomber sollten also auch zur «Stärkung des Empires» gegen eine sowjetische Bedrohung dienen.[15]

					Kommunistenfurcht erklärt letztlich auch die ambivalente Haltung im Spanischen Bürgerkrieg von 1936 bis 1939, als Großbritannien und Frankreich formal eine Politik der Nichteinmischung verfolgten, anstatt die demokratisch gewählte republikanische Regierung zu unterstützen. Angesichts der weitverbreiteten Angst vor einem allgemeinen Krieg und der mannigfachen Probleme, globale Kolonialreiche zusammenzuhalten, weil sie kaum angemessen gegen Bedrohungen von außen und politische Proteste im Innern zu verteidigen waren, war die Risikoreduktion Mitte der dreißiger Jahre der zentrale Bestandteil in der Strategie der Briten und Franzosen.

					 

					Diese Strategie der Risikovermeidung wird gewöhnlich mit dem Begriff «Appeasement» (Beschwichtigungspolitik) bezeichnet, doch ist dieser Begriff keine gute Wahl, wie der britische Premierminister Neville Chamberlain, einer der Hauptvertreter einer solchen Politik, später anmerkte. «Appeasement» wurde jedenfalls zum Schlagwort, zum Blitzableiter für eine hartnäckig kritische oder gar feindselige Analyse des Verhaltens der Westmächte gegenüber den erstarkenden Diktaturen in den 1930er Jahren. Der Begriff ist noch heute schnell zur Hand, wenn es gilt, im Fall von Bedrohungen der westlichen Sicherheit fehlende Festigkeit im Denken und Handeln zu geißeln.[16]

					Als Beschreibung der britischen und französischen Strategie in den 1930er Jahren ist er allerdings irreführend. Zunächst einmal impliziert die Verwendung des Begriffs eine Gemeinsamkeit der Interessen zwischen den beiden Staaten und zwischen ihren Beamten, Politikern und Offizieren, die strategische Entscheidungen zu treffen hatten. Tatsächlich war die Politik aber niemals monolithisch, sondern sie reflektierte eine große Bandbreite von Annahmen, Hoffnungen und Erwartungen, die sich als Reaktion auf die jeweilige Lage auch veränderten, während die federführenden Politiker ein breites Spektrum möglicher Optionen durchspielten, um die Schlüsselelemente der anglo-französischen Strategie zu bewahren: imperiale Sicherheit, wirtschaftliche Stärke und innenpolitische Ruhe. Darum ist es in mancherlei Hinsicht nützlicher, diese Strategie mit Begriffen zu charakterisieren, die erst zwei Jahrzehnte später, im Zeitalter des Kalten Krieges, üblich wurden: «Eindämmung und Abschreckung» (containment and deterrence).[17] Das Verhalten beider Staaten im Umgang mit den internationalen Problemen der 1930er Jahre lief niemals einfach auf rückgratlose Verantwortungsscheu hinaus, sondern kam dem langen, bisweilen inkohärenten und letztlich vergeblichen Versuch gleich, eine Quadratur des Kreises zu erreichen. Man wollte trotz zunehmender internationaler Instabilität den eigenen imperialen Status quo bewahren.

					«Eindämmung» als eine Form der sanften Machtausübung (heute «soft power» genannt) konnte vieles bedeuten, von den französischen Bemühungen, in Osteuropa ein System von Allianzen aufrechtzuerhalten, bis zum deutsch-britischen Flottenabkommen von 1935, in dem verbindliche Obergrenzen für die deutsche Marinerüstung festgelegt wurden (35 Prozent der britischen Flottenstärke). Auch wirtschaftliche Zugeständnisse oder Vereinbarungen waren ein wichtiger Bestandteil dieser Strategie, und man ging weithin von der Annahme aus, dass Handelsvereinbarungen oder Kredite das aggressive Gebaren potenzieller Feinde besänftigen oder gar dazu beitragen könnten, neue Freunde zu gewinnen. Speziell in Großbritannien sprach man über eine allgemeine, umfassende Neuregelung (Chamberlain nannte sie «Grand Settlement»), die erreicht werden könne, wenn man alle Großmächte an einen Tisch zusammen bekäme, um den Vertrag von Versailles und die darauf basierende Nachkriegsordnung zu revidieren. Damit deutete man die – allerdings niemals ernsthaft auf die Probe gestellte – Bereitschaft an, flexibel mit der Nachkriegsordnung umzugehen, solange die Änderungen einvernehmlich auf dem Verhandlungsweg erreicht würden. In den Vereinigten Staaten fand diese Idee Widerhall bei Präsident Roosevelt, der von einem «New Deal for the World» sprach – friedlich auszuhandeln, nachdem man die Aggressorenstaaten sozusagen unter Quarantäne gestellt hätte.

					Der Ehrgeiz, die Krise in den 1930er Jahren noch einzudämmen, erwies sich am Ende als illusorisch. Doch der Ärger in Japan, Deutschland und Italien über die fortgesetzten Bemühungen der Westmächte, den möglichen Schaden durch die aggressiven Neoimperialisten zu begrenzen, ist ein Hinweis darauf, dass die Realität der sich verschlechternden Beziehungen zwischen den betroffenen Staaten mit dem Begriff «Appeasement» nur sehr unzureichend beschrieben ist.[18]

					Unter Roosevelt favorisierte auch die amerikanische Regierung Strategien zur Eindämmung der Neoimperialisten, aber ihre Priorität lag eindeutig darauf, jegliche Bedrohung für die westliche Hemisphäre einzugrenzen. Dabei nahm Roosevelt die Idee sehr ernst – ernster, als es vielleicht nötig gewesen wäre –, Japaner oder Deutsche könnten subversive Wege finden, um die Vereinigten Staaten von Mittel- und Südamerika aus zu bedrohen. Die Neutralitätsgesetze, von isolationistischen Politikern 1935 und nochmals 1937 durch den Kongress gebracht, beschränkten den Handlungsspielraum des Präsidenten, verhinderten jedoch nicht die Bemühungen der Regierung, Bedrohungen für die westliche Hemisphäre einzudämmen, etwa indem die US-Marine nach dem Vinson Act von 1938 bis zur Obergrenze aufgestockt wurde, die im Londoner Flottenvertrag von 1930 genehmigt worden war.[19] Die Angst, deutsche Flugzeuge könnten von Südamerika aus den Panamakanal bombardieren oder die Japaner ihn erobern, führte zu Bestrebungen, die dortigen US-Stützpunkte auszubauen; am Ende wurden dort 134 Heeres-, Marine- und Air-Force-Einrichtungen gezählt.[20]

					Man bemühte sich, der deutschen und japanischen Propaganda sowie den wirtschaftlichen Interessen dieser Länder im Großraum der Westhalbkugel etwas entgegenzusetzen. Man subventionierte proamerikanische Zeitungen und kaufte vorauseilend seltene Rohstoffe auf, die die Aggressorstaaten dringend benötigten. In Brasilien, wo wilde Gerüchte in Umlauf waren, die dort ansässigen deutschen Gemeinden könnten womöglich ans Deutsche Reich «angeschlossen» werden, vermittelte die Washingtoner Regierung einen Waffendeal. 1941 folgte noch die Garantie, man werde Brasilien gegen alle ausländischen Bedrohungen verteidigen.[21] Nichts davon führte jedoch zu einer US-Intervention in den weltweiten Konflikten, wofür Roosevelt auch kein Mandat gehabt hätte. Eine der ersten Meinungsumfragen, die 1936 durchgeführt wurde, ergab, dass eine Mehrheit von 95 Prozent der Befragten die USA aus allen Kriegen heraushalten wollte. Auch im September 1939 waren nur fünf Prozent dafür, Briten und Franzosen zur Hilfe zu eilen.[22]

					Kehrseite der Eindämmungsstrategie war die «Abschreckung». Dieses Wort wurde, lange vor dem atomaren Patt im Kalten Krieg, schon in den 1930er Jahren häufig benutzt. Der Zweck von Abschreckung geht klar und deutlich aus einer Bemerkung Chamberlains in einem Brief an seine Schwester im Vorfeld der polnischen Krise im Jahr 1939 hervor: «Man braucht einfach nicht so viele Offensivkräfte wie zu einem überwältigenden Sieg; alles, was man benötigt, sind hinreichend starke Defensivkräfte, damit die andere Seite unmöglich gewinnen kann – außer mit so hohen Verlusten, dass das Ganze nicht mehr lohnt.»[23]

					Im Laufe der dreißiger Jahre entschieden sich sowohl Großbritannien als auch Frankreich, die Position begrenzter Militärausgaben zu verlassen und enorme Mittel in eine umfassende militärische Vorsorge zu investieren. Die Wiederaufrüstung war keine spontane Reaktion auf das deutsche Vorgehen gegen die Tschechoslowakei und Polen, sondern eine Politik, die mindestens seit 1934 verfolgt wurde, oft gegen beträchtlichen Protest aus der heimischen Bevölkerung, und die von 1936 an in forciertem Tempo fortgesetzt wurde. Mitte der Dreißiger hatte die britische Regierung erkannt, dass die vielfältigen potenziellen Bedrohungen ein großes Aufrüstungsprogramm erforderten. Das Ende 1933 installierte Defence Requirements Committee empfahl 1936 einen wesentlichen Anstieg der Militärausgaben zur Verteidigung des Empires, wobei die Royal Navy Priorität erhielt, neben dem Aufbau einer starken Luftwaffe zu Verteidigungs- wie Angriffszwecken. Man entwarf einen groben Vierjahresplan mit einer massiven Ausgabensteigerung – von 185 Millionen Pfund Sterling im Haushaltsjahr 1936 auf 719 Millionen im Jahr 1939. Nach Einschätzungen des britischen Geheimdienstes würde ein denkbarer Krieg gegen Deutschland nicht vor dem Ende des Jahrzehnts kommen, sodass die britischen und deutschen Rüstungsausgaben letztlich weitgehend im Gleichschritt gesteigert wurden, nur dass Großbritannien 1934 bereits gut bewaffnet war, das Deutsche Reich hingegen noch nicht.[24]

					Die Verteidigung der heimatlichen Inseln wurde ergänzt durch entsprechende Anstrengungen in Übersee. Britische Streitkräfte waren im gesamten Nahen Osten stationiert, im Irak, in Jordanien, Ägypten, Zypern und Palästina. Ägypten galt als besonders wichtig, der Suezkanal wegen der Schifffahrtsverbindung zwischen Europa und den asiatischen Territorien als «Zentrum des Empires». Der Anglo-Ägyptische Vertrag von 1936 gestattete den Briten eine Garnison mit 10000 Soldaten am Kanal, Alexandria blieb als Marinebasis von zentraler Bedeutung. Um das Britische Empire östlich von Suez verteidigen zu können – es ging um mehr als 80 Prozent des britischen Kolonialterritoriums –, wurde 1933 ein großer Marinestützpunkt in Singapur bewilligt und fünf Jahre später fertiggestellt; die Kosten beliefen sich auf 60 Millionen Pfund.[25]

					Die Situation in China stellte infolge der japanischen Übergriffe eine erhebliche Herausforderung dar; die Verteidigung von Hongkong gegen einen entschlossenen japanischen Angriff galt als aussichtslos. Doch ermöglichten Kredite und materielle Hilfe für die nationalchinesischen Streitkräfte den Briten, eine Art von «Stellvertreterkrieg» zu führen – zur Verteidigung chinesischer wie britischer Interessen.[26] Diese Strategie war indes nicht gerade geeignet, die Angst Australiens und Neuseelands zu besänftigen, nun den japanischen Bedrohungen weitgehend isoliert ausgeliefert zu sein. Doch Großbritannien hatte angesichts der Breite seiner weltweiten Verpflichtungen kaum eine andere Wahl, als sein wachsendes Verteidigungsbudget und seine Verteidigungsanstrengungen wohldosiert auf sein gesamtes Weltreich zu verteilen. Dabei fiel für die Einzelnen immer weniger ab.

					Auch Frankreich begann mit seinen Rüstungsanstrengungen auf einer etablierten Grundlage in den 1930er Jahren, wobei das französische Heer wesentlich größer war als das britische und auch die Marine eine beachtliche Größe aufwies. Die Wirtschaftskrise Mitte der dreißiger Jahre ermöglichte nur mäßige Rüstungsausgaben, doch nach der deutschen Remilitarisierung des Rheinlands im Jahr 1936 raffte sich die Volksfrontregierung, bestehend aus Links- und Mitte-Links-Parteien, auf und startete ein großes Wiederaufrüstungsprogramm, das parallel zu Deutschland und Großbritannien 1940 seinen Höhepunkt erreichen sollte. Die Ausgaben stiegen von 15,1 Millionen Francs im Jahr 1936 auf 93,6 Millionen 1939. Für Frankreich lag die Priorität auf dem Bau der Befestigungen in der Maginot-Verteidigungslinie und ihrer Ausstattung mit Waffen und Gerät. Dies schien notwendig, weil man zwischen der deutschen und der französischen Bevölkerung eine demographische Lücke sah.

					Für jenen Teil der Armee, der nicht zur Grenzverteidigung benötigt wurde, arbeitete das französische Oberkommando eine Doktrin aus, die auf dem erfolgreichen Feldzug basierte, der 1918 zum Sieg über Deutschland geführt hatte. Im Zentrum stand eine massive artilleristische Feuerkraft, um eigene Angriffe zu unterstützen oder einen anrennenden Feind zu neutralisieren, damit dann die eigene Infanterie, die noch immer als «Königin der Schlacht» galt, Schritt für Schritt Geländegewinne erzielen konnte, wenn auch mit begrenzter Mobilität. Um die große Feuerkraft wirklich ausschöpfen zu können, war eine stark zentralisierte und zentral geführte «methodische Schlacht» erforderlich, in der «Hilfswaffen» wie Panzer und Flugzeuge nur eine unterstützende Rolle zu spielen hatten, anstatt selbstständig den Weg für die Bewegung im Gelände zu öffnen. Die Schlüsselrolle kam der Artillerie und den Maschinengewehren zu, die Infanterie sollte nur im Tempo des unterstützenden Sperrfeuers vorrücken.[27]

					Dass der Hauptakzent auf die gründliche Vorbereitung des Schlachtfelds im Mutterland gelegt wurde, bedeutete automatisch, dass die französischen Militärplaner dem Kolonialreich weniger Aufmerksamkeit schenkten. Die Kolonien sollten ihre eigenen Verteidigungsausgaben tragen. Die Algerier mussten die 289 Millionen Francs auftreiben, die für die Modernisierung der französischen Marinebasis in Mers-el-Kébir benötigt wurden. In Indochina kam es nicht zum Auf- und Ausbau einer großen Marinebasis, nachdem die Pläne für einen U-Boot-Hafen in der Bucht von Cam Ranh vom Oberbefehlshaber der französischen Marine, Admiral Darlan, abgelehnt worden waren. Dieser stellte klar, dass die französischen Kolonien in Asien im Kriegsfall einfach nicht verteidigt werden könnten.[28]

					 

					Die Rahmenbedingungen für eine Abschreckungspolitik waren zur Zeit des Münchner Abkommens im September 1938 schon viel klarer und zeigten sich im Jahr darauf nochmals deutlicher. Der Doppelansatz von Eindämmung und Abschreckung diente zur Unterstützung von Strategien, die darauf ausgerichtet waren, Großbritannien und Frankreich die Kriegsvermeidung zu ermöglichen, ohne die Glaubwürdigkeit zu gefährden, man sei jederzeit in der Lage, seine globalen ökonomischen und territorialen Interessen zu verteidigen. Freilich ist es ebenso wichtig, daran zu erinnern, dass schon vor Kriegsausbruch im September 1939 demokratische Großmächte kurz davor waren, in einen offenen Konflikt mit neoimperialen Staaten zu geraten. In Südchina existierte ein brüchiger Waffenstillstand zwischen japanischen und britischen Streitkräften, der jederzeit in einen offenen Krieg überzugehen drohte. Ein britischer Konflikt mit Italien stand zweifellos während der Äthiopienkrise 1935/36 im Raum, als es darum ging, die Bedrohung britischer Kolonialinteressen im Nahen Osten und in Afrika in Grenzen zu halten. Im August 1935 wurden 28 Kriegsschiffe und der Flugzeugträger HMS Courageous nach Alexandria beordert – als ausdrückliche Warnung an die Italiener. Die Einheiten der Royal Air Force im Nahen und Mittleren Osten wurden verstärkt, weitere Reserven auf den Weg gebracht. Der örtliche Marinebefehlshaber war auf einen Präventivschlag aus, aber die britischen Stabschefs und die französische Regierung wollten einen Krieg vermeiden, der die Kolonialinteressen in der gesamten Region tatsächlich hätte zum Einsturz bringen können.[29] 1938/39 war es dann die französische Marine, die sozusagen mit den Hufen scharrte, der italienischen Flotte aus heiterem Himmel eine Niederlage zuzufügen. Diesmal standen die britischen Hoffnungen im Weg, Mussolini könne durch vorsichtige Diplomatie noch von Hitlers Seite weggelotst werden.

					Das deutlichste Beispiel für ein «Spiel mit dem Feuer» war jedoch die Tschechoslowakeikrise im Jahr 1938. Die übliche Erzählung von deutschen Drohungen und britischem wie französischem Verrat beim Münchner Abkommen, als die tschechische Regierung gezwungen wurde, die Annexion des deutschsprachigen Sudetenlands hinzunehmen, läuft bekanntlich darauf hinaus, dass diese «Lösung» der Höhepunkt einer fehlgeleiteten und von Schwäche zeugenden Beschwichtigungspolitik gewesen sei. Tatsächlich markierte München aber den Augenblick, in dem Hitler gezwungen wurde, auf den von ihm ersehnten Krieg um deutschen Lebensraum zu verzichten. Zu diesem Zeitpunkt wurde das Risiko einer offenen Konfrontation mit Großbritannien und Frankreich in einem großen Krieg noch für zu hoch erachtet. Aus damaliger Perspektive sah es so aus, als wäre Hitler gezwungen worden, sich mit Gebietsveränderungen zufriedenzugeben, die ihm die Westmächte gestatteten. Es sah also nach einer erfolgreichen Eindämmung aus, wenn auch zulasten der Tschechen. In der Woche vor der Münchner Konferenz waren die Streitkräfte der Briten und Franzosen in Alarmbereitschaft versetzt worden. Die Royal Navy erhielt den Befehl zur Mobilmachung; in Londoner Parks wurden in aller Eile Gräben ausgehoben – als provisorische Luftschutzeinrichtungen. Der französische Mobilmachungsbefehl datierte vom 24. September; eine Million Männer unter Waffen standen bereit. Doch hatten die Oberbefehlshaber der Briten und Franzosen damals nur wenig Hoffnung, die Deutschen durch einen Krieg noch bremsen zu können, denn ihre eigenen Rüstungsprogramme waren noch lange nicht abgeschlossen und die Maginot-Linie wies noch große Lücken auf.[30]

					1914 waren Mobilmachungen der Auslöser gewesen, der Europa in den Ersten Weltkrieg gestürzt hatte. Hitler war auf einen solchen Großkonflikt nicht vorbereitet und beharrte noch wenige Tage vor seinem geplanten Einmarsch in die Tschechoslowakei vor besorgten Befehlshabern auf seiner Meinung, dass Großbritannien und Frankreich nicht eingreifen würden. Trotz der britischen und französischen Ängste, sich am Ende in einem Krieg wiederzufinden, den man nicht gewinnen könne, waren beide Regierungen letztlich nicht bereit, Deutschland freie Hand zu lassen und die Invasion in Tschechien hinzunehmen. Man wollte keinen deutschen Eroberungszug. Am 25. September 1938 konnte man in Berlin hören, Hitler sei wohl «vor entschlossener Haltung Chamberlains» etwas zurückgewichen – eine deutlich vom Üblichen abweichende Meinung über den britischen Premier.[31] Zwei Tage später, als Hitler hoffte, die Mobilmachung befehlen zu können, überbrachte Sir Horace Wilson, ein persönlicher Abgesandter Chamberlains, eine Nachricht, die für den Dolmetscher eigens wiederholt wurde, um sicherzustellen, dass Hitler sie wirklich verstand: Wenn Deutschland die Tschechoslowakei angreife, sei Frankreich vertraglich gebunden, gegen Deutschland in den Kampf zu ziehen. In diesem Fall, fuhr Wilson fort, werde sich Großbritannien «verpflichtet fühlen, Frankreich zu helfen».[32]

					Hitler reagierte wütend und entgegnete, dann werde innerhalb einer Woche in Europa Krieg herrschen. Aber das Treffen beunruhigte ihn. Am nächsten Morgen bestätigte der französische Botschafter die Absicht Frankreichs, sich einer deutschen Invasion zu widersetzen. Als bald darauf eine Delegation unter Leitung von Hermann Göring ankam, wurde Hitler gefragt, ob er nun «auf alle Fälle» Krieg machen wolle. Seine Antwort lautete: «Was meinen Sie – auf alle Fälle? Natürlich nicht!»[33] Übellaunig ging er auf Mussolinis – von den Briten vorgebrachten – Vorschlag ein, die Sache in einer Konferenz zu klären. Sein persönlicher Adjutant Fritz Wiedemann notierte in seinem Tagebuch: «F. [Führer] will keinen Krieg» und «F. denkt vor allem nicht an Krieg mit England». Der Rückzieher in Berlin war offenkundig. «Führer hat nun endlich nachgegeben, aber gründlich», notierte ein anderer Offizier am 27. September in seinem Tagebuch. Und zwei Tage später: «Starke Konzessionen des Führers.»[34]

					Ein europäischer Krieg wurde 1938 nicht nur verhindert, weil die Regierungen in London und Paris ihn fürchteten, sondern auch weil Hitler noch davon abgehalten werden konnte, diese Schwelle zu überschreiten. Bezeichnenderweise wurde Chamberlain, als er nach der Konferenz durch die Straßen Münchens fuhr, von der Bevölkerung umjubelt – man war aufrichtig erfreut, dass der Krieg vermieden werden konnte. Die Reaktionen in Großbritannien und Frankreich waren ebenfalls spontane Erleichterung. Französische Frauen strickten Handschuhe, die sie Chamberlain schicken wollten, falls es in seinem Flugzeug, mit dem er zwischen England und Deutschland pendelte, zu kalt sei. Eine Straße in Paris wurde eiligst in «Straße des 30. September» (Rue de Trente Septembre) umbenannt. Man kreierte einen neuen Tanz, den «Chamberlain», aber das könnte auch ironisch gemeint gewesen sein («Eiertanz»).[35]

					Die Zeitung Le Temps kam am Tag nach der Münchner Konferenz zu dem Schluss, Frankreich habe mit seinen weltweiten kolonialen Verpflichtungen ein «profundes und absolutes» Bedürfnis nach Frieden.[36] Ob beide Staaten 1938 tatsächlich in den Krieg gezogen wären, muss Spekulation bleiben. Aber am Ende blieb die Entscheidung beiden erspart, weil Hitler dieses Mal das Risiko eines großen Krieges noch zu hoch war. Ein Jahr später, als Deutschland die polnische Souveränität bedrohte, gingen beide Staaten das Kriegsrisiko ein, wenngleich sie hofften, Hitler erneut zum Einlenken bewegen zu können. Bis zum letzten Augenblick vor dem deutschen Einmarsch in Polen am 1. September 1939 gingen sie davon aus, dass Hitler, sofern man ihm die Absicht zu kämpfen nur unmissverständlich klarmachte, das Risiko ein weiteres Mal scheuen würde.

					 

					Zwischen September 1938 und September 1939 hatten sich etliche Faktoren verändert, die den Regierungen Großbritanniens und Frankreichs mehr Zuversicht bei der Verfolgung einer strikten Linie gegenüber der deutschen Bedrohung Polens gaben. Trotz aller Erleichterung darüber, dass die Tschechoslowakeikrise ohne größeren Krieg gelöst werden konnte, hegten Chamberlain und Daladier keine Illusionen, dass Gewaltanwendung unvermeidlich sei, um Hitler zu bremsen, falls er weiterhin nach Expansion in Osteuropa strebte. Das schloss die Möglichkeit nicht völlig aus, dass diplomatische Lösungen oder wirtschaftliche Vereinbarungen einer weiteren deutschen Expansion einen Riegel vorschieben könnten, und beides wurde 1939 auch versucht. Doch nachdem deutsche Streitkräfte den tschechischen Staat besetzt hatten und am 15. März 1939 das Protektorat Böhmen und Mähren errichtet worden war, war für die westlichen Demokratien klar, dass der nächste Schritt zum Krieg führen werde. Als Chamberlain kurz danach von seinem Geheimdienst informiert wurde, Deutschland bereite einen Angriff auf Polen vor, gab er im Unterhaus am 30. März eine Beistandsgarantie für Polen ab. Wenige Tage später tat Frankreich denselben Schritt und schloss in seine Garantie auch noch Rumänien und Griechenland ein.

					Beiden Garantiemächten war Polen als solches nicht so wichtig; das Land wurde eher zufällig zum Anlass, wenn auch nicht zur Ursache, für den finalen Showdown zwischen beiden Seiten. Denn die Westmächte wussten nicht, dass Polens Weigerung in den ersten Monaten des Jahres 1939, Deutschland beim Status der Freien Stadt Danzig oder des polnischen «Korridors» durch ehemals preußische Gebiete irgendwie entgegenzukommen, Hitler dazu bewogen hatte, im April 1939 die Vorbereitungen für einen Vernichtungsschlag anzuordnen, der Ende August 1939 beginnen sollte. London und Paris waren nun nach ihren Garantieerklärungen Teil eines unvermeidlichen Konflikts, falls Deutschland seine Drohungen gegen Polen in die Tat umsetzte.

					Im Jahr zwischen der Tschechoslowakei- und der Polenkrise hatten beide Länder sich endlich bereitgefunden, ihre Sicherheitspolitik zu koordinieren. Frankreich war während der dreißiger Jahre durch die Unsicherheit gehemmt gewesen, ob Großbritannien den französischen Streitkräften im Fall eines europäischen Konflikts militärisch beistehen würde. Im Februar 1939 wurden Gespräche zwischen den Generalstäben vereinbart und im Folgemonat ein «Kriegsplan» entworfen, der an die Strategie anknüpfte, die 1918 zum Sieg geführt hatte. Geplant wurde nun eine dreijährige Kampagne, in der man Deutschland durch französische Befestigungsanlagen abwehren und durch eine Wirtschaftsblockade und Luftangriffe so lange schwächen wollte, bis Hitler entweder kapitulierte oder einer anglo-französischen Invasion nichts mehr entgegensetzen konnte. «Wenn wir in der Lage wären», schlussfolgerte dieser Kriegsplan, «die volle Kampfkraft des britischen und des französischen Reiches zu entwickeln, könnten wir dem Ausgang des Krieges mit Zuversicht entgegensehen.»[37]

					Beide Staaten sahen eine Priorität darin sicherzustellen, dass ihre Kolonialreiche 1939 tatsächlich mitzogen, wenn es zum Krieg käme. Im Fall des Britischen Empire war das keineswegs sicher, hatten sich doch die großen Dominions in der Tschechoslowakeikrise geweigert, die Idee eines Kriegszugs mitzutragen. Doch im Frühjahr 1939 gewann Kanadas Premierminister Mackenzie King die innenpolitische Unterstützung dafür, sich Großbritannien bei jedwedem Krieg in Europa an die Seite zu stellen. Die Regierungen von Australien und Neuseeland folgten. Erleichtert wurde ihnen dieser Schritt durch die Fertigstellung der britischen Marinebasis in Singapur im Jahr 1938; auch wollten sie, dass das Commonwealth «mit einer Stimme» spreche. In Südafrika spaltete entschiedener Widerstand der burischen Bevölkerungsteile die weiße Bevölkerung noch bis zum Kriegsbeginn im Jahr 1939. Dann konnte der neue Premierminister Jan Smuts das Parlament davon überzeugen, dass eine Kriegserklärung an Deutschland in Südafrikas ureigenstem Interesse sei, könne man so doch die Drohung eines deutschen Neokolonialismus in diesem Teil der Welt abwenden. In Indien hingegen verkündete der britische Vizekönig Lord Linlithgow nach Kriegsausbruch einfach, das Land würde mitmachen – egal was die indische Bevölkerung davon halte.[38]

					Für Frankreich, das sehr darauf bedacht war, seine Kontinentalstrategie weiter zu festigen, war das Kolonialreich, als es 1939 um die Vorbereitungen für einen Krieg in Europa ging, sogar noch wichtiger als für Großbritannien. Zum Teil wurde die offizielle Propaganda des Salut par l’empire («Rettung durch das Reich») besonders forciert. Während Daladier die straffe Repression seiner politischen Gegenspieler im gesamten Kolonialreich anordnete, wurde in der Öffentlichkeit der Slogan «100 Millionen stark, wir können nicht verlieren» verbreitet. Es wurden Pläne entwickelt, eine große Zahl von Kolonialsoldaten zum Dienst in und für Frankreich zu verpflichten oder französische Soldaten vom Dienst in den Kolonien abzuziehen: fünf westafrikanische Divisionen, eine Division aus Indochina und ein halbes Dutzend Divisionen aus Nordafrika, 1939 insgesamt 520000 Soldaten.[39]

					Bemühungen, die Kolonialwirtschaft zu intensivierter Produktion von kriegswichtigem Material anzuspornen, schlugen weitgehend fehl; die Lieferungen von Rohstoffen und Lebensmitteln für die französischen Kriegsanstrengungen konnten jedoch gesteigert werden. Wohl oder übel sah man es als Vorteil, sich bei der Konfrontation mit dem Feind auf das eigene Kolonialreich verlassen zu können, während die gegnerischen Nachschubwege für Lieferungen aus Übersee jederzeit von der britischen oder französischen Marine unterbrochen werden konnten.

					Nach der Welle der Erleichterung unmittelbar nach dem Münchner Abkommen entsprach die veränderte öffentliche Stimmung dem gewandelten Image des Militärs und der Strategie. Jetzt sprachen sich, kaum dass die Tinte der Unterschriften unter dem Münchner Vertrag getrocknet war, in Meinungsumfragen große Mehrheiten dafür aus, Deutschland keine weiteren Zugeständnisse mehr zu machen. Bei einer Umfrage in Frankreich im Oktober 1938 votierten 70 Prozent dagegen, noch irgendetwas herzuschenken. Bei Umfragen im Jahr 1939 ergab sich, dass 76 Prozent der Befragten in Frankreich und 75 Prozent in Großbritannien den Einsatz von Waffengewalt befürworteten, um den Status von Danzig als Freistaat zu erhalten.[40]

					Signifikanter noch waren die seismischen Verschiebungen, die bei den Einstellungen der Antikriegslobby in beiden Ländern zu beobachten waren. Die Reaktion im Volk auf die europäische Krise unterschied sich stark von der nationalistischen Begeisterung im Jahr 1914. Sie wurzelte jetzt eher in der Überzeugung, dass der Zusammenbruch des internationalistischen Projekts in Verbindung mit dem Aufstieg militaristischer Diktaturen eine grundlegende Herausforderung für die westliche Zivilisation darstelle, die man nicht länger ignorieren dürfe. Die Stimmung war eher resignativ, denn der Krieg war den meisten überhaupt nicht willkommen. Sie wurde jedoch von einem zunehmenden Gefühl der Verantwortung für die demokratischen Werte geprägt sowie von der Ablehnung jenes undeutlich drohenden «Dunklen Zeitalters», das viele Schriftsteller so dramatisch heraufziehen sahen. So schrieb etwa Leonard Woolf 1939 sein Buch Barbarians at the Gate («Barbaren vor der Tür»), um seinen Landsleuten die Brüchigkeit jener modernen Welt vor Augen zu führen, die ihnen so selbstverständlich erschien.[41]

					 

					Die Veränderungen im Jahr 1939 machten den Krieg nicht unausweichlich, aber sie erschwerten es, ihn noch zu vermeiden, nachdem Polen zum Objekt deutscher Aggression geworden war. Der französischen Regierung wäre eine Situation lieber gewesen, in der man noch eine gewisse Übereinkunft mit der Sowjetunion hätte erreichen können, um Deutschland einzukreisen – und in der man überdies Beistand von den USA hätte mobilisieren können, wo 1938 und 1939 große Rüstungsaufträge für Flugzeuge und Flugzeugmotoren platziert worden waren. Trotz eines tiefsitzenden konservativen Misstrauens gegenüber den sowjetischen Beweggründen wurde im Spätsommer 1939 ein Militärabkommen mit der Sowjetunion sondiert, das jedoch an der kompromisslosen Weigerung der polnischen Regierung und des polnischen Oberkommandos scheiterte, sowjetische Truppen auf polnischem Boden zuzulassen.

					Weder die britischen noch die französischen höheren Befehlshaber hielten die Rote Armee für einen nützlichen militärischen Verbündeten, und sie alle übertrieben die mögliche Stärke der polnischen Armee – eine Fehleinschätzung, die von dem polnischen Sieg über die Rote Armee im Jahr 1920 ausging. Als der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt am 24. August 1939 verkündet wurde, tobte Chamberlain wegen des «russischen Verrats», doch war er selbst niemals von einer militärischen Zusammenarbeit mit den Sowjets angetan gewesen. Für beide Regierungen machte der Hitler-Stalin-Pakt auch keinen Unterschied, als es darum ging, ihre Garantieversprechen für Polen im Fall eines deutschen Angriffs einzuhalten.[42] Ob Stalin ein Bündnis mit Frankreich nach Treu und Glauben eingegangen wäre, muss Stoff für Vermutungen und Spekulationen bleiben. Ein Pakt mit Deutschland diente Stalins Interessen jedenfalls weit mehr, und er passte auch besser zu Stalins ideologischer Präferenz, die kapitalistisch-imperialistischen Staaten untereinander Krieg führen zu lassen. Anschließend hätte der Sowjetkommunismus nur noch die zerstörten Reste Europas einsacken müssen.

					Das Kalkül, Hitler könnte angesichts der offenkundigen schnellen Wiederaufrüstung beider Westmächte oder auch durch die Welle antifaschistischer Gefühle, die in allen Demokratien aufwallte, noch abgeschreckt werden, war nicht völlig abwegig. Schließlich war es 1938 mit schwächeren Mitteln gelungen, Hitler dazu zu bringen zurückzustecken. Geheimdienstberichte suggerierten, dass es in Deutschland ernsthafte wirtschaftliche Schwierigkeiten gebe, sogar von der Möglichkeit eines Staatsstreichs gegen Hitler war die Rede. Noch nach Beginn des deutschen Feldzugs in Polen gab Chamberlain Hitler die Gelegenheit, seine Truppen wieder zurückzuziehen, statt einen Weltkrieg zu riskieren. Am 2. September prüfte die italienische Führung kurzzeitig die Idee, analog zu Mussolinis Intervention im September 1938 eine Konferenz einzuberufen. Doch die nicht verhandelbare britische Bedingung lautete, wie Halifax Ciano verdeutlichte: «Rückzug der deutschen Truppen von polnischem Boden.» Damit waren alle Aussichten auf eine friedliche Lösung dahin.[43]

					Historiker haben nach überzeugenden Belegen dafür gesucht, dass Chamberlain sich noch in diesem späten Stadium aus seinen Verpflichtungen herauszuwinden versucht hätte, aber es gibt keine. Nur eine vollständige deutsche Kapitulation vor den britischen und französischen Forderungen nach einem Ende der Gewalt hätte den Weltkrieg noch abwenden können, und ein solcher Ausgang war nach dem 1. September höchst unwahrscheinlich. In diesem Fall hatten Eindämmung und Abschreckung also nicht funktioniert. Chamberlain verkündete den Kriegszustand im Rundfunk am 3. September um 11.15 Uhr, Daladier folgte um 17 Uhr. Eine vorübergehende Allianz der imperialen Eliten und der demokratischen Antifaschisten hatte einen neuen Weltkrieg ermöglicht. «Wir können nicht verlieren», notierte der spätere britische Vizestabschef des Heeres in seinem Tagebuch.[44]

				
					
						Eine Schlacht der Imperien: Der Krieg im Westen

					
					Die Kriegserklärung im September 1939 veränderte das Wesen der Konfrontationen aus den dreißiger Jahren grundlegend. Hitler sah seinen Feldzug in Polen als begrenzten Krieg für deutschen Lebensraum, gerechtfertigt durch die Existenz großer europäischer Imperien, die selbst vor nicht allzu langer Zeit ebenfalls mit Waffengewalt errungen worden waren. Als er am 6. Oktober, eine Woche nach dem Ende des Polenfeldzugs, den Demokratien ein «Friedensangebot» machte, konnte er sich den höhnischen Seitenhieb nicht verkneifen, dass die Staaten, die ihm vorwürfen, nach der Weltherrschaft zu greifen, wenn er sich nur ein paar Hunderttausend Quadratkilometer aneigne, selbst weltweit über vierzig Millionen Quadratkilometer herrschten.[1]

					Für Großbritannien und Frankreich hingegen war der Konflikt ein Kampf gegen die Welle des gewaltsamen Aufbaus neuer Imperien. Sie befanden sich zwar noch nicht im Krieg mit Italien und Japan, aber ihre Sicht der Krise war grundlegend global geprägt. Sie mussten darauf hoffen, dass der Krieg gegen Deutschland keinen der beiden anderen neoimperialen Staaten ermutigte, Vorteile daraus zu ziehen, dass die westlichen Kolonialmächte nun in Europa abgelenkt waren. Ebenso mussten sie darauf hoffen, dass die Sowjetunion den Pakt mit Deutschland nicht ausnutzen würde, von sich aus Druck auf die überdehnten Kolonialreiche der Briten und Franzosen auszuüben. Zugleich suchten London und Paris die moralische Unterstützung der USA und die Bereitstellung von Soldaten, Finanzmitteln und Lieferungen aus ihren Imperien.

					Die zukünftige Gestalt des Zweiten Weltkriegs wurde nicht durch die deutschen Ambitionen in Osteuropa bestimmt, die den Konflikt ausgelöst hatten, sondern durch die britisch-französische Kriegserklärung vom 3. September 1939. Aus deutscher Sicht war der Krieg dem Deutschen Reich durch auswärtige Mächte aufgezwungen worden. In einer Rundfunkansprache an das deutsche Volk am 4. September machte Hitler nicht die westlichen Demokratien verantwortlich, sondern den «jüdisch-bolschewistischen Weltfeind», der diese in den Kampf gehetzt habe.[2] Der Krieg bestand für Hitler nunmehr aus zwei Kriegen: einem gegen die imperialen Feinde des Reiches und einem weiteren gegen die Juden.

					Was 1939 auf die Kriegserklärungen der Briten und Franzosen folgte, war völlig anders als 1914, wo von Anfang an Millionenheere in Aktion traten, was zu hohen Gefallenenzahlen führte. Großbritannien und Frankreich wussten, dass Deutschland in Polen zu sehr gebunden war, um gleichzeitig im Westen angreifen zu können, doch beide Staaten hatten kein Interesse daran, den polnischen Widerstand aktiv zu unterstützen. Die beiden Alliierten hatten sich bereits darauf verständigt, dass Polen nicht zu retten sei. Der französische Oberbefehlshaber, General Maurice Gamelin, hatte den Polen eine begrenzte Zusage gegeben, dass Frankreich fünfzehn Tage nach der Mobilmachung angreifen würde. Am 10. September teilte Gamelin dem polnischen Militärattaché mit, dass die Hälfte seiner Armeen bereits im deutschen Saarland im Einsatz sei, aber das war massiv übertrieben. Eine Handvoll französischer Einheiten war acht Kilometer weit ins Saarland vorgedrungen, hatte 196 Deutsche getötet und sich anschließend wieder zurückgezogen.[3] Dem Schriftsteller André Maurois sagte Gamelin, er werde «den Krieg nicht mit einer Schlacht von Verdun beginnen», also nicht seine Infanterie gegen befestigte deutsche Stellungen vorgehen lassen. Er plante nach seinen Worten einen «wissenschaftlichen Krieg» im Einklang mit der französischen Armeedoktrin.[4]

					Die fast vollständige Untätigkeit im Westen (der erste britische Gefallene war am 9. Dezember ein Soldat, der auf eine französische Landmine getreten war) beflügelte Hitlers Vorkriegshoffnung, dass die Kriegserklärung der Alliierten nur zum Schein erfolgt sei und dass der Westen, wie Albert Speer in seinen Memoiren schrieb, «zu schwächlich sei, zu mürbe und zu dekadent, um ernstlich den Krieg zu beginnen».[5] In den ersten Wochen des Polenfeldzugs ordnete Hitler an der Westfront äußerste Zurückhaltung an, weil er glaubte, mit Polen schnell fertig werden und so Großbritannien und Frankreich vor vollendete Tatsachen stellen zu können.

					Hitler war jedoch sehr darauf bedacht, dass die deutschen Streitkräfte nicht nur in der Defensive verharrten, sobald der Sieg über Polen errungen war. Am 8. September dachte er zum ersten Mal über eine Herbstoffensive im Westen nach. Am Tag der Kapitulation Warschaus, dem 27. September, sagte Hitler dem Oberbefehlshaber und dem Chef des Generalstabs des Heeres in «längeren Ausführungen», die Zeit arbeite für die Alliierten, die bis zum Sommer 1940 ihre Streitkräfte in Frankreich aufbauen könnten. Ein früher Schlag gegen Frankreich über die Niederlande würde jedoch den unvorbereiteten Feind aus den Angeln heben, den Deutschen Aufmarschgebiete, Luft- und Marinestützpunkte für den Schlag gegen Großbritannien sichern und auch das verletzliche Ruhrgebiet vor alliierten Einfällen und Bombardements schützen. Der Plan («Fall Gelb») wurde von Hitler am 9. Oktober als «Weisung Nr. 6 für die Kriegführung» erlassen. Inzwischen hatte er schon den ersten in einer Reihe von Versuchen unternommen, die Alliierten dazu zu bringen, die hoffnungslose Lage Polens, das die beiden Diktatoren Hitler und Stalin nun unter sich aufgeteilt hatten, zu akzeptieren.[6]

					Hitlers Rede vom 6. Oktober traf im Westen auf gemischte Reaktionen; es gab durchaus noch eine Lobby, die für einen realistischen Kompromiss eintrat. Daladier sagte Chamberlain, er solle die Rede ignorieren – «übergehen Sie Herrn Hitler mit Stillschweigen» –, aber die Briten arbeiteten einige Tage an einer Antwort. Winston Churchill, nunmehr Erster Lord der Admiralität (Marineminister), befürwortete einen Antwortentwurf, in dem Raum für «ein echtes Angebot» gelassen werden sollte. Der tatsächliche Antworttext wies dann jeden Gedanken daran zurück, dass ein solcher Angriff hingenommen werden könne. Man räumte Hitler nur die (unwahrscheinliche) Option ein, sich ungestraft aus den eroberten Gebieten zurückzuziehen.[7] Durch diese Zurückweisung wurde Großbritannien in den Augen der deutschen Führung zum Hauptfeind, der, wie Hitlers Worte vom Oberbefehlshaber der Kriegsmarine wiedergegeben wurden, «zum Vernichtungskampf gegen Deutschland entschlossen» sei. Goebbels gab der deutschen Presse die Anweisung, Chamberlain nicht mehr als «unfähigen, hilflosen Regenschirmträger» lächerlich zu machen, sondern ihn als «rachsüchtigen Greis» darzustellen.[8]

					Nachdem Hitler beschlossen hatte, dass eine schnelle Offensive im Westen die sicherste Option sei, versuchte die Führung des Heeres alles in ihrer Macht Stehende, ihm diesen Plan auszureden. Der Polenfeldzug hatte gezeigt, dass mehr Ausbildung, eine bessere Ausrüstung und ernsthaftes Nachdenken über die Taktik auf dem Schlachtfeld erforderlich waren, ehe man eine Konfrontation mit der französischen Armee riskieren konnte, ganz abgesehen vom Bedürfnis nach einer Pause und Neuaufstellungen. Eine Denkschrift des Oberquartiermeisters I im Generalstab des Heeres, Carl-Heinrich von Stülpnagel, vom 24. September 1939 kam zu dem Ergebnis, dass ein groß angelegter Feldzug lieber bis 1942 aufgeschoben werden sollte.[9] Doch Hitler blieb hartnäckig und setzte das Datum für eine Offensive im Westen auf die Zeit zwischen dem 20. und 25. Oktober 1939 fest. Nun kam die Wetterlage der Heeresführung zur Hilfe: Der Winter 1939/40 sollte der härteste des ganzen Jahrhunderts werden. Der Feldzug wurde also auf den 12. November verschoben, dann erneut auf den 12. Dezember und nochmals auf den 1. Januar 1940. Schließlich erfolgte ein Aufschub bis in den Frühling, ohne genaues Datum.

					Während dieser Zeit änderte sich auch der Plan. Im Oktober kamen Hitler Zweifel am direkten Angriff auf Frankreich über die nordeuropäische Tiefebene. Er überlegte stattdessen, die Panzerdivisionen für einen Angriff weiter im Süden zu konzentrieren. Es wurde aber kein neuer Feldzugsplan festgelegt, was Hitlers eigene Unsicherheit widerspiegelte. Auch der Chef des Generalstabs der Heeresgruppe A, Generalleutnant Erich von Manstein, war der Meinung, ein entscheidender Schlag könnte besser geführt werden, wenn man die Panzerdivisionen konzentriert weiter südlich ansetzte. Mit einem Durchbruch durch die Ardennen könne man die in Richtung Belgien vorrückenden Feindtruppen einschließen – der sogenannte Sichelschnitt-Plan. Mansteins Vorgesetzte im Oberkommando des Heeres hielten von dem Plan nicht viel; er wurde nach Stettin versetzt, wo er, um ihn ruhigzustellen, ein neu aufzustellendes Armeekorps erhielt.

					Als geheime Details des ursprünglichen Plans «Fall Gelb» nach der erzwungenen Landung eines deutschen Kurierflugzeugs in Belgien am 10. Januar 1940 in die Hände der Alliierten fielen, hatten sich Hitler und das Oberkommando des Heeres mit weiteren Unsicherheiten hinsichtlich der Stoßrichtung des Angriffs zu beschäftigen. Eher zufällig wurden Mansteins Ansichten Hitler von seinem Chefadjutanten Schmundt mitgeteilt, woraufhin Manstein eingeladen wurde, Hitler am 17. Februar in Berlin seinen Plan persönlich vorzutragen. Hitler war fasziniert und erließ die entsprechende Weisung Nr. 10 für die Kriegführung. Als der Feldzug im Mai 1940 begann, wurde der «Sichelschnitt-Plan» umgesetzt.[10]

					 

					Aufseiten der Alliierten bestand die einzige Gewissheit darin, dass der Krieg erklärt worden war. Jedes weitere Kalkül war mit Unsicherheit behaftet. Hoffnungen, die Polen könnten statt einiger Wochen vielleicht Monate lang Widerstand leisten, lösten sich in Luft auf. Die anglo-französischen Planungen waren jedoch auf einen langen Krieg ausgerichtet. Die deutsche Niederlage sollte letztlich wie 1918 durch eine Kombination aus wirtschaftlichen Engpässen, Desillusionierung des Volkes und massiven militärischen Auseinandersetzungen herbeigeführt werden. Darum war der alliierte Handlungsdrang zunächst gering, selbst wenn die deutsche Wehrmacht jetzt frei war, sich nach Westen zu wenden.

					Die alliierten Geheimdienste und der gesunde Menschenverstand legten den Schluss nahe, dass Deutschland frühestens 1940 bereit und in der Lage wäre, eine Großoffensive zu starten – eher noch später. Gleichwohl kam es im Spätherbst 1939 zu wiederholten Angstzuständen. Das französische Oberkommando sah eine kommende Offensive weitgehend so, wie der ursprüngliche deutsche Plan sie skizziert hatte: Die Maginot-Linie werde den Feind zwingen, in einem engen und gut zu verteidigenden Frontabschnitt irgendwo in Belgien vorzustoßen. Dort würde man die feindlichen Kräfte dann entweder schlagen oder einschließen. Die Alliierten glaubten, dass beim langsamen Aufbau der militärischen Kräfte und der notwendigen ökonomischen Ressourcen die Zeit für sie arbeite.[11] Um die französisch-britische Zusammenarbeit zu dokumentieren, wurde Anfang September 1939 ein Oberster Kriegsrat aus militärischen und zivilen Führern errichtet, wie es schon 1918 der Fall gewesen war. Unverkennbar prägte der Erste Weltkrieg das militärische Denken der Alliierten über das beste Vorgehen in einem neuen Krieg. Im November 1939 wurde verkündet, man wolle «unter maximaler Nutzbarmachung der in den Jahren 1914–1918 gewonnenen Erfahrungen» Kommunikation, Munition, Ölversorgung, Nahrungsmittel, Schifffahrt und den Wirtschaftskrieg gegen Deutschland koordinieren.[12]

					Die militärische Zusammenarbeit erwies sich als recht schwierig, aber nach monatelanger Unsicherheit bestand Gamelin darauf, dass die britischen Einheiten in Frankreich dem Kommando von General Alphonse Georges, dem Oberbefehlshaber der französischen Nordostfront, unterstellt würden. Im November entwarf Gamelin den Operationsplan der Alliierten. Dieser sah einen Vorstoß nach Belgien vor, um eine Linie entlang der Schelde oder der Dyle zu verteidigen. Gamelin sprach sich schließlich für den Dyle-Plan aus, weil dieser versprach, das große französische Industriegebiet im Nordosten zu schützen – trotz des Risikos, dass es acht Tage dauern würde, bis man den Fluss erreicht hätte, um eine solide Abwehrfront aufzubauen. Das kleine britische Expeditionskorps sollte zu den Armeen gehören, die auf Belgien vorrückten.

					Als Stolperstein erwies sich allerdings Belgiens Neutralität, denn 1936 hatte die belgische Regierung den französisch-belgischen Verteidigungsvertrag von 1920 gekündigt. Hartnäckig weigerten sich die Belgier – bis zu dem Augenblick, als deutsche Soldaten 1940 die Grenze überschritten hatten –, gemeinsame militärische Konsultationen vorzusehen oder den Alliierten das Betreten belgischen Bodens zu gestatten. Die Neutralität des Landes sollte auf gar keinen Fall gefährdet werden.[13] Folglich musste der Dyle-Plan der Franzosen in höchster Eile aktiviert werden, wenn überhaupt. Gamelin hielt trotzdem daran fest, weil er überzeugt war, dass eine methodische Offensive/Defensive im neutralen Belgien die beste französische Option sei. Die deutschen Operationspläne, die im Januar 1940 in alliierte Hände gefallen waren, legten kein Umdenken nahe, sondern bestätigten die Ansicht, dass die Errichtung einer Front in Belgien die richtige Entscheidung gewesen war.[14]

					Der lange Zeitraum relativer Inaktivität, heute als «Sitzkrieg» bekannt, war mit Sicherheit nicht unproblematisch. Die öffentliche Meinung brauchte militärische Erfolge, damit sich das zeitweilige innenpolitische Bündnis für die deutliche Kriegserklärung aufrechterhalten ließ. So bedauerte die französische Revue des Deux Mondes, der «kriegerische Frieden» habe sich in einen «friedlichen Krieg» verwandelt, und die New York Times brachte im Oktober 1939 die Schlagzeile «38 Kriegsreporter suchen einen Krieg».[15] Die Niederlage Polens und Hitlers Friedensangebot vom Oktober hatten jene Kreise gestärkt – vorwiegend auf der faschistenfreundlichen Rechten oder der pazifistischen Linken –, die einen Kompromissfrieden forderten, aber es gab auch Anzeichen einer noch weitergehenden Desillusionierung über den Krieg. Britische Meinungsumfragen vom Oktober 1939 und Februar 1940 fanden heraus, dass eine wachsende Zahl Friedensgespräche wollte: Der Anteil der Befragten stieg von 17 Prozent im Oktober auf 29 Prozent im Februar.[16]

					Die umfangreichen Streitkräfte der Alliierten, die im Winter 1939/40 mobilisiert worden waren, saßen bei starkem Frost an der französischen Grenze und taten sich schwer, noch einen Funken Begeisterung für einen Krieg aufzubringen, der mit ihrer trostlosen, demoralisierenden Alltagsroutine anscheinend nichts mehr zu tun hatte. Der französische Philosoph und Frontsoldat Jean-Paul Sartre lamentierte, alles, was er und seine Kameraden täten, sei zu essen, zu schlafen und so gut wie möglich der Kälte zu trotzen. «Das ist alles. (…) Man ist genau wie die Tiere.» Einem britischen Wehrpflichtigen, der in einer frostigen Unterkunft festsaß, kam es so vor, als hätte sich «das Drama in eine Farce verwandelt».[17]

					Trotz aller Bemühungen, die Fäden der Zusammenarbeit aus dem vorherigen Krieg wieder aufzunehmen, blieb ein Rest an Misstrauen zwischen beiden Alliierten, nicht zuletzt, weil sich die französische Regierung und das Oberkommando fragten, ob die Briten sich für einen Landkrieg zur Verteidigung Frankreichs hinreichend einsetzten. Die britische Entscheidung, Streitkräfte und Ausrüstung in den Schlüsselbereichen ihres Empires zu belassen, lief den französischen Absichten zuwider, Kolonialtruppen in großer Zahl für den Kampf im französischen Mutterland zu rekrutieren. Schon zu Beginn der anglo-französischen Diskussionen wurde klar, dass der Aufbau eines britischen Expeditionskorps nicht schnell genug vorankam, um einem deutschen Angriff irgendwann im Jahr 1940 gewachsen zu sein. Die mobilgemachten französischen Streitkräfte umfassten 84 Divisionen, dazu 23 Festungsdivisionen zur Besetzung der Maginot-Linie. Weil der französische Geheimdienst (fälschlich) kalkulierte, die Deutschen würden mit 175 Divisionen anrücken, war also noch eine große Lücke auszufüllen.[18]

					Die Wahrnehmung des britischen Beitrags wurde allerdings auch dadurch verzerrt, dass die Briten in den 1930er Jahren den Schwerpunkt auf Luftwaffe und Marine gesetzt und das Heer relativ stark vernachlässigt hatten. Nach fast vier Kriegsmonaten hatten sie lediglich fünf Divisionen nach Frankreich geschickt. Weitere acht unzureichend ausgestattete Divisionen der Territorialarmee kamen erst zum Zeitpunkt des deutschen Einfalls hinzu. Die erste und einzige britische Panzerdivision trat in die Schlacht ein, nachdem diese bereits begonnen hatte. Das Höchstmaß dessen, was die britischen Stabschefs anzubieten hatten, war eine Armee aus 32 Divisionen Ende 1941; und selbst das war noch der frühestmögliche Zeitpunkt.[19] Die Luftunterstützung für den Feldzug in Frankreich war ebenfalls recht begrenzt. Der Aufbau der Jäger- und Bomberluftwaffe in den späteren Dreißigern war zur Verteidigung der Britischen Inseln und zum Gegenschlag gegen deutsche Luftangriffe gedacht. Die Royal Air Force zögerte, dieses strategische Profil aufzugeben, und die Folge war, dass die große Mehrzahl der britischen Flugzeuge in Großbritannien blieb. Im Mai 1940 waren in Frankreich nur rund 250 RAF-Flugzeuge im Einsatz, kaum mehr, als die belgische Luftwaffe anzubieten hatte (184 Flugzeuge).[20]

					Die direkten Einsatzvorbereitungen gingen von der Annahme aus, dass irgendwann Deutschland der Hauptfeind sein werde. Doch es gab, nachdem nun Krieg herrschte, keine Sicherheit in der Frage, was in der weiten Welt sonst noch geschehen werde. Italiens Rolle war schwer einzuschätzen, seit feststand, dass Mussolinis Erklärung der «Nichtkriegführung» (ein für die Achsenmächte erträglicherer Begriff als «Neutralität») vom September 1939 ernst gemeint war. Die französische Marine hatte den Krieg begonnen, indem sie eine Handelsblockade über Italien verhängte, die jedoch schon am 15. September wieder aufgehoben wurde – im Gegenzug für ein Handelsabkommen, das den französischen Streitkräften im Austausch für Devisen und Rohstoffe italienische Flugzeuge, Flugzeugmotoren und FIAT-Lastwagen zusicherte. (Mussolini weigerte sich allerdings, auch die Briten mit Flugzeugen zu beliefern.) Graf Ciano sagte dem französischen Botschafter in Rom: «Erringt ein paar Siege, dann stehen wir an eurer Seite.»[21]

					Die Briten verstärkten ihre Garnison am Suezkanal und legten Vorräte für einen möglichen zweiten Kriegsschauplatz an. Die Alliierten behandelten Mussolini als Opportunisten, dem die Gelegenheit zum Überlaufen noch nicht reizvoll genug war.[22] Auch die Haltung Japans war nicht eindeutig. Die japanischen Streitkräfte in Südchina übten im Sommer 1939 zunehmenden Druck auf Franzosen und Briten aus, alle Handelsverbindungen mit Südchina zu beenden. Nach dem Kriegsausbruch in Europa zog sich die Schlinge immer weiter zu. Aus der Enklave in Tianjin zogen sich die französischen und britischen Streitkräfte zurück, und das britische Chinageschwader wurde nach Singapur verlegt. Hongkong wurde von den Japanern abgeriegelt; chinesische Schiffe, die aus der Kolonie auszulaufen versuchten, wurden wiederholt von der japanischen Marine beschossen und versenkt. Die Briten hatten kein Verlangen nach einem regelrechten Krieg mit Japan, aber die Interessen der Alliierten in China überlebten den Winter nur, weil die Chinesen sich den Japanern weiterhin widersetzten.[23]

					 

					Die gefährlichste Ungewissheit war jedoch die Haltung der Sowjetunion. Vom Augenblick des Hitler-Stalin-Pakts im August 1939 an behandelten die beiden Westalliierten die Sowjetunion als potenziellen Feind; im Pakt sahen sie praktisch eine Allianz. Stalin hoffte, wie wir heute wissen, dass durch den Pakt ein neues «Gleichgewicht» in Europa rund um eine deutsch-sowjetische Achse geschaffen werden könne. «Diese Zusammenarbeit», sagte er zu Ribbentrop, «stellt eine Macht dar, der alle anderen Kombinationen weichen müssen.»[24] Nach der sowjetischen Invasion und Besetzung Ostpolens und im Zeichen des anschließenden Drucks auf die baltischen Staaten, zu ihrem Schutz sowjetische Truppen ins Land zu lassen, gingen die Alliierten vom Schlimmsten aus. Chamberlain und Daladier, beide zutiefst antikommunistisch eingestellt, fürchteten, dass der Krieg gegen Deutschland die Sowjetunion dazu verleiten könnte, in den Mittleren Osten oder in die asiatischen Reiche vorzudringen. Im Oktober erstellte die britische Botschaft in Moskau eine lange Analyse zur Frage eines möglichen Krieges mit der Sowjetunion, und obgleich die britischen Stabschefs weiterhin das Risiko eines Großkonflikts scheuten, blieb ein solcher Krieg im Bereich des für die Alliierten Möglichen.[25]

					Als die Sowjetunion am 30. November 1939 Finnland angriff, nachdem die Regierung in Helsinki sich geweigert hatte, den sowjetischen Streitkräften Stützpunkte in ihrem Land zu überlassen, kam es zu einer Welle wütender Proteste in Großbritannien und Frankreich. Die Botschafter wurden aus Moskau abberufen, und am 14. Dezember übernahmen beide Großmächte die Initiative für einen Ausschluss der Sowjetunion aus dem Völkerbund. In London, wo es zu einer wüsten antisowjetischen Pressekampagne kam, fragte sich der sowjetische Botschafter Iwan Maiski: «Wer ist der Feind Nummer eins? Deutschland oder die UdSSR?»[26]

					Der sowjetisch-finnische Krieg zog Skandinavien unerwartet in den Zweiten Weltkrieg hinein. Den Alliierten wurde plötzlich die strategische Brisanz der Region bewusst, falls entweder die Sowjetunion oder Deutschland hier zur Herrschaft gelangten oder Besatzungsmacht würden. Skandinavien war im Besitz strategisch wichtiger Rohstoffe, vor allem von hochwertigem Eisenerz, während die norwegische Küste mögliche Luftwaffen- und Marinebasen für Angriffe auf Großbritannien bot. Die Finnen erhielten begrenzte Militärhilfe (circa 175 britische und französische Flugzeuge, 500 Geschütze), und britische Planer entwarfen zwei mögliche Operationen (mit den Codenamen «Avonmouth» und «Stratford»), die beide im Februar 1940 vom Supreme War Council (Obersten Kriegsrat) gebilligt wurden. Im ersten Fall ging es um die Entsendung einer kleinen anglo-französischen Truppe zum norwegischen Hafen Narvik, die von dort auf schwedisches Gebiet vordringen und die Kontrolle über die Eisenerzbergwerke sichern sollte. Der zweite Plan sah vor, drei zusätzliche Divisionen zum Aufbau einer Verteidigungslinie in Südschweden zu entsenden. Weder Norwegen noch Schweden gaben jedoch ihr Einverständnis, und im März 1940 legte auch das britische Kriegskabinett sein Veto gegen die ganze Idee ein – trotz massiven französischen Drucks für ein militärisches Eingreifen.[27]

					Die erschöpften Finnen schlossen am 12. März 1940 einen Friedensvertrag mit Moskau, noch bevor irgendein Plan der Alliierten umgesetzt werden konnte. Die finnische Niederlage im «Winterkrieg» provozierte jedoch die erste von zwei größeren Krisen unter den Alliierten beim Thema Skandinavien. In Frankreich war die politische Feindschaft zu Daladier im Frühjahr gewachsen, als ihm Antikommunisten vorwarfen, nicht aktiv genug gegen die Sowjetunion vorzugehen, während es der Mitte und der politischen Linken missfiel, dass die Regierung mit Deutschland nicht zurechtkam. Der Ministerpräsident, der als unentschlossen galt, wurde am 20. März zum Rücktritt gezwungen, blieb jedoch Verteidigungsminister. Regierungschef wurde Finanzminister Paul Reynaud, der als das genaue Gegenteil von Daladier gesehen wurde: impulsiv, aktiv und kampfeslustig. Fast umgehend schrieb er Chamberlain, es sei jetzt erforderlich, den psychologischen und moralischen Auswirkungen der finnischen Niederlage entgegenzutreten, und zwar durch «kühne und prompte» Aktionen.[28]

					Reynaud bevorzugte jedoch Aktionen, die sich nicht an der Frontlinie zu Deutschland abspielten – so, wie man es auch schon unter Daladier im Sinn gehabt hatte. Die Briten sollten die Initiative in Skandinavien übernehmen und die deutschen Nachschubrouten für das schwedische Eisenerz verminen. Außerdem forderte Reynaud eine im Irak und in Syrien stationierte gemeinsame anglo-französische Luftwaffe, die die sowjetischen Ölfelder im Kaukasus bombardieren sollte; dadurch würde auch der deutsche Ölnachschub ernsthaft beeinträchtigt. Dieser Kaukasusplan erhielt mehr Aufmerksamkeit, als er verdiente. In einem britischen Bericht hieß es zum Beispiel, mit drei Bomberstaffeln könne man diese Ölfelder ausschalten und so «die sowjetische Kriegsmaschinerie lähmen». Doch für diese Behauptung gab es nicht die geringsten Belege. Nur der Widerstand im britischen Kriegskabinett gegen das unweigerlich damit verbundene Risiko eines Großkriegs mit der Sowjetunion verhinderte die Umsetzung dieser Operationspläne.[29]

					Im Fall Norwegens blieb Reynaud hartnäckiger, doch die Briten bevorzugten einen Schwerpunkt gegen die Gefahr im Westen; sie wollten lieber Minen entlang des Rheins legen, um den deutschen Aufmarsch zu verlangsamen. Diesen britischen Vorschlag lehnte wiederum das französische Kabinett ab – aus Angst, im Gegenzug könnten die französischen Flüsse von Deutschen vermint werden. Das Patt endete schließlich, als die Briten sich bereit erklärten, norwegische Gewässer zu verminen, wenn die Franzosen ihre Zustimmung gäben, dass später im Jahr auch der Rhein vermint würde. Als Datum für die Operation vor der norwegischen Küste («Operation Wilfred») wurde der 8. April 1940 festgelegt.[30]

					Diese norwegische Operation endete einen Monat später mit Chamberlains Rücktritt, der wie Daladier ein Opfer der Inkompetenz der alliierten Strategie in Skandinavien wurde. Weder der britische noch der französische Geheimdienst hatte rechtzeitig ernsthaft vor der deutschen Invasion in Dänemark und Norwegen gewarnt, die am Morgen des 9. April 1940 begann. Die Nachricht, dass eine deutsche Flotte auf dem Weg durch die Nordsee sei, kam am Abend des 8. April von der Nachrichtenagentur Reuters.

					Die deutschen Planungen für eine mögliche Operation in Skandinavien reichten viele Monate zurück. Am 12. Dezember gab die Führung in Berlin eine Untersuchung in Auftrag, ob es mit Deutschlands begrenzten Marineressourcen möglich sei, Norwegen zu besetzen und so die Eisenerzlieferungen zu sichern. Hitler lag viel daran, dass Norwegen nicht von den Briten besetzt würde. Hinzu kam jedoch die Sorge, die Sowjetunion könnte ihre aggressive Präsenz in der Region dazu nutzen, um Nordnorwegen zu besetzen.

					Im Januar wurde General Nikolaus von Falkenhorst zum Befehlshaber einer kombinierten Operation von deutschen Marine-, Luft- und Heereskräften ernannt, die unter dem Codenamen «Weserübung» ablief.[31] Die deutsche Führung hoffte, dass ein vom norwegischen Nationalsozialisten Vidkun Quisling provozierter politischer Aufstand militärische Aktionen vielleicht noch überflüssig machen würde, doch Quislings Einfluss war maßlos überschätzt worden. Als das Interesse der Alliierten in und an Skandinavien zunahm, gab Hitler am 1. März die Weisung für den «Fall Weserübung» heraus.[32] Es war eine komplizierte und riskante Operation zu einer Zeit, als der Schwerpunkt der deutschen militärischen Vorbereitungen im Westen lag. Aber nach Hitlers Einschätzung waren die Risiken einer alliierten Flanke im Norden einfach zu groß.

					Am 2. April befahl Hitler, dass die Operation in einer Woche beginnen sollte. So waren am 8. April, als die Briten mit der Verminung begannen, deutsche U-Boote, Truppentransporter und Kriegsschiffe bereits auf See, um deutsche Landeoperationen in Narvik und Trondheim zu unterstützen, während deutsche Fallschirmjäger die erste Operation ihrer Art gegen die norwegische Hauptstadt Oslo vorbereiteten. Am Morgen des 9. April überschritten deutsche Truppen die dänische Grenze. Nach einem kurzen Feuergefecht, bei dem 16 dänische Soldaten fielen, kapitulierte die dänische Regierung. Deutsche Fallschirmjäger und luftgelandete Infanterie besetzten die wichtigsten Flugplätze in Südnorwegen, während Transportschiffe Truppen und Ausrüstung entlang der Südküste Norwegens an Land brachten. Zur Unterstützung der Invasion kamen in den beiden nächsten Monaten per Luft und See 107000 Soldaten, 20339 Fahrzeuge und 101000 Tonnen Ausrüstungsgüter an. Anfang Mai unterstützten mehr als 700 Flugzeuge die deutschen Operationen.[33]

					Schon bald kontrollierten die deutschen Streitkräfte den größten Teil Süd- und Mittelnorwegens, trotz unerwartet heftigen norwegischen Widerstands. Zwischen dem 15. und 19. April landete eine gemeinsame Truppe aus Briten, Franzosen und Polen an drei Punkten entlang der Küste, die für kurze Zeit Narvik, wo die deutschen Einheiten unterlegen waren, unter ihre Kontrolle brachte. Obwohl die Verluste der deutschen Kriegsmarine verhältnismäßig hoch waren (drei Kreuzer, zehn Zerstörer, vier U-Boote und achtzehn Transportschiffe), zeigte der Feldzug doch die offenkundige Stärke der deutschen Wehrmacht bei ihrer, wie sich herausstellte, einzigen verbundenen Operation der Wehrmachtteile. Nahtlose Luftunterstützung, effizienter Einsatz von Artillerie und Infanterie, die in enger Abstimmung vorgingen, vergrößerten zusammen mit wirkungsvollen Nachrichtenverbindungen die Kampfkraft der deutschen Truppen. Sie demoralisierten die alliierten Soldaten, von denen die meisten noch niemals rauhes Gebirgsgelände gesehen, geschweige denn in ihm gekämpft hatten. Am 26. April gaben die Briten Trondheim auf. Narvik hielten die alliierten Truppen noch bis zum 8. Juni, dann wurden die verbliebenen 24500 Soldaten zurück nach Großbritannien gebracht. Der deutsche Sieg in Norwegen stand allerdings schon Anfang Mai fest. Bei der Besetzung Dänemarks und Norwegens hatten die Deutschen 3692 Gefallene und Vermisste zu verzeichnen, die Alliierten 3761 Gefallene.[34]

					 

					Das Scheitern in Norwegen machte Reynaud wütend, hatte er seinen Neuanfang als Premier doch ganz auf den versprochenen Erfolg ausgerichtet. Die Briten, beschwerte er sich Ende April, seien «alte Männer, die nicht wissen, wie man ins Risiko geht». Die öffentliche Meinung in Großbritannien richtete sich, als die Nachricht vom Debakel durchdrang, gegen Chamberlain. Einen Großteil der Schuld für die schlechte Vorbereitung und Durchführung der alliierten Intervention trug zwar Marineminister Churchill, aber die Pressekampagne Anfang Mai zielte auf den Premierminister.

					Die politische Krise erreichte ihren Höhepunkt am 8. Mai, als das Unterhaus über Norwegen debattierte. Chamberlain sah nach den Worten eines Augenzeugen «todunglücklich und verschrumpelt» aus, als er sein Vorgehen gegen wütende Attacken verteidigte. Eine große Anzahl der eigenen Unterstützer stimmte, als es auf Antrag der Labour-Opposition zur Abstimmung kam, gegen ihn. Am folgenden Tag entschloss sich Chamberlain zum Rücktritt.[35] Der einzige konservative Politiker, mit dem die Oppositionsparteien zusammenarbeiten wollten, war Winston Churchill, und so wurde dieser am 10. Mai 1940 neuer Regierungschef.

					Innerhalb von sechs Wochen hatten also beide Demokratien wegen des Misserfolgs in Skandinavien schwere politische Krisen zu überstehen. Darum ist es umso bemerkenswerter, dass die eine gemeinsame Überzeugung, die beide Alliierte noch vereinte, der erwartete Sieg über Deutschland war. Das Scheitern in Skandinavien war ein schwerer Rückschlag, aber man rechnete trotzdem damit, dass die Strategie der militärischen Eindämmung Deutschlands funktionieren werde. Dass beide Regierungen auf die Turbulenzen, die in den kommenden beiden Monaten folgen sollten, auch nur annähernd vorbereitet waren, lässt sich aber kaum erkennen.

					Am selben Morgen, als Churchill zum Premierminister ernannt wurde, begannen die deutschen Truppen mit ihrer Westoffensive. Die Geheimdienste der Alliierten waren diesmal besser vorbereitet. Anders als in Norwegen basierte die Strategie der Alliierten darauf, sich dem deutschen Angriff zu widersetzen, statt einen eigenen zu starten. Trotzdem scheiterten die Geheimdienste ganz entscheidend: Sie konnten die Art und Weise des deutschen Angriffs überhaupt nicht voraussehen, der in Rekordzeit alle alliierten Vorbereitungen über den Haufen warf – ein unerwarteter Erfolg, der sogar die deutschen Befehlshaber überraschte. Viele von ihnen hatten sich wie ihre alliierten Gegenspieler eine Wiederholung der Kämpfe an der Westfront des Ersten Weltkriegs vorgestellt – einen Stellungskrieg, falls der Bewegungskrieg scheiterte. Stattdessen fielen bei deutschen Verlusten von 27000 Mann die Niederlande, Belgien, Luxemburg und Frankreich zur Gänze unter deutsche Kontrolle. Nichts hätte sich von den Erfahrungen, die die Generale auf beiden Seiten der Front 25 Jahre zuvor gemacht hatten, stärker unterscheiden können als dieser Kriegsverlauf. Noch während des Krieges und lange danach versuchten die Alliierten, ihre Demütigung angesichts überwältigender deutscher Stärke zu erklären, die durch Jahre fieberhafter Wiederbewaffnung ermöglicht wurde – im schrecklichen Kontrast zu den trägen, unkoordinierten Bemühungen des Westens.

					Historiker haben dieses düstere Bild inzwischen ein wenig aufgehellt. Sie konnten zeigen, dass die Bilanz der Gesamtressourcen, die beiden Seiten zur Verfügung standen, zum Vorteil der Alliierten ausfiel, teils sogar deutlich. Für die Nordostfront in Frankreich standen 151 französische, belgische, niederländische und britische Divisionen bereit, ihnen standen 135 deutsche Divisionen, darunter 42 Reservedivisionen gegenüber. Auf alliierter Seite gab es 14000 Geschütze, auf deutscher 7378. Die Zahl der alliierten Panzer, von denen viele an Feuerkraft und Panzerung ihren deutschen Counterparts überlegen waren, betrug 3874, sie trafen auf 2439 deutsche. Auch in der Luft, wo Deutschland Ende der 1930er Jahre stark überlegen schien, fiel die Bilanz zugunsten der Alliierten aus; Schätzungen schwanken zwischen 4500 und 5400 Flugzeugen (einschließlich Reservemaschinen). Die beiden deutschen Luftflotten 2 und 3 verfügten dagegen am 10. Mai 1940 über 3578 Flugzeuge, von denen 2589 einsatzbereit waren.[36]

					Diese Zahlen sind zwar nicht falsch, doch in vieler Hinsicht irreführend. So sind etwa in den Zahlen für Heeres- und Luftwaffenstärke die belgischen und niederländischen Streitkräfte mitgerechnet. Doch keine der beiden kleinen Armeen verfügte über Pläne, die mit Frankreich abgestimmt waren; beiden kleinen Luftwaffen fehlte es an mit Frankreich und Großbritannien koordinierten Verteidigungsplänen. So wurden sie in ihren Stützpunkten schon am ersten Tag des Westfeldzugs so gut wie ausgeschaltet. Parität in der Luft war auch für Frankreich und Großbritannien eine statistische Illusion. Das französische Oberkommando verfügte am 10. Mai nur über 879 einsatzbereite Flugzeuge an der Front mit den Deutschen, während das britische Kontingent von 416 Flugzeugen nur einen Bruchteil der fronttauglichen 1702 Flugzeuge darstellte, die der Royal Air Force zur Verfügung standen, jedoch zur Verteidigung auf der Insel blieben. Die übrigen französischen Flugzeuge, von denen ein Gutteil 1940 schon veraltet war, befanden sich in Depots oder auf Flugplätzen im Rest des Landes. 465 waren sogar in Nordafrika stationiert, für den Fall einer italienischen Offensive. Zudem waren die Flugzeuge, auf die es beim Fronteinsatz entscheidend ankam, meist einzelnen Truppenteilen zugeordnet statt konzentriert und koordiniert zu operieren. Dadurch wurde der Unterschied zur zentral geführten und konzentriert eingesetzten deutschen Luftwaffe noch wesentlich deutlicher. Tatsächlich standen damals den 3578 (beziehungsweise 2589) deutschen Flugzeugen aufseiten der beiden Westalliierten nur 1300 Flugzeuge gegenüber.

					Bei der Artillerie war die Lücke zwischen deutschen und alliierten Beständen weit weniger signifikant, als es die reinen Zahlen suggerieren. Die Franzosen verließen sich zum großen Teil auf ihre Geschütze von 1918, während im Mai 1940 zu wenige ihrer modernen 47-mm-Panzerabwehrkanonen samt dafür ausgebildeten Mannschaften zur Verfügung standen. So verwendeten viele Divisionen nur die 37-mm-Kanonen aus dem Ersten Weltkrieg, die gegen moderne Panzer unwirksam waren. Auch Flugabwehrgeschütze waren knapp: Die Deutschen hatten 9300, die Franzosen nur 3800.[37] Obwohl die besten französischen und britischen Panzer Kanonen mit größerem Kaliber und stärkere Stahlplatten als die besten deutschen Panzer hatten, waren diese nur ein kleiner Teil der gesamten Panzerkräfte. Die französischen Panzer waren langsam und hatten einen hohen Kraftstoffverbrauch. Noch wichtiger war jedoch, wie die Panzertruppen organisiert waren. Die deutsche Wehrmacht fasste alle Panzer in zehn Panzerdivisionen mit verbundenen Waffen und sechs motorisierten Divisionen zusammen. Diese konzentrierte Streitmacht diente als Speerspitze einer ansonsten weitgehend aus Infanterie und Pferdegespannen bestehenden Armee. Die Panzer sollten die feindliche Linie durchstoßen und Verwirrung stiften. Französische Panzer, die der drei leichten mechanisierten Divisionen (DLM) und der drei Reservepanzerdivisionen (DCR), sollten dagegen nur im Zusammenhang des Infanteriegefechts eingesetzt werden. Ihre Aufgabe war es eher, einen feindlichen Durchbruch zu verhindern, statt als selbstständige operative Einheiten zu wirken. Von den 2900 französischen Panzern befanden sich nur 960 in diesen mechanisierten Einheiten, der Rest war auf die normalen Divisionen verteilt. Natürlich hatte, im Gegensatz zur Wehrmacht, keiner ein modernes Panzerkampftraining gesehen oder gar absolviert.[38] Die wichtige Schlussfolgerung zum Kampfkraftvergleich an der Westfront im Mai 1940 lautet also, dass die deutsche Seite jeweils vor Ort und genau in den Punkten überlegen war, auf die es gerade ankam.

					Diese Unterschiede wurden durch die von beiden Seiten gewählte Strategie noch verstärkt. Weil die Niederlage Frankreichs der kritische Wendepunkt des Krieges war, lohnt es, diesen Punkt im Detail zu untersuchen. Der deutsche Streit, wie «Fall Gelb» ablaufen sollte, war im März 1940 vollständig beigelegt. Die deutschen Streitkräfte bestanden aus drei Heeresgruppen: Die Heeresgruppe B mit drei Panzerdivisionen sollte in die Niederlande und Belgien in Richtung Frankreich vorstoßen und die Masse der französischen und britischen Truppen zu einer Gegenoffensive nach Belgien locken. Die Heeresgruppe C stand hinter dem deutschen Westwall, um die 36 französischen Divisionen in der Maginot-Linie festzunageln. Entscheidend war Heeresgruppe A unter Generaloberst Gerd von Rundstedt, die mit sieben Panzerdivisionen den südbelgischen Ardennen und Luxemburg gegenüberstand. Sie sollte schnell durch das bewaldete Mittelgebirge vordringen, am dritten Angriffstag die Maas überqueren und dann nach Nordwesten zur Kanalküste vorstoßen. Auf ihrer offenen linken Flanke sollte sie einen Verteidigungsschirm aufbauen und gleichzeitig die alliierten Truppen vor ihrer Front einschließen und deren Widerstand brechen. Der Erfolg des Plans hing davon ab, ob die französische Armee die Köder der deutschen Offensive durch Nordbelgien schluckte. Ein genauestens ausgearbeiteter Täuschungsplan sorgte dafür, dass der Eindruck entstand, hier liege wirklich die deutsche Hauptangriffsrichtung.

					Letztlich war diese List aber gar nicht erforderlich, weil Gamelin und das französische Oberkommando sich längst zum Vormarsch nach Belgien entschlossen hatten. Im März entschied Gamelin sogar, das Risiko der Alliierten durch die sogenannte «Breda-Variante» noch auszuweiten, die einen schnellen Aufmarsch der französischen Elitetruppe, der 7. Armee (zuvor ein Reserveverband), quer durch Belgien vorsah. Mit Unterstützung des britischen Expeditionskorps wollte man auf diese Weise eine Verbindung zur niederländischen Armee herstellen und eine durchlaufende Verteidigungsfront bilden. Breda war noch weiter von der französischen Grenze entfernt als die Dyle, aber Gamelin ging das Risiko ein, dass 30 alliierte Divisionen es rechtzeitig bis zur holländischen Front schaffen würden, um einen deutschen Durchbruch zu verhindern. Insgesamt sollten so im Norden 60 alliierte Divisionen 29 deutschen gegenüberstehen. Im Südabschnitt der Front war das Kräfteverhältnis umgekehrt: 18 alliierte Divisionen gegen 45 deutsche.

					Seit Jahren hatte sich bei den Franzosen die Meinung verfestigt, die Ardennen seien für moderne Armeen praktisch unpassierbar. Deshalb waren hier als Sicherung nur eine leichte belgische Schutztruppe und sieben schlecht ausgerüstete französische Reservedivisionen eingesetzt.[39] Für beide Seiten waren die Risiken außerordentlich hoch, und beide waren im Denken von 1918 gefangen, nur auf unterschiedliche Weise. Gamelin, und auch britische Kommandeure, wollten die durchlaufende Stellungsfront und die methodische Materialschlacht wieder aufleben lassen, die die Deutschen damals zermürbt hatten. Er war überzeugt, dass es wieder dazu kommen werde. Auch die deutschen Generale fürchteten dieses Ergebnis und setzten deshalb alles auf die Karte eines schnellen Durchbruchs und der Einschließung, die ihnen 1914 nicht gelungen war.

					Als die deutschen Streitkräfte den Angriff im Westen mit verheerenden Luftangriffen auf feindliche Flugplätze begannen und die belgische Schlüsselfestung Eben-Emael mit einem waghalsigen Fallschirmjägerangriff einnahmen, ließ Gamelin verlauten, die Deutschen hätten ihm «gerade die Gelegenheit gegeben, auf die er gewartet» habe.[40] Die französische 1. und 7. Armee durften nun gemeinsam mit dem britischen Expeditionskorps endlich belgischen Boden betreten, um zur Dyle-Stellung und weiter nach Breda vorzurücken. Die französische 9. und 2. Armee befanden sich nördlich und südlich von Sedan und waren damit das einzige Hindernis für einen deutschen Vorstoß von Süden her, wenn es dazu käme. Letztlich lief aber fast nichts nach Plan. Die alliierten Truppen strebten nach Breda, nur um festzustellen, dass die holländische Armee diese Gegend bereits aufgegeben hatte und weiter nach Norden gezogen war. Am 14. Mai wurde Rotterdam bombardiert, um einen deutschen Vorstoß in die Stadt zu unterstützen; am nächsten Tag verkündete der niederländische Oberbefehlshaber, dass «dieser ungleiche Kampf aufhören» müsse, und kapitulierte umgehend.

					Die belgische Verteidigung entlang des Albert-Kanals im Osten brach unter der Wucht des deutschen Angriffs schon bald zusammen, die belgischen Einheiten zogen sich zurück und kamen dabei den vorrückenden Franzosen in die Quere. Entlang der Dyle wurde eine Art Front gegen die zahlenmäßig überlegenen deutschen Divisionen aufgebaut, aber es gab keine voll ausgebaute Verteidigungsstellung. Der Aufmarsch der Alliierten wurde durch eine Flut von Flüchtlingen stark behindert – letztlich waren es geschätzt zwischen acht und zehn Millionen Franzosen und Belgier, die die Verkehrswege verstopften, die für die vorrückenden wie für die im Rückzug befindlichen Truppen von zentraler Bedeutung waren.[41] Am 16. Mai erhielten die Verteidiger der Dyle-Stellung von ihrem Oberbefehlshaber General Georges den Befehl, sich so schnell wie möglich auf französischen Boden zurückzuziehen, weil weiter südlich, in den angeblich unpassierbaren Ardennen, die gesamte französische Front aus den Angeln gehoben worden war.

					Der deutsche Operationsplan war aufgegangen, wie es die deutschen Befehlshaber erhofft hatten: Die Alliierten waren mit ihrem Vorstoß in die belgische Falle getappt. Hitler hatte sein Hauptquartier in Bad Münstereifel in einem umgebauten Luftschutzbunker bezogen. Er rechnete damit, dass Frankreich in sechs Wochen besiegt wäre, was ihm den Weg für ein Arrangement mit Großbritannien freimachen würde. Dieses könne «den Krieg dann nicht fortsetzen … denn in dem Falle würde es sein Kolonialreich verlieren».[42] In der Eifel erreichten ihn die ersten Nachrichten vom Vorstoß der Heeresgruppe A durch Luxemburg und die Ardennen am 10. Mai. Die Panzertruppen waren in drei Marschsäulen organisiert: Eine war unter General Heinz Guderian, Deutschlands führendem Panzerexperten, auf Sedan angesetzt, die zweite unter Generalleutnant Georg-Hans Reinhardt auf Monthermé nördlich von Sedan, die dritte unter General Hermann Hoth auf die belgische Stadt Dinant, sie sollte den ersten beiden Säulen Flankenschutz geben.

					Der Vormarsch geriet schon bald ins Stocken, weil die Panzerdivisionen mit den Infanteriedivisionen um denselben Raum auf engen Straßen konkurrierten. Die 41140 Fahrzeuge und 140000 Soldaten verursachten einen 250 Kilometer langen Stau, um dessen Auflösung die Kommandeure heftig rangen. Etwas gemildert wurde diese Krise durch eine sorgfältige logistische Planung: Entlang der Straßen waren Treibstoffdepots errichtet worden, und drei Transportbataillone brachten mit Lastwagen Treibstoff, Munition und Verpflegung zu den vorwärts stürmenden Panzerdivisionen. Als die Verbände erst einmal in Bewegung waren, war diese Logistikorganisation von entscheidender Bedeutung für den schnellen Vormarsch. Benzinkanister wurden den rollenden Panzern ausgehändigt wie Wasser an Marathonläufer.[43]

					Der kritischste Augenblick des Feldzugs waren die Tage vom 11. bis 13. Mai, als der Panzervorstoß praktisch zum Stillstand gekommen und damit zum leichten Angriffsziel für alliierte Luftangriffe geworden war. Doch es gab kaum alliierte Flugzeuge über diesem verwundbaren Abschnitt, weil die deutsche Luftwaffe einen Schutzschirm über den Angriffstruppen errichtet hatte, während das Gros der alliierten Luftstreitkräfte mit dem deutschen Vormarsch weiter nördlich beschäftigt war. Hinzu kam, dass die Alliierten den wenigen französischen Piloten, die von einem ununterbrochenen Strom deutscher Fahrzeuge und Panzer durch die Ardennen berichteten, keinen Glauben schenkten. Als die deutschen Marschsäulen durch Luxemburg und die südlichen Ardennen vordrangen, kämpften sie mit belgischen Grenztruppen und französischer Kavallerie, doch kein Bericht, aus dem man hätte schließen können, dass es sich hier um den deutschen Hauptangriff handeln könnte, drang zu Georges oder Gamelin durch. Der französische Plan ging eben davon aus, dass die Hauptschlacht in den weiter nördlich gelegenen Ebenen Flanderns stattfinden werde.

					Am 13. Mai erreichten alle drei Panzersäulen trotz der schweren Krise in den Ardennen die Maas. Die Überquerung des Flusses war ein hochdramatisches Geschehen. Die Brücken waren zerstört, und die Franzosen hatten sich am gegenüberliegenden Ufer verschanzt. Nun erhielt die Masse der deutschen Luftwaffe den Auftrag, die feindlichen Stellungen anzugreifen. 850 Bomber und Sturzkampfflugzeuge (Stukas) breiteten einen Teppich von Rauch und Schutt über das Flussufer. Die französische 55. Division, die Guderian bei Sedan gegenüberstand, verfügte nur über ein einziges Flakgeschütz. Zwar stellte sich später heraus, dass der angerichtete Schaden weit geringer war als befürchtet, aber die psychischen Auswirkungen des Dauerbombardements auf die französischen Verteidiger waren Angst und Demoralisierung.[44] Guderians drei Divisionen kämpften sich durch schweres Artillerie- und Maschinengewehrfeuer hindurch und waren am 13. Mai um 23 Uhr so weit, dass die erste Pionierbrücke über die Maas errichtet werden konnte – die ersten Panzer überquerten den Fluss. Weiter nördlich führte Generalmajor Erwin Rommel seine 7. Panzerdivision persönlich bei Houx in der Nähe von Dinant über die Maas. Gegen heftigsten französischen Widerstand hatte er bis zum Abend einen drei Kilometer tiefen Brückenkopf errichtet. Reinhardts zwei Panzerdivisionen stießen bei Monthermé wegen des schwierigeren Geländes auf stärkeren Widerstand; sie brauchten zwei Tage, um die Verteidigung zu überwinden und aus ihrem Kessel am Westufer der Maas auszubrechen. Die Überquerungen verursachten Panik bei den schwächeren französischen Reservedivisionen, was beim französischen Oberkommando endlich dafür sorgte, die Situation ernst zu nehmen. Man konnte nicht länger so tun, als sei diese Lage völlig undenkbar.

					Mitten in der Nacht vom 13. auf den 14. Mai gingen im Hauptquartier von General Georges endlich detaillierte Lageberichte ein. Die Szene wurde berühmt. Georges erlitt einen Nervenzusammenbruch und erklärte schluchzend: «Unsere Front ist bei Sedan durchstoßen! Es gab einen Zusammenbruch.»[45] Was nun folgte, war das genaue Gegenteil der methodischen Schlacht, die Gamelin geplant hatte. Die Reservedivisionen in General Charles Huntzigers 2. Armee schwanden dahin; im Norden befand sich die 9. Armee unter General André Corap in einer ähnlich verzweifelten Lage. Versuche von Gegenangriffen scheiterten, weil das französische Oberkommando nicht mit einer Bewegungsschlacht gerechnet hatte. Die Kommunikation war schlecht, die Treibstoffversorgung für französische Panzer und Lastwagen schwierig zu organisieren, sodass Hunderte französische Fahrzeuge bewegungsunfähig auf dem Weg der vorrückenden deutschen Panzerdivisionen herumstanden. Einheiten, die zu schnellen Gewaltmärschen gezwungen gewesen waren, kamen erschöpft und ohne Ausrüstung an. In Belgien wurde aus dem Vormarsch ein defensiver Rückzug. Wertvolle Ausrüstung und Treibstoffdepots wurden zurückgelassen.

					 

					Anders als oft dargestellt, war es kein Spaziergang für die Deutschen, denn es gab lokalen und oft heftigen Widerstand. Aber die Gegenmaßnahmen waren unorganisiert und improvisiert – das Gegenteil von dem, was die Franzosen eigentlich geplant hatten. Am 16. Mai sagte Churchill in London, der Gedanke sei «lächerlich zu glauben, dass Frankreich mit 160 Panzern erobert werden könnte», aber als er am folgenden Tag nach Paris flog, um sich im französischen Außenministerium mit Gamelin zu treffen, stieß er schon auf Mitarbeiter, die Papiere verbrannten. Als er Gamelin fragte, wo denn die französische Reserve sei, erhielt er die lakonische Antwort: «Il n’y en a pas» – es gibt keine.[46]

					Das ganze Ausmaß der Krise wurde nur langsam offenbar, als den französischen Kommandeuren und Politikern dämmerte, was geschehen war; Unsicherheit und schlechte Verbindungen beschleunigten den Untergang. Auf deutscher Seite hatte man damit gerechnet, dass der Durchbruch an der Maas sich verlangsamen würde und eine Zusammenfassung der Truppe erforderlich werden könnte, wenn französische Gegenangriffe erfolgten. Doch die französische Reaktion war dann ein derart unorganisiertes Stückwerk, dass alle drei Panzerkorps die Richtung ändern und auf die Kanalhäfen Calais, Boulogne und Dünkirchen zustürmen konnten, wie es der Mansteinplan verlangte. Das führte im deutschen Hauptquartier zu einer vorübergehenden Panik, denn nach einer bemerkenswert erfolgreichen Woche machte sich Hitler nun Sorgen, die langen ungedeckten Flanken der vorrückenden Panzerdivisionen müssten geradezu eine Einladung für einen starken französischen Gegenangriff sein. Am 17. Mai rang er mit seinen Generalen, ob es nicht erforderlich wäre, die ganze Bewegung zu verlangsamen. «Der Führer ist ungeheuer nervös», notierte Franz Halder in seinem Tagebuch. «Er hat Angst vor dem eigenen Erfolg, möchte nichts riskieren und uns daher am liebsten anhalten.»[47]

					Die Heeresgruppe C wurde am 18. Mai gegen die Maginot-Linie losgelassen, um sicherzustellen, dass die 36 französischen Frontdivisionen blieben, wo sie waren. Zwei kurze Gegenangriffe, einer am 18. Mai von Norden durch Panzer des britischen Expeditionskorps bei Arras und einer am 17. Mai durch die neu aufgestellte französische 4. Panzerdivision bei Moncornet unter Führung von Oberst Charles de Gaulle, riefen bei Hitler weitere Ängste hervor. Doch in Wahrheit sah die Lage ganz anders aus. Der Schock des deutschen Vorstoßes und die völlig zusammenhanglosen Gegenangriffe der Alliierten kamen der deutschen Stärke im Bewegungskrieg sehr entgegen. Obwohl die deutschen Panzerdivisionen zweimal durch Hitlers Eingriffe angehalten wurden, einmal nach Moncornet, einmal nach Arras, hatten sie in nur einer Woche bemerkenswert viel Boden gewonnen. Nun brannten die Kommandierenden Generale der Panzerkorps darauf, zur Kanalküste vorzustoßen und die komplette 7. und 1. Armee der Franzosen, das britische Expeditionskorps und die belgische Armee, die im flandrischen Kessel festsaßen, völlig einzukesseln.

					Dieser entscheidende Schlag wurde jedoch nicht durch den oft genannten Haltebefehl Hitlers verzögert, sondern durch den nervösen Oberbefehlshaber der Heeresgruppe A, von Rundstedt, der den Panzerkorps befahl, zueinander aufzuschließen, Reparaturen durchzuführen und zu rasten. Ein Teil sollte sich dann nach Süden wenden, um den zweiten Teil der Operation, den «Fall Rot», in Angriff zu nehmen – also die französischen Streitkräfte im Rest das Landes zu besiegen. Ein anderer Teil sollte nach Dünkirchen vorstoßen. Hitler begrüßte Rundstedts Anordnungen und übertrug ihm die Verantwortung zu entscheiden, wann der Vormarsch wieder aufgenommen werden sollte. Am 28. Mai wurden die 21 eingeschlossenen belgischen Divisionen aus dem Spiel genommen, als der belgische König kapitulierte. Zwei Tage zuvor hatte die deutsche Armee endlich die Erlaubnis erhalten, die Vernichtung der 25 französischen und 10 britischen Divisionen fortzusetzen, die hinter einer dünnen Verteidigungslinie eingekesselt waren.

					Dass man in Hitlers Hauptquartier vorübergehend die Nerven verlor, war jedoch fast nichts im Vergleich zu der Krise, die nun über die Alliierten hereinbrach. Als die katastrophalen Nachrichten durchsickerten, sah sich die französische Regierung einer Realität ausgesetzt, die sie für unglaublich hielt. Um 7.30 Uhr am Morgen des 15. Mai rief Reynaud Churchill an und verkündete lapidar: «Wir sind besiegt, wir haben die Schlacht verloren.»[48] Am 20. Mai wurde Gamelin, dessen Verhältnis zu Reynaud nie gut gewesen war, von seinem Posten abgelöst und durch den französischen Oberbefehlshaber in Syrien, General Maxime Weygand, ersetzt. Dieser war schon im Ersten Weltkrieg General gewesen, und er war ein Verbündeter Reynauds. Marschall Philippe Pétain, der Sieger von Verdun 1916, wurde von seinem Posten als Botschafter in Madrid zurückgerufen und zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt – als Versuch, die brüchige Moral des französischen Volkes ein wenig zu festigen.

					Diese Ernennungen führten in London und Paris zu einem kurzen Schub von Selbstvertrauen. Weygand entwarf (oder besser: erbte von Gamelin) einen Plan, um die langen Flanken der Deutschen von Norden und Süden her anzugreifen, aber diese Pläne hatten mit der Realität auf dem Schlachtfeld kaum etwas zu tun. Realistischer war da schon die Vorbereitung des Rückzugs auf eine Linie entlang von Somme und Aisne. Die arg gerupften Truppen sollten dabei eine «beharrliche Aggressivität» an den Tag legen.[49] Das ganze Ausmaß des Unglücks ließ sich jedoch nicht verbergen. Entlang der neuen Frontlinie verblieben nur noch vierzig französische Divisionen; drei motorisierte Reservegruppen sollten versuchen, alle von den Deutschen gerissenen Lücken schnell wieder zu stopfen. Das britische Kriegskabinett und die Stabschefs zogen ihre nahliegenden Schlüsse: Am 25. Mai legte ein Ausschuss unter der Leitung des früheren Kabinettssekretärs Maurice Hankey einen Bericht vor mit dem Titel: «British Strategy in a Certain Eventuality» (Die britische Strategie für gewisse Fälle). Hankey kam zu dem Schluss, dass ein Weltkrieg nicht durch die Ereignisse in Frankreich entschieden werde, sondern dass Großbritannien mithilfe der Vereinigten Staaten und des Empires und unter dem Schutz von Luftwaffe und Marine alleine weitermachen könne.[50]

					Am 18. Mai, gut eine Woche nach Beginn des Feldzugs, begannen Briten und Franzosen über eine Evakuierung nachzudenken. Nach der kurzen Verschnaufpause infolge des deutschen Halts, die der Oberbefehlshaber des Britischen Expeditionskorps, General Lord Gort, nutzte, um nördlich und südlich des Kessels eine Eingrenzung aufzubauen, die hauptsächlich von den Resten der 7. und 1. französischen Armee verteidigt wurde, begann von Calais und Boulogne aus am 26. Mai die Operation «Dynamo». Die kämpfenden Soldaten erhielten jetzt endlich mehr Luftunterstützung durch die Spitfires und Hurricanes der Royal Air Force, die von Stützpunkten in Südengland starteten. Während die Schlacht zur Beseitigung des Kessels um sie herum tobte, gingen in Dünkirchen 338682 Soldaten an Bord einer bunt zusammengewürfelten Flotte von 861 Schiffen – 247000 Briten und 123000 Franzosen. Es gab außerdem eine französische Evakuierungsaktion, die in den britischen Darstellungen von Dünkirchen zumeist ignoriert wird. Die französische Marine schaffte 45000 Soldaten nach Großbritannien, 4000 nach Le Havre und dann weitere 100000 in die nordfranzösischen Häfen Cherbourg und Brest, von wo aus sie sich wieder in die Kämpfe entlang der Somme eingliedern sollten.[51]

					Die britische Operation wurde am 4. Juni abgeschlossen, mit dem Verlust von 272 Schiffen, darunter 13 Zerstörern, und unter Zurücklassung der gesamten schweren Ausrüstung: 63000 Fahrzeuge, 20000 Motorräder, 475 Panzer und gepanzerte Fahrzeuge sowie 2400 Kanonen.[52] Die Soldaten hinterließen, wie einer später schrieb, «unendliche Zerstörung (…) einen unsäglichen militärischen Saustall». Die britische Armee kapitulierte im Juni 1940 nicht, aber die Schlacht in Belgien und Frankreich muss trotzdem als große Niederlage verbucht werden, nicht als heroische Evakuierungsaktion. Die Armee, die übrig blieb, um Großbritannien zu verteidigen, besaß im Juni 1940 nur noch 54 Panzerabwehrkanonen und 583 Artilleriegeschütze. Die reguläre Armee war als Kampftruppe erst einmal «entmannt».[53]

					 

					Während der Widerstand an der Nordostfront im Mai weiter zusammenbrach, begannen die beiden größeren Alliierten, sich mit dem Schreckensszenario einer Kapitulation zu beschäftigen – etwas, das zwei Wochen zuvor noch absolut undenkbar gewesen war. Trotz des Anscheins von Widerstandskraft und Energie, den er verbreitete, empfahl Weygand am 25. Mai dem französischen Kabinett, darüber nachzudenken, den Kampf aufzugeben. Reynaud sprach als Erster das Wort «Waffenstillstand» (armistice) aus, doch das war, wie die Deutschen im November 1918 selbst hatten feststellen müssen, ein unklarer Begriff. Überdies musste das Vorgehen nach einer Verpflichtung vom 25. März 1940, wonach keiner der beiden Verbündeten einen Separatfrieden abschließen durfte, mit den Briten abgestimmt werden. Am 26. Mai flog Reynaud nach London, um Churchill zu erklären, dass Frankreich vielleicht ans Aufgeben denken müsse. Ohne Wissen Reynauds hatte das britische Kriegskabinett am selben Morgen mit der Diskussion über einen Vorschlag von Außenminister Halifax begonnen, der ihm vom italienischen Botschafter präsentiert worden war: Mussolini wolle möglicherweise eine Konferenz einberufen.

					Die italienischen Motive für diesen Vorschlag bleiben unklar, weil Mussolini zu diesem Zeitpunkt auch eine Kriegserklärung vorbereitete, um noch vom französischen Desaster profitieren zu können. Für die italienische Führung schien die Zeit reif zu sein, die bevorstehende Eroberung Frankreichs auszuschlachten. Nach dreitägiger Debatte entschieden sich die Briten gegen den Konferenzplan. Hierin wird zwar oft ein Wendepunkt gesehen, weil die Befürworter der Appeasement-Politik sich beinahe wieder durchgesetzt hätten, doch waren nun ernsthafte Diskussionen über die Folgen einer umfassenden Niederlage unausweichlich. Nicht einmal Halifax hätte ein Arrangement befürwortet, durch das Großbritanniens primäre Interessen negativ berührt worden wären. Churchill erreichte schließlich, dass Chamberlain, der seinen Sitz im Kriegskabinett behalten hatte, den Kurs unterstützte, die Debatte so zu gestalten, dass jede Annäherung an Mussolini abgelehnt wurde. Die britische Führung erwog bereits einen Krieg ohne Frankreich. «Wenn Frankreich sich nicht einmal selbst verteidigen konnte», sagte Churchill zu seinen Kollegen, «wäre es besser, es würde aus dem Krieg aussteigen.»[54]

					Frankreich kämpfte bei sich immer schneller verschlechternder Lage noch drei Wochen weiter. Ein Waffenstillstand blieb der wahrscheinlichste Ausgang, aber man dachte auch über Alternativen nach. Ende Mai kam die Idee einer «bretonischen Bastion» auf: Vielleicht könnten französische Truppen, möglicherweise durch ein neues britisches Kontingent verstärkt, eine Verteidigungslinie rund um die Bretagne und die Hafenstadt Cherbourg halten. Eine Machbarkeitsstudie wurde in Auftrag gegeben.[55] Weitere Hoffnungen setzte man auf die Idee, dass Frankreich den Widerstand von seinen nordafrikanischen Kolonien aus fortsetzen könnte, wo bereits große Truppenverbände stationiert waren, um sich gegen die Möglichkeit eines italienischen Präventivschlags von Libyen aus abzusichern. Dorthin könnten weitere Zigtausend Soldaten aus dem Mutterland transportiert werden. Reynaud setzte Anfang Juni Pläne in Gang, 80000 Mann nach Marokko zu evakuieren. General de Gaulle, nach seinem Erfolg bei Moncornet inzwischen Unterstaatssekretär im Kriegsministerium, bat die französische Marine am 12. Juni, innerhalb von drei Wochen 870000 Mann nach Afrika zu transportieren. Doch über solche Kapazitäten verfügte nur die britische Marine, und deren Bemühen galt der Aufgabe, außer den bei Dünkirchen geretteten noch alle anderen in Westfrankreich verbliebenen britischen Soldaten (plus 19000 polnische) nach Großbritannien zu bringen.

					Die britische Operation «Aerial», die Aufgabe Frankreichs, wurde am 14. Juni befohlen und zehn Tage später abgeschlossen. So gelangten weitere 185000 Mann zurück nach England. Dieses Mal beschränkten sich die Verluste auf sechs Zerstörer und drei Prozent der Transportschiffe.[56] Am 22. Juni fragte Weygand beim französischen Oberbefehlshaber in Nordafrika, General Charles Noguès, an, wie die Aussichten auf Widerstand aus Nordafrika mit den vorhandenen Kräften zu beurteilen seien. Zu diesem Zeitpunkt waren große Teile der französischen Flotte und fast 850 Flugzeuge in den afrikanischen Kolonien stationiert, doch nur 169 moderne Panzer und die Hälfte der vorhandenen 14 Divisionen waren kampfbereit. Noguès hatte somit zwar genug Truppen zur Verfügung, um eine Invasion in Nordafrika abzuwehren, aber Weygand hielt es für unrealistisch, den Gedanken weiterzuverfolgen, dass die Rettung des Mutterlandes aus den Kolonien kommen könnte. Auch der Gedanke an eine «bretonische Bastion» wurde verworfen. Am 26. Juni, so Noguès mit «sterbender Seele», sei nun der Gedanke an Widerstand aus dem Imperium an sein Ende gekommen.[57]

					Doch war Frankreichs Schicksal durch Deutschlands umfassenden Erfolg schon viel früher besiegelt. Am 5. Juni waren die deutschen Streitkräfte bereit für den zweiten Abschnitt des Feldzugs, für «Fall Rot». Es ging nur noch darum, die Reste der französischen Streitkräfte zu schlagen und die Kapitulation zu erzwingen. An der hastig gezogenen neuen Frontlinie entlang der Flüsse Somme, Aisne und Oise lagen nur noch 40 Divisionen, denen 118 deutsche Divisionen gegenüberstanden. Inzwischen hatten die langen Kolonnen der deutschen Infanterie die vorausgeeilten motorisierten Truppen eingeholt, sodass relativ frische Kräfte zum weiteren Angriff eingesetzt werden konnten. General Georges sagte Weygand, man werde jetzt nur noch um die Ehre kämpfen; sonst sei kaum etwas übrig: «keine Reserven, keine Entsatztruppen, keine Verstärkungen (…) ohne Kavallerie, ohne Panzer. Tragische Situation (…) hoffnungsloser Kampf, eine ausweglose Situation.»[58]

					Trotz der großen Ungleichheit bei den Kräfteverhältnissen zeigten die französischen Einheiten sich besser organisiert und entschlossener als es in den ersten Wochen des Zusammenbruchs möglich gewesen war. Gleichwohl war das Ergebnis unvermeidbar. Am 9. Juni hatte die deutsche Heeresgruppe A Rouen erreicht, und am 12. standen die deutschen Armeen schon kurz vor Paris. Die französischen Truppen wurden nach Norden und Süden abgedrängt. Am 10. Juni informierte Weygand Reynaud, dass der «endgültige Zusammenbruch» der Front unmittelbar bevorstehe.

					Die französische Regierung verließ die Hauptstadt und begab sich zuerst ins Loiretal, anschließend nach Bordeaux. Paris, dessen Flugplätze schon am 3. Juni bombardiert worden waren, wurde zur offenen Stadt erklärt, und am 14. Juni zogen die Deutschen triumphal in der Hauptstadt ein. Bei einem Ministertreffen am 12. Juni verkündete Weygand, dass die Zeit für einen Waffenstillstand gekommen sei. Reynaud blieb unentschlossen, doch als Georges am 15. Juni mit den französischen Befehlshabern konferierte, waren diese einhellig der Meinung, dass der Kampf beendet werden müsse.[59] Reynaud, erschöpft und frustriert, beugte sich der Realität und trat am nächsten Tag zurück. An seine Stelle trat der Hauptbefürworter des Waffenstillstands, Marschall Pétain.

					Doch das Thema war noch immer nicht erledigt, weil Weygand unter «Waffenstillstand» nur eine «Einstellung der Kampfhandlungen» verstand; das hätte eine Neuaufstellung der französischen Truppen ermöglicht. Pétain hingegen sagte dem französischen Volk, als er die Entscheidung am Mittag des 17. Juni in einer Rundfunkansprache verkündete, es sei «notwendig, den Kampf zu beenden». Weygand befahl Georges mitzuteilen, dass er nur dem «Versuch, die Kämpfe zu beenden» zugestimmt habe; Georges solle allen Befehlshabern die Fortsetzung des Kampfes befehlen.[60] Der Westfeldzug war mit Pétains Kapitulationsankündigung also noch immer nicht beendet, sondern erst acht Tage später. Doch die Kämpfe waren nun eindeutig zu Ende, und Tausende Soldaten verließen ihre Einheiten, um nach Hause zurückzukehren. Trotzdem kämpften die Truppen in West- und Zentralfrankreich, die noch intakt waren, weiter, obwohl auch sie erschöpft und schlecht ausgerüstet waren. Die 120000 Mann von General Frères 7. Armee bezogen beiderseits der Loire Stellung und versuchten, als die Deutschen herannahten, jeden Flussabschnitt des Flussbereichs nacheinander zu verteidigen. Diese Kämpfe endeten in der Tat erst am 25. Juni 1940.[61]

					 

					Es war recht kompliziert, eine Verständigung über einen Waffenstillstand zu erreichen, weil der italienische Diktator im Mai 1940 beschlossen hatte, aufseiten Hitlers in den Kampf gegen die demokratischen Großmächte einzugreifen. Mussolini hatte der Status des «Nichtbeteiligten», der ihm im September 1939 aufgezwungen worden war, nie gefallen. Zu diesem Zeitpunkt war Italien jedoch nach einem Jahrzehnt mit vielen Kämpfen weder wirtschaftlich noch militärisch bereit gewesen, in eine Konfrontation mit Großbritannien und Frankreich einzutreten. Im Dezember 1939 gab Mussolini Hitler jedoch das vieldeutige Versprechen, er werde letztlich seinen Verpflichtungen gegenüber den Achsenmächten nachkommen. Im März 1940 hatte er dann geschrieben, Italien könne nicht den ganzen Krieg neutral bleiben, ohne eine «Schweiz hoch zehn» zu werden.[62] Doch er wurde vom König und der militärischen Führung weiterhin zurückgehalten. Sie scheuten das Risiko eines Großkonflikts, für den Italien offenkundig nicht gerüstet war. Der italienische Oberbefehlshaber, Marschall Pietro Badoglio, ließ Mussolini wissen, die erforderlichen Vorbereitungen würden frühestens 1942 abgeschlossen sein – und selbst das war noch eine sehr optimistische Einschätzung.

					Es lässt sich nur schwer beurteilen, ob und wie weit Mussolini diesen Rat respektierte, weil der Duce in seiner eigenen rhetorischen Vision von Italiens militärischem Potenzial gefangen war. Zudem war er noch unsicher, ob Deutschland die Westmächte tatsächlich angreifen würde – und, falls dies wirklich geschähe, wie schnell der Feldzug entschieden sein würde.[63] Als Hitler anfragte, ob Italien zwanzig bis dreißig Divisionen bereitstellen könne, die gemeinsam mit deutschen Streitkräften im Rhonetal kämpfen sollten, kam die Ablehnung des italienischen Oberkommandos prompt. Denn was Mussolini und sein Kreis wirklich wollten, war ein «Parallelkrieg» – «nicht ‹für› oder ‹mit› Deutschland», wie es der stellvertretende Kriegsminister Ubaldo Soddu formulierte, «sondern ein Krieg für uns selbst».[64]

					Als jedoch immer mehr deutsche Siegesmeldungen eintrafen, entschied Mussolini, Italien könne jetzt nicht länger abseitsstehen. Am 13. Mai verkündete er, er werde innerhalb eines Monats den Krieg erklären. Am 28. Mai setzte er, nachdem er von der Kapitulation Belgiens gehört hatte, als Datum für den Kriegseintritt den 5. Juni fest. Er könne und wolle nicht die Gelegenheit verpassen und mit leeren Händen dastehen, «ohne Anspruch, an der Nachfolgeregelung beteiligt zu werden». Die Kriegserklärung verzögerte sich dann nochmals, bis der Duce schließlich am 10. Juni vom Balkon des Palazzo Venezia in Rom einer großen Volksmasse den Krieg verkündete. Deren Begeisterung hielt sich jedoch in Grenzen, wie Beobachter feststellten.[65]

					Die Kriegserklärung bedeutete auch nicht, dass Italien sofort zur aktiven Teilnahme bereit gewesen wäre. Doch die Vergeltungsaktion der Alliierten ließ nicht lange auf sich warten: Am 12. Juni flogen britische und französische Bomber Angriffe auf Turin und Genua. Erst die Nachricht, dass Marschall Pétain um einen Waffenstillstand gebeten habe, motivierte Mussolini zum aktiven Handeln. Am 18. Juni befahl er dem italienischen Heer, am 21. Juni an der Westfront mit der Offensive gegen Frankreich zu beginnen, und eilte umgehend nach München, um mit Hitler die Waffenstillstandsbedingungen für Frankreich zu besprechen. Auf dem Weg nach Deutschland sprach er noch davon, Maximalforderungen stellen zu wollen: Besetzung ganz Frankreichs, Beschlagnahmung der französischen Kriegsflotte, Besetzung von Tunesien, Französisch-Somaliland und Korsika. Doch gleich nach seiner Ankunft hatte er, wie er Ciano sagte, das Gefühl, dass «er nur die zweite Geige spielt».[66] Hitler wollte einen deutlich bescheideneren Waffenstillstand, damit Deutschland bei späteren Friedensregelungen nicht die Hände gebunden waren. Auch wollte er verhindern, dass die Franzosen zurück in die Arme der Briten getrieben wurden. Der nahende Waffenstillstand gab Ribbentrop Gelegenheit zu der Forderung, die Juden aus ganz Europa in die französische Kolonie Madagaskar zu vertreiben, jetzt, da Frankreich besiegt sei und zur Abgabe der Kolonie gezwungen werden könne.[67]

					Entgegen Mussolinis Hoffnung weigerte sich Hitler, ein gemeinsames Waffenstillstandsabkommen mit den Franzosen abzuschließen. Am 19. Juni wurde das französische Oberkommando über die französische Botschaft in Spanien informiert, dass Hitler bereit sei, über einen Waffenstillstand zu verhandeln. Am folgenden Tag fuhr die französische Delegation durch die Front nach Compiègne, wo die Deutschen zweiundzwanzig Jahre zuvor ein Waffenstillstandsdiktat unterzeichnet hatten. In einer kurzen Zeremonie im selben Eisenbahnwaggon wie 1918 wurde am 22. Juni der Waffenstillstandsvertrag unterzeichnet. In Kraft treten konnte er aber erst, nachdem auch Italien eingewilligt hatte, die Kampfhandlungen zu beenden.[68]

					Weil die italienischen Streitkräfte erst am 20. Juni zu kämpfen begonnen hatten, war Mussolini nun gezwungen, ein paar Tage abzuwarten, damit es überhaupt etwas gab, das beendet werden konnte. Rund 22 unterbesetzte und schlecht ausgerüstete Divisionen hatten die Franzosen an der Südostfront in den Alpen attackiert und gegen gut verschanzte und entschlossene Verteidiger so gut wie keinen Geländegewinn erzielt. Die Stadt Menton wurde besetzt, doch ansonsten hatten die Italiener nach drei ertraglosen Kampftagen nur 1258 Gefallene und 2151 Soldaten mit Erfrierungen zu verzeichnen.[69] Gleichwohl steuerte man zögerlich auf einen Waffenstillstand zu. Am 23. Juni traf eine französische Delegation in Rom ein, um am Folgetag in der Villa Incisa den Waffenstillstandsvertrag zu unterzeichnen. Der französischen Delegation war klar, dass sie kaum eine andere Wahl hatte, aber sie konnte nicht akzeptieren, dass dieser Waffenstillstand einen militärischen Sieg der Italiener besiegeln sollte.

					Mussolini hielt sich an sein Hitler gegebenes Versprechen und beschied sich mit weit weniger, als er anfangs großspurig gefordert hatte. Doch in beiden Fällen, im deutschen wie im italienischen Vertrag, unterschieden sich die Bedingungen nicht wesentlich von denen, die Deutschland vom Versailler Vertrag auferlegt worden waren – einige Punkte stellten sogar eine Verschlechterung dar. Die französische Souveränität in den besetzten Gebieten Nord- und Westfrankreichs war in der Tat verloren; die französischen Streitkräfte wurden auf eine Rumpftruppe von 100000 Soldaten begrenzt. Eine begrenzte Anzahl von Kolonialtruppen durfte in den Überseegebieten beibehalten werden, damit Großbritannien nicht ohne Weiteres französisches imperiales Territorium besetzen konnte. Marinestützpunkte und Festungsanlagen sollten aber entmilitarisiert, Waffen abgegeben und die Kriegsflotte demobilisiert werden. Überdies bestanden die italienischen Verhandlungsführer darauf, dass für Korsika, Französisch-Nordafrika, Französisch-Somaliland und Syrien die italienische Waffenstillstandskommission zuständig sein sollte.[70] Pétains Frankreich, nunmehr mit dem Kurort Vichy als Regierungssitz, regierte mit beschränkter Souveränität über ein großes unbesetztes Gebiet in der Mitte und im Süden des Landes.

					 

					Die Niederlage der Alliierten im Jahr 1940 veränderte den Charakter des Krieges. Sie ermutigte italienische und japanische Angreifer, die sich nun vermehrt bietenden Gelegenheiten zu nutzen, um die europäischen Kolonialreiche in eine tödliche Krise zu verwickeln. Die Niederlage schockierte Stalin, der mit einem wesentlich längeren Feldzug gerechnet hatte, doch das Ergebnis, ließ er den britischen Botschafter Stafford Cripps im Juli 1940 wissen, bedeute nun, dass es keine Rückkehr mehr zum «alten Kräftegleichgewicht» gebe.[71] Um diese Position zu unterstreichen, begann die Sowjetunion mit Übergriffen auf osteuropäisches Territorium. Die baltischen Staaten wurden annektiert, ebenso die rumänischen Landesteile Nordbukowina und Bessarabien. Die Niederlage der Alliierten beschleunigte auch das Aufrüstungsprogramm der Vereinigten Staaten und schärfte das amerikanische Bewusstsein für die von den Achsenmächten ausgehenden Gefahren. Die wichtigste Folge war jedoch, dass Hitler klar wurde, dass die europäischen Achsenmächte in ganz Europa eine «Neuordnung» umsetzen könnten – so wie sich auch die japanischen Führer jetzt daran machten, die Gelegenheiten beim Schopf zu packen, die ihnen die Niederlage der europäischen Alliierten unversehens in Asien bot.

					All das war in den dreißiger Jahren noch nicht geplant gewesen, sondern eine unvorhergesehene Folge der Entscheidung Großbritanniens und Frankreichs, Deutschland den Krieg zu erklären. Den Führern der Achsenmächte boten sich nun außergewöhnliche strategische Chancen. Das wichtigste Hindernis für die Sicherheit einer jeden «Neuordnung» blieb aber der Widerstand Großbritanniens. Beim Treffen mit Mussolini am 18. Juni in München hatte Hitler noch steif und fest behauptet, kein Interesse daran zu haben, das Britische Empire zu zerstören. Dieses sei weiterhin ein «bedeutender Faktor für das Gleichgewicht in der Welt». Sollte es indes 1940 keinen Friedensvertrag mit dem Westen geben, dann werde der anschließend zu führende Krieg «ein totaler, absoluter, erbarmungsloser Krieg sein».[72]

				
					
						«Eine Sturzflut von Katastrophen»

					
					Am 20. August 1940, während der «Battle of Britain», der Luftschlacht um England, erhob sich Winston Churchill im britischen Unterhaus zu einer Rede, die vor allem wegen seiner kurzen Bemerkung über «the Few» (die Wenigen) des Jagdfliegerkommandos berühmt wurde: «Noch nie haben so viele so wenigen so viel zu verdanken gehabt.» Die meiste Zeit seines langsam fortschreitenden Berichts widmete der Premierminister der Zusammenfassung der Katastrophe, die im Frühsommer 1940 über die Westalliierten hereingebrochen war. «Welch eine Sturzflut von Katastrophen», rief er den Abgeordneten zu. «Die vertrauensvollen Holländer überwältigt (…) Belgien überfallen und niedergeschlagen; unser eigenes schönes Expeditionskorps abgeschnitten und beinahe gefangen genommen (…) unser Verbündeter Frankreich raus; Italien drin und gegen uns.» Eine solche Aussicht wäre, so Churchills Schlussfolgerung, noch drei Monate zuvor völlig «unglaublich erschienen».[1]

					Die Rede enthielt auch eine überschwängliche Erklärung der Bereitschaft zu fortgesetztem Widerstand, doch sie wurde im Unterhaus nicht mit warmem Beifall aufgenommen. Churchills Privatsekretär John Colville hörte auf der Tribüne zu und fand die Rede nicht gelungen. Er konnte sich später nicht einmal erinnern, die berühmte Phrase «the Few» gehört zu haben.[2] Auch der sowjetische Botschafter in London, Iwan Maiski, war auf der Tribüne anwesend. Er hielt wie Colville die rhetorische Qualität der Ansprache für recht begrenzt – «heute nicht in Bestform» –, aber er spürte in der Parlamentslobby eine «große neue Zuversicht», trotz der Sturzflut von Katastrophen.[3] Wenige Wochen zuvor hatte ihm Churchills Sohn Randolph erklärt, dass der britische Kampfgeist nach dem Zusammenbruch Frankreichs extrem wichtig sei, um das Empire zu bewahren: «Wenn wir unser Empire verlieren, werden wir nicht nur zu einer zweitrangigen, sondern zu einer zehntrangigen Macht. Wir haben nichts. Wir werden alle verhungern. Es bleibt uns also nichts anderes übrig, als bis zum Ende zu kämpfen.» Wie der Vater, so der Sohn, mag sich Maiski da gedacht haben.[4]

					Mit dieser Serie an Katastrophen war – wie Churchill zu betonen nicht müde wurde – nicht zu rechnen gewesen, als man Deutschland den Krieg erklärte. Churchills Stabschef in seiner Eigenschaft als Verteidigungsminister, General Hastings Ismay, schrieb später: Hätten sich die britischen Stabschefs im August 1939 auch nur annähernd vorstellen können, wie das Ganze ausgehen würde, «dann hätten sie ohne zu zögern das Kabinett gewarnt, in den Krieg zu ziehen, denn das wäre gleichbedeutend mit der Heraufbeschwörung einer überwältigenden Katastrophe gewesen». Stattdessen hätten sie, so Ismay, «demütigende Konzessionen» empfohlen.[5] Doch nun sah sich das Britische Empire mit der Aussicht konfrontiert, den Weltkrieg allein durchstehen zu müssen. Nach der französischen Niederlage und der Vertreibung der britischen Streitkräfte vom europäischen Festland wurde die Zukunft des Empires auf einmal zum Gegenstand internationaler Spekulationen. Angesichts des Ausmaßes der Niederlage war das auch kaum überraschend, zumal Großbritannien jetzt vor dem offensichtlichen Dilemma stand, die Außenposten des Empires verteidigen zu müssen und gleichzeitig auf den heimatlichen Inseln ernsthaft bedroht zu sein. «Was kann uns die Zukunft jetzt persönlich noch bringen?», schrieb der britische Unterhausabgeordnete Henry «Chips» Channon im Juli 1940 in sein Tagebuch. «Was für ein Chaos (…) Unsere Herrschaft geht langsam zu Ende, und ich werde ihr Ende bedauern.»[6]

					In Indien wurde die Nachricht laut Berichten mit «Bestürzung» und «Niedergeschlagenheit» aufgenommen. Die Antiimperialisten sahen sie als Menetekel für die ganze Institution des Empires. «Es wird zerbrechen», schrieb der Führer der Kongresspartei, Jawaharlal Nehru, «und alle Pferde und alle Mannen des Königs kriegen’s nicht wieder zusammen.»[7] Außerhalb des Empires rechnete man nun ziemlich fest mit einem Zusammenbruch. Sowjetische Kommentatoren nahmen an, dass Deutschland Großbritannien vergleichsweise leicht besetzen und erobern könne, während die öffentliche Meinung in den USA zwar mit Großbritannien sympathisierte, aber plötzlich doch unsicher war, ob Land und Empire überleben würden. Selbst bei Großbritanniens französischem Alliierten erlebte man eine Welle der Anglophobie, vor allem wegen des matten britischen Beitrags zum gemeinsamen Feldzug, aber auch mit Blick auf den Bankrott der britischen Weltordnung. Einige Minister der neuen Regierung in Vichy waren feindselige Kritiker der Briten, darunter der neue Ministerpräsident Pierre Laval und sein Nachfolger, Admiral Darlan. Beide waren der Ansicht, dass Großbritanniens imperiale Ansprüche nur noch hohle Echos einer vergangenen Zeit seien. «Englands Tage sind vorbei», schrieb Laval im Juli 1940. «Ganz gleich, was jetzt geschieht, sie werden ihr Empire verlieren.»[8]

					Die britische Lage war Churchills neuer Regierung nicht entgangen. Während Churchill hoffte, das Volk zur Weiterführung des Kampfes inspirieren zu können, um des Empires und der Ideale willen, für die es stand, beklagte er privat «unsere Schwäche, Langsamkeit und Unentschlossenheit».[9] Trotzdem wurde die Niederlage Frankreichs schnell zu etwas Positivem umgedeutet, mehr als es die Faktenlage eigentlich hergab. Chamberlain überlegte, die Franzosen seien nichts als «ein Klotz am Bein» gewesen und Großbritannien sei auf sich gestellt jetzt besser dran. Diese Ansicht hatte auch Churchill schon privat geäußert, als er noch Marineminister war.[10] Meinungsumfragen zu der Aussicht, den Krieg allein weiterzuführen, ergaben, dass drei Viertel mit einer Fortsetzung des Krieges rechneten und die Hälfte an einen positiven Ausgang glaubte.[11] Der Gedanke, «allein» weiterzukämpfen, war eine Art Weckruf für ein Land, das sich jetzt als neuer David im Kampf mit dem faschistischen Goliath sah.

					Doch für Churchill und seine Anhänger umfasste «allein» nicht nur das britische Mutterland, sondern das gesamte Britische Empire. Wenn es um das Empire ging, war Churchill sentimental, und er besetzte sein Kabinett, wie schon damals der Historiker Lewis Namier feststellte, mit einer ganzen Reihe von «Kipling-Imperialisten», die seine Haltung teilten.[12] Für Churchill hatte das Überleben des Empires einen zentralen Stellenwert: «Meine Idealvorstellung», sagte er 1938, «ist eng und begrenzt. Ich möchte das Britische Empire noch für ein paar weitere Generationen in seiner Stärke und seinem Glanz bewahrt sehen.»[13]

					Nach Frankreichs Niederlage blieben Großbritanniens strategische Optionen jedoch eng begrenzt. Priorität hatte das Überleben, und das hieß zunächst einmal, Zerstörung oder Niederlage durch einen deutschen Feind abzuwenden, dessen Streitkräfte nun einen Raum von Nordnorwegen bis zur französischen Atlantikküste besetzt hatten. Im Sommer 1940 gab es noch die Option, einen Kompromissfrieden mit dem Feind anzustreben – und damit anzuerkennen, dass es keinen wirksamen Weg gab, die Achsenmächte zu schlagen. Das war die Sicht einer Minderheit, und wie groß diese war, lässt sich nur schwer abschätzen. Aber diese Minderheit war politisch durchaus präsent. Prominentester Fürsprecher einer Verhandlungslösung war der Premierminister aus der Zeit des Ersten Weltkriegs, David Lloyd George. Er trat zwar weiterhin dafür ein, dass das Land seinen Krieg effizienter führen müsse, als dies unter Chamberlain geschehen war, aber letztlich bevorzugte er, wie er in der Presse und im Parlament klar zum Ausdruck brachte, eine Einigung mit Deutschland auf dem Verhandlungsweg.

					Chamberlain hielt Lloyd George für einen potenziellen Marschall Pétain, der in den Kulissen auf seine Chance wartete, eine bankrotte Regierung zu ersetzen, und Churchill wiederholte diesen Seitenhieb später in seiner parlamentarischen Antwort auf eine Rede Lloyd Georges im Mai 1941 – dessen letzte große Parlamentsrede.[14] Dieser Vergleich traf den Ex-Premier schwer, aber es ist nicht von der Hand zu weisen, dass er wie Marschall Pétain noch massiv unter dem Eindruck der horrenden Schäden und Kosten des Ersten Weltkriegs stand und hoffte, dass ein Verhandlungsfrieden Großbritannien gestatten werde, die Vorkriegsjahre des Dahindriftens hinter sich zu lassen und unter Deutschlands wachsamen Augen ein wiedererstarktes Gefühl nationaler Identität auszuleben. Doch dafür gab es 1940 kein Mandat. Churchill war fest entschlossen, das im Mai übernommene Amt des Premierministers nicht zu nutzen, um wenige Wochen später den Krieg in Schimpf und Schande zu beenden. Aber es war der vielgeschmähte Neville Chamberlain, der Ende Juni in einer weltweit übertragenen Rundfunkansprache sagte, Großbritannien werde «eher in Schutt und Asche versinken, als die Vorherrschaft der Nazis zuzulassen».[15]

					 

					Großbritannien war im Sommer 1940 nicht wehrlos, obgleich nach Dünkirchen die gesamte britische Armee vorübergehend auf das Niveau einer Kleinstaatenarmee abgesunken war. Die Royal Navy war weiterhin die größte Kriegsflotte der Welt, selbst wenn ihre Ressourcen nun auf vier verschiedene Kriegsschauplätze aufgeteilt werden mussten: die heimatlichen Gewässer, den Atlantik, das Mittelmeer und den asiatischen Teil des Empires. Die Defensivstärke der Royal Air Force wuchs, und das galt sowohl für die Zahl der Flugzeuge als auch für das integrierte Kontroll- und Kommunikationssystem, welches sicherstellen sollte, dass die Jagdflieger sparsam und effizient gegen eindringende feindliche Flugzeuge eingesetzt wurden. Großbritanniens weltweite Handels- und Finanzverbindungen stellten zusammen mit einer großen Handelsflotte sicher, dass Nahrungsmittel und Rohstoffe aus weit entfernten Teilen der Welt ins Land gebracht werden konnten, um eine Kriegswirtschaft am Laufen zu halten, die sich bei einem weiten Spektrum von Waffen gegenüber der deutschen Wirtschaft schon auf der Überholspur befand. In den Vereinigten Staaten platzierte Großaufträge verpflichteten die amerikanische Industrie bereits im August 1940, trotz der in den 1930er Jahren verabschiedeten Neutralitätsgesetze 20000 Flugzeuge und 42000 Flugzeugtriebwerke zu liefern, zusätzlich zu den regelmäßigen Lieferungen von Benzin mit 100 Oktan. Dieser höherwertige Kraftstoff ermöglichte britischen Jagdflugzeugen eine größere Reichweite als ihren deutschen Konkurrenten.[16]

					Im Juli wurde vereinbart, dass Großbritannien bei der Kriegführung gegen Deutschland und Italien eine dreigleisige Strategie verfolgen sollte, die sich an den zum damaligen Zeitpunkt verfügbaren Kapazitäten orientierte. Der erste Bereich waren Blockade und wirtschaftliche Kriegführung, ein Schlüsselelement schon in der anglo-französischen Kriegsplanung von 1939. Der zweite Bereich war der politische Kampf gegen das von den Achsenmächten besetzte Europa, auszutragen mit einer Mischung aus politischer Propaganda und Sabotage – «Setzt Europa in Brand», lautete Churchills Formulierung für diese Strategie. Der dritte Bereich schließlich waren «strategische» Luftangriffe auf Deutschland und Italien mit Langstreckenbombern, was vor allem gegen Industriezentren in Reichweite der Bomber gerichtet war.

					Doch keine dieser drei Strategien konnte mit begründeter Hoffnung auf durchschlagenden Erfolg ausgeführt werden. Die Blockade stieß durch den unerwarteten Umstand an ihre Grenzen, dass Deutschland und Italien nun den Großteil des europäischen Festlands beherrschten und somit Zugang zu reichen Rohstoff- und Nahrungsmittelressourcen hatten, die von der deutschen Wirtschaft und Wehrmacht koordiniert für die Kriegführung eingesetzt wurden. Politische Kriegführung und Sabotage waren kaum mehr als spekulative Wunschvorstellungen, weil die Radio- und Flugblattpropaganda bei einer Reihe beteiligter Organisationen, die jeweils eigene Pläne verfolgten, schwer zu koordinieren war. Geheimdienstquellen meldeten zwar, es gebe in Europa ein dafür empfängliches Publikum, doch die Aussicht, auf diese Weise breiten Widerstand oder gar lokale Aufstände zu erzeugen, war minimal. Die unter dem Dach der geheimen Special Operations Executive (Spezialeinsatztruppe, SOE) organisierten Teams, seltsamerweise dem Minister für Wirtschaftskriegführung, Hugh Dalton, unterstellt, benötigten erst noch eine gewisse Ausbildungszeit, bevor sie mit begrenzter Infiltration beginnen konnten.

					Die größte Hoffnung richtete man im Sommer 1940 auf die Bombardierung Deutschlands. In einem bekannten Brief aus dem Juli 1940 an Lord Beaverbrook, den Minister für Flugzeugproduktion, kam Churchill zu dem Schluss, dass nur «ein alles vernichtender und ausrottender Angriff mit ganz schweren Bombern» das Hitler-Regime in die Knie zwingen könne. Die Bombardements hatten in der Nacht vom 11. auf den 12. Mai auf Ziele in der Industrieregion an Rhein und Ruhr begonnen und dauerten für den Rest des Jahres jede Nacht an, sofern es Sicht- und Wetterverhältnisse erlaubten. Die Auswirkungen auf Deutschland waren jedoch unerheblich, selbst wenn die Luftangriffe Tausende von Deutschen zwangen, die Sommernächte in Luftschutzkellern zu verbringen, und zu weithin populären Forderungen an die deutsche Luftwaffe führten, Vergeltungsschläge durchzuführen. Was die Schäden an Industrieanlagen und die Schwächung der Moral in der deutschen Bevölkerung betraf, hatten britische Geheimdienstberichte anfangs ein optimistisches Bild gezeichnet. Doch dieses Bild verdüsterte sich schnell, als klar wurde, dass nur ein Bruchteil der Flugzeuge das Zielgebiet überhaupt erreichte und ein noch kleinerer Teil der Bomben das Ziel tatsächlich trafen.[17] Spätere Darstellungen hoben hervor, dass die Bombardierung eine spürbar positive psychologische Wirkung auf die Moral der britischen Bevölkerung hatte, doch die frühen Angriffe fanden kaum Beachtung.

					Abseits der eigenen Bemühungen richteten sich die Blicke der britischen Führung auf überseeische Unterstützung. In den USA waren die Meinungen geteilt, nicht nur, was die Aussichten für Großbritanniens Überleben betraf, sondern auch darüber, ob das Land aktiv in den europäischen Krieg eingreifen sollte. Die Vereinigten Staaten zu umgarnen war ein zentrales Anliegen Churchills, doch war er zugleich sehr darauf bedacht, nicht zu viel preiszugeben. Als im Sommer 1940 die Rede darauf kam, dass die britische Flotte sich in die USA in Sicherheit bringen könnte, falls es zu einer deutschen Invasion auf den Britischen Inseln käme, wies er den Botschafter Lord Lothian an, er solle «jeglicher selbstgefälligen Annahme seitens der Vereinigten Staaten den Wind aus den Segeln nehmen, sie könnten die Trümmer des Britischen Empires aufsammeln.»[18] Den amerikanischen Politikern ging die ewige Wiederholung des Empire-Themas ohnehin schon auf die Nerven, zumal es dafür in allen politischen Lagern des Landes kaum Unterstützung gab. «Wir könnten viel besser miteinander auskommen», sagte Senator Arthur Vandenberg einmal zu Außenminister Lord Halifax, «wenn ihr Briten aufhören würdet, dauernd über das Britische Empire zu reden.»[19] Hilfe aus dem Empire galt dagegen als selbstverständlich, obgleich dessen Rolle im Sommer 1940 nach der Niederlage der Alliierten längst nicht so eindeutig war, wie es die vollmundige Londoner Rhetorik suggerierte. Es verging noch einige Zeit, bevor die menschlichen und industriellen Ressourcen des Empires vollständig mobilisiert werden konnten. Überdies wurden viele dieser Ressourcen eher für die Verteidigung vor Ort benötigt, als dass sie nach Großbritannien geschickt werden konnten. In den ersten fünfzehn Monaten des Konflikts stellte Großbritannien neunzig Prozent des militärischen Bedarfs im Empire.[20]

					Die Mobilisierung des menschlichen Potenzials variierte innerhalb des Empires erheblich. In den weißen Dominions herrschte zunächst die Einstellung vor, das Ansinnen zurückzuweisen, erneut wie schon im Ersten Weltkrieg Truppen nach Übersee zu schicken und dem Mutterland zur Verfügung zu stellen. Die australische Regierung stimmte schließlich widerwillig zu, Streitkräfte in den Nahen und Mittleren Osten zu senden. Die kanadische Mobilmachung wurde nur durch das Versprechen an die frankophonen Kanadier ermöglicht, sie nicht einzuziehen und in Übersee zu stationieren. In Südafrika, wo ähnliche Spannungen zwischen den Bevölkerungsgruppen der Briten und der Buren herrschten, trugen die Freiwilligen, die bereit waren, auch außerhalb ihres Landes zu kämpfen, als Unterscheidungsmerkmal orange-rote Schulterklappen – eine Erinnerung an den starken holländischen Einfluss. Die Unterstützung der Dominions für den Krieg hielt auch im Sommer 1940 an, aber der australische Premierminister Robert Menzies fand die Idee eines Verhandlungsfriedens durchaus attraktiv (was er später allerdings widerrief), während es in Kanada bitteren Streit darüber gab, unter welchen Bedingungen der englischen Luftwaffe Ausbildungsplätze angeboten werden könnten. Hinzu kamen heftige Beschwerden über die Verhältnisse, die die ersten kanadischen Truppen in den Lagern in Großbritannien hinzunehmen hatten.[21] In Irland – seit 1937 ein unabhängiger Staat, doch noch immer ein Dominion – weigerte sich Premierminister Éamon de Valera, die Neutralität seines Landes aufzugeben, selbst als ihm die Möglichkeit eines vereinten Irlands angeboten wurde, wofür er zwei Jahrzehnte zuvor noch gekämpft hatte. «Wir wissen von allen Völkern am besten», sagte er am 2. September 1939 im irischen Parlament, «was Gewalt bedeutet, die von einer stärkeren Nation gegen eine schwächere ausgeübt wird.» Churchill grummelte und sagte, die Iren seien «im Krieg, aber drücken sich herum». Doch blieb die irische Regierung während des ganzen Krieges unbeirrt bei ihrer Haltung.[22]

					Im Rest des Empires gab es gemischte Reaktionen. Die Situation in Indien war besonders heikel, weil unter den indischen Politikern unterschiedlichster Richtungen die stillschweigende Annahme herrschte, dass die Unterstützung des Krieges sofort mit dem Versprechen politischer Reformen oder sogar der Unabhängigkeit belohnt werden müsse. Indische Truppen wurden dorthin geschickt, wo an den asiatischen Rändern des Empires Hilfe gebraucht wurde: im Irak, in Kenia, Aden, Ägypten und Singapur, während im Land selbst bedeutende Mittel aufgebracht wurden, um die Verteidigung Indiens zu gewährleisten. Doch wenngleich eindeutig gegen den Faschismus eingestellt, forderten die größten indischen Parteien von den Briten einen akzeptablen Preis für ihren Einsatz. Am 29. Juni 1940 verlangte Gandhi die volle Unabhängigkeit. Churchills Regierung war allerdings nicht bereit, wesentliche Zugeständnisse zu machen. Es sollte lediglich in Delhi ein aus Indern bestehendes Beratungsgremium, der «Beratende Kriegsrat», eingerichtet und der «Exekutivrat», der dem Vizekönig unterstand, um indische Mitglieder erweitert werden. Die Schlüsselressorts Verteidigung, Finanzen und Inneres blieben hingegen fest in britischer Hand.

					Die Kongresspartei startete daraufhin im Oktober eine Kampagne zivilen Ungehorsams. Prompt landeten 700 Kongress-Führer im Gefängnis, wo sie sich zu 500 Führern der Indischen Kommunistischen Partei gesellten. Die britische Regierung in Indien brachte eine Verordnung (Revolutionary Movement Ordinance) auf den Weg, mit deren Hilfe sie die Kongresspartei verbieten und ihre Organisation zerschlagen konnte, doch das Kabinett in London zögerte bei der Anwendung. Trotzdem wurden bis zum Frühjahr 7000 Kongress-Mitglieder verurteilt und 4400 inhaftiert. Selbst für jene Inder, die die Teilnahme am Krieg unterstützten, standen nur begrenzte Mittel zur Verfügung, weil die britische Heimatverteidigung Vorrang hatte. Indien stellte letztlich mehr als zwei Millionen Kriegsfreiwillige, aber die militärische Leistungsfähigkeit der indischen Truppen war in den ersten Jahren des Krieges noch stark unterentwickelt. Bei Kriegsausbruch gab es auf dem gesamten indischen Subkontinent kein einziges modernes Jagdflugzeug und nur ein einziges Flakgeschütz. Zwei Jahre später, als sich Japan anschickte, ganz Südostasien zu erobern, besaßen die indischen Streitkräfte noch immer kein modernes Jagdflugzeug, keine Panzer oder gepanzerte Fahrzeuge und nur je zwanzig Flug- und Panzerabwehrkanonen.[23] Wenn indische Truppen auf anderen Kriegsschauplätzen zum Einsatz kamen, mussten sie nahezu vollständig aus britischen Beständen ausgerüstet werden. Die britische Position in Indien war so schwach, dass Churchill Anfang Juli 1940 die japanische Forderung erfüllen musste, Großbritannien solle die «Burma Road» schließen, eine Nachschubstraße für die nationalchinesischen Truppen Chiang Kai-sheks. Er war einfach nicht in der Lage, «all die Unannehmlichkeiten eines Krieges mit Japan» zu riskieren.[24]

					Das zweite ernste Problem war Ägypten. Seit dem Vertrag von 1936 war das Land nominell unabhängig, doch Großbritannien behauptete weiterhin eine bedeutende politische und militärische Präsenz und genoss besondere Privilegien für die Verteidigung des Suezkanals, der für den asiatischen Teil des Empires eine lebenswichtige Verbindung war. Im Mai und Juni 1940, als die britischen Streitkräfte in Europa vor einer Niederlage standen, weigerte sich die ägyptische Regierung von Ali Maher nicht nur, in den Krieg hineingezogen zu werden, sie versuchte sogar aktiv, die britische Anwesenheit in Ägypten zu beenden. Als Antwort wollte man in London die Protektoratsverfassung reaktivieren, die nach dem Ende des Ersten Weltkriegs gegolten hatte, oder das Kriegsrecht ausrufen, doch am Ende genügten massive Drohungen, um König Faruk dazu zu bringen, Maher zu entlassen. An seine Stelle trat Hassan Sabry, der den Briten und ihren Forderungen zwar geneigter war, sich aber ebenfalls weigerte, Ägypten in den Krieg zu führen. Erst am 25. Februar 1945 erklärte die ägyptische Regierung den Achsenmächten, oder dem, was zu diesem Zeitpunkt davon noch übrig war, den Krieg – vor allem, um sich als unabhängiger Staat einen Sitz bei den neuen Vereinten Nationen zu sichern.

					Die Briten indes sahen in ihrer Präsenz in Ägypten einen lebenswichtigen Bestandteil ihrer globalen Strategie. Die Häfen an beiden Enden des Suezkanals wurden massiv befestigt, schwere Geschütze installiert – eine offenkundige Verletzung des Kanalvertrags von 1888.[25] Deutschen und italienischen Schiffen wurde während des Krieges die Durchfahrt verwehrt, doch gegen einen entschlossenen Feind hätten die Briten die Verteidigung des Kanals nur schwer mit ihren Prioritäten in Europa in Einklang bringen können. Die Bedrohung von Suez war während der folgenden beiden Jahre stets gegenwärtig. Östlich von Suez ließ sich das Versprechen, die Einheit des Empires sei gleichbedeutend mit britischem Schutz, nicht einlösen, solange eine deutsche Invasion die größtmögliche Bedrohung blieb. Der deutsche Geheimdienst leitete im November 1940 ein Geheimdokument an die Japaner weiter, das von einem im Indischen Ozean versenkten Schiff stammte und aus dem klar die britische Ansicht hervorging, man werde die imperiale Position in Südostasien schwerlich behaupten können, wenn es zum Schlimmsten käme. 1940 war das Empire für Großbritannien kaum eine Hilfe, aber umgekehrt war auch Großbritannien für das Empire und seine vielen Außenposten kaum noch eine Stütze.

					 

					Diese peinliche Lage galt nach dem deutschen Sieg 1940 in drastischer Schärfe auch für die drei anderen Kolonialreiche der Alliierten, das belgische, niederländische und französische Imperium. Die belgischen und niederländischen Kolonialreiche waren komplett von ihren Mutterländern abgeschnitten, während das Waffenstillstandsabkommen mit Frankreich der Regierung in Vichy gestattete, so viel Kontrolle über das französische Imperium zu behalten, wie ihr möglich war. Doch der weitere Kriegsverlauf unterminierte das französische Kolonialprojekt weitestgehend, sodass die Kolonien in andere Hände fielen. 1942 trat der Kolonialminister der Vichy-Regierung, Jules Brérié, zurück: «Meine Aufgabe ist beendet, weil wir kein Kolonialreich mehr haben.»[26]
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